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Staatstragender Terror 

Was sich nach Verschwörungstheorie anhört, ist 
Realität. Der Attentäter Anis Amri wurde von einem 
V-Mann des LKA zur Tat gedrängt. 
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Teure Bestattungskultur 

Urnengräber werden immer teurer. Auch Fried¬ 
hofsgebühren sind Felder des Klassenkampfes 
auf kommunaler Ebene. 
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Thema der Woche 


Weltfestspiele beendet 
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Lindner, Kurz und Macron 

Rassisten und Berlusconis gelehrige Schüler treiben den Trend nach rechts voran 


Revolution 
hat Zukunft 

ioo Jahre Roter Oktober 



Emmanuel Macron (r.) mit Jean-Claude Juncker 


D ie Österreicher sind wieder 
einmal schneller. Dort wird die 
rechtsextreme FPÖ als zweit¬ 
stärkste nach den Nationalrats wäh¬ 
len sehr wahrscheinlich an der Regie¬ 
rung beteiligt sein. In Deutschland hat 
es die „Alternative für Deutschland“ 
(AfD) bisher „nur“ zur drittstärksten 
Bundestagsfraktion geschafft. Noch 
wird sie von den anderen Parteien als 
Partnerin gemieden. Der Rechtsruck 
bei den jüngsten Wahlen hier und an¬ 
derswo ist unverkennbar. In Deutsch¬ 
land haben zwei rechte Parteien, die 
FDP und die AfD, die vorher nicht 
vertreten waren, den Sprung ins Par¬ 
lament geschafft. Für Österreich ist es 
nicht neu, dass die FPÖ an der Regie¬ 
rung beteiligt wird. Sowohl die Sozial¬ 
demokraten (SPÖ) als auch die Kon¬ 
servativen (ÖVP) haben das bereits 
praktiziert. Neu ist aber, dass schon 
im Wahlkampf die rechten Parolen 
der FPÖ dominierten. Neu ist auch, 
dass die Traditionspartei ÖVP autori¬ 
tär nach dem Führerprinzip umgebaut 
worden ist und dass diese One-Man- 
Show beim Wähler Erfolg hatte. 

In Frankreich wurde eine solche 
Einmannpartei sozusagen aus dem 
Nichts hergestellt. Ein gewisser Em¬ 
manuel Macron, jung wie der Öster¬ 
reicher Kurz, ehemaliger Investment¬ 
banker und parteilos, wurde zunächst 
vom „sozialistischen“ Präsidenten 
Frangois Hollande zum Wirtschafts¬ 
minister ernannt, um gegen das Volk 
neue Arbeitsgesetze zu formulieren 
und durchzusetzen. Noch im Schei¬ 
tern und im Angesicht der unpopu¬ 
lären Hollande-Regierung wurde 
diesem Mann eine Partei, nein, eine 
„Bewegung“, genannt „En marche!“ 
auf den Leib geschneidert, die dank 
der massiven Unterstützung der Me¬ 
dien die Präsidentschafts- und Parla¬ 
mentswahlen gewann. Die Ablehnung 
der etablierten Parteien und die Angst 


vor einem Erfolg des offen rechts und 
fremdenfeindlich auftretenden „Front 
National“ machten diesen Erfolg mög¬ 
lich. Von außen ist es manchmal leich¬ 
ter zu erkennen, wie eine Kampagne 
im engen Zusammenspiel von Politik, 
Kapital und Medien gesteuert wird. 
Ähnliches konnte man in Deutsch¬ 
land beim Wiederaufstieg der FDP 
und ihres jugendlichen Helden Chris¬ 
tian Lindner beobachten. 

Macron und Lindner treten als völ¬ 
lig unverblümte Sachwalter des herr¬ 
schenden Finanzkapitals auf. Bei Ma¬ 
cron und dem Österreicher Kurz kom¬ 
men noch die offene Verachtung und 
das Abservieren der republikanischen 
Gepflogenheiten des Parteienstaates 
hinzu. Natürlich ist nichts davon neu. 
In Italien gründete der Großunter¬ 
nehmer Silvio Berlusconi schon 1994 
seine auf ihn zugeschnittene Privat¬ 


partei oder Bewegung „Forza Italia“ 
die dank des Einsatzes seiner reichli¬ 
chen Mittel auch noch die Parlaments¬ 
wahlen gewann. Vorausgegangen war 
allerdings 1991 auch die Selbstaufga¬ 
be der einst großen Kommunistischen 
Partei des Landes, deren trübe Reste 
sich heute ausgerechnet an der SPD 
und der „Demokratischen Partei“ der 
USA orientieren. 

Die Entdemokratisierung in Eu¬ 
ropa ist also schon einige Jahrzehnte 
alt. Sie schreitet gegenwärtig, vor al¬ 
lem seit der Finanzkrise und der ihr 
folgenden Krise der EU und der Eu¬ 
rozone, noch schneller voran. Offen¬ 
sichtlich bedarf es angesichts der ge¬ 
ringer werdenden Integrationskraft 
des Kapitalismus härterer, autoritärer 
und demagogischerer Mittel, um das 
Ausbeutungssystem zu stabilisieren. 
Die fremdenfeindliche, rassistische 


und dreckig-populistische Rechte tritt 
dabei mal im Bündnis mit der tradi¬ 
tionellen Rechten auf, wie beispiels¬ 
weise in Österreich, Britannien, den 
Niederlanden oder in der Schweiz, wo 
die SVP (Schweizerische Volkspartei) 
unter der Anleitung des Milliardärs 
Christoph Blocher, die etablierte neo¬ 
liberale und offen fremdenfeindliche 
Politik elegant vereint und seit fast 20 
Jahren als stärkste Partei in der Re¬ 
gierung vertreten ist. In Deutschland 
und Frankreich agieren die etablier¬ 
ten und die populistischen Rechten 
vorläufig getrennt. Um beiden Wider¬ 
stand zu leisten, ist es bestimmt nicht 
ausreichend, nur die Hetzparolen der 
einen Sorte zu bekämpfen. Die rech¬ 
te, antidemokratische und antisoziale 
Politik des Monopolkapitals gilt es in 
allen Spielarten bekämpfen. 

Lucas Zeise 


Vergangenheit - Gegenwart - Zukunft. 
Heinrich Heine formulierte ihren in¬ 
neren Zusammenhang einmal in dem 
Aphorismus: „Der heutige Tag ist ein 
Resultat des gestrigen. Was dieser ge¬ 
wollt hat, müssen wir erforschen, wenn 
wir zu wissen wünschen, was jener will.“ 

Kein Ereignis der Geschichte hat 
die Gegenwart so sehr beeinflusst wie 
die Große Sozialistische Oktoberre¬ 
volution, keines zeichnete klarer die 
Konturen einer Zukunft der ganzen 
Menschheit. 100 Jahre sind seitdem 
vergangen und bieten Anlass für Bi¬ 
lanzen und Schlussfolgerungen. 

In Berlin trafen sich am vergange¬ 
nen Wochenende ca. 500 Gäste zu ei¬ 
ner Konferenz der DKP, des Rotfuchs 
Fördervereins und der SDAJ im Kino 
Babylon, um über das Erbe und die 
Bedeutung der Oktoberrevolution zu 
diskutieren. Referenten und Gäste 
wie Götz Diekmann, Bruno Mahlow, 
Dietmar Dath, Patrik Köbele, Ellen 
Schernikau, Carolus Wimmer, Ellen 
Brombacher, Wolfgang Dockhorn 
oder Achim Bigus und Erich Schaff¬ 
ner boten ein vielseitiges und reichhal¬ 
tiges Programm an theoretischen Bei¬ 
trägen und kultureller Unterhaltung. 
Solidarische Atmosphäre und Op¬ 
timismus schenkten Zuversicht, das 
Erbe der Oktoberrevolution fortzu¬ 
setzen - auch in Zukunft. RS 

Bericht auf Seite 10 


Weltklimakonferenz 

Die nächste Weltklimakonferenz 
(COP23) findet vom 6. bis 17. No¬ 
vember 2017 in Bonn statt. Die Prä¬ 
sidentschaft führt das Land Fidschi, 
eine Inselgruppe im Südpazifik, 
deren sensibles Ökosystem durch 
den steigenden Meeresspiegel, ver¬ 
änderte Niederschlagsmengen und 
Sturmfluten akut bedroht ist. 


Der Kampf ist nicht beendet 

Proteste gegen Sozialreformen in Frankreich 


„Wir sind entschlossen, das durch¬ 
zuziehen“, sagte Philippe Martinez, 
Generalsekretär der linken Gewerk¬ 
schaft CGT, in Marseille. Die CGT 
hatte für den 19. Oktober zur Fortset¬ 
zung des Protestes gegen die „Refor¬ 
men“ der Regierung Macron gerufen 
und Zehntausende waren diesem Auf¬ 
ruf gefolgt: 25 000 demonstrierten in 
Paris, 20 000 in Marseille. In anderen 
französischen Städten gab es weitere 
Protestaktionen. 

Kurz vor der Demonstration warn¬ 
ten die französischen Zeitungen mit 
Chaosbildern eines „ultralinken“ 
schwarzen Blocks vor der Teilnahme 
und nannten diese im gleichen Atem¬ 
zug mit der Verhaftung einer rechts¬ 
extremen Terrorgruppe. 

Der Demonstrationszug ließ kei¬ 
nen Zweifel an der engen Verbindung 
zwischen Politik und Kapital. An der 
Spitze des B locks der Departement- 
Verbände wurden der französische 
Präsident (der Reichen) und der Boss 
der Unternehmervereinigung als die¬ 
jenigen benannt, die das Sozialsystem 
zerschlagen: „Macron Gattaz - Cas- 


seurs de social“ (Macron und Gattaz - 
Schrotthändler des Sozialen). 

Ob öffentlich oder privat, es ist 
der gleiche Kampf, hieß es im Zug 
des öffentlichen Dienstes. Bauarbeiter 
brachten die mangelhaften Arbeits¬ 
schutzbestimmungen zur Sprache, 
die nach dem neuesten Arbeitsgesetz 
nahezu allein den Bossen überlassen 
werden sollen: „Für den Bau eines Ge¬ 
bäudes wird täglich ein Arbeiter be¬ 
graben.“ 

Die Gewerkschaften FO und CGT 
sind in einigen Fragen des im August 
2016 beschlossenen Arbeitsgesetzes 
(El Khomri) vor das Verfassungsge¬ 
richt gegangen, das nun in Teilen be¬ 
stätigte, dass es nicht verfassungskon¬ 
form sei. Ziel aller Gewerkschafts¬ 
maßnahmen sei die Aufhebung des 
Arbeitsgesetzes und der Verordnun¬ 
gen, sozialer und juristischer Kampf 
bildeten eine Einheit, erklärte der Ge¬ 
werkschafter Mickael Warnen von der 
CGT Goodyear. So sei es nur folge¬ 
richtig, dass die Kämpfe auf der Straße 
fortgesetzt werden müssen. 

Alexandra Liebig/Lars Mörking 



Demo ii.ii. in Bonn 
Beginn: 10.30 Uhr 
Busbahnhof Bonn Hbf. 
Abschluss: WCCB Gelände 
Bonn-Gronau 

Schluss mit dem faulen Zauber 
Unsere Forderungen zur COP23 

Einsatz für globale Klimagerech¬ 
tigkeit ★ Stopp der Zerstörung 
von Lebensgrundlagen und Ver¬ 
treibung von Menschen ★ Ver¬ 
bindlicher Fahrplan für den Koh¬ 
leausstieg ★ Nein zur Atomlobby 
als Klimaretter! ★ Ausstieg aus fos¬ 
silen Energien bis 2030 Einschluss 
des Flugverkehrs in das Pariser 
Abkommen ★ Ressourcenscho¬ 
nende Produktion und nachhalti¬ 
ger Konsum statt Waffenexport ★ 
Menschen, die wegen Klimawandel 
fliehen, müssen Bleiberecht haben 

Aufrufer: 

Anti Atom Bonn, Attac, Bündnis 90 
- Die Grünen, BUND Kreisgruppe 
Bonn, Don't nuke the climate, Die 
Linke, Bürgerinitiative Umwelt¬ 
schutz Lüchow-Dannenberg, Initia¬ 
tive Ökosozialismus, DKP, Erwerbs¬ 
losen Forum Deutschland 
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Wirtschaft und Soziales 
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Kürzer statt flexibler 

Diskussion um die Arbeitszeitverkürzung ist wieder da 
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Zwei Tarifrunden starten 

Mitte November starten für die IG 
Metall parallel gleich zwei Tarifrun¬ 
den: Die in der Metall- und Elektro- 
branche und die in der Holz- und 
Kunststoff verarbeitenden Indus¬ 
trie. Auch dort diskutieren derzeit 
die IG Metall-Mitglieder in den 
Betrieben, was sie fordern wollen. 
Die aktuellen Entgelt-Tarifverträge 
enden am 31. Dezember, Ende No¬ 
vember/Anfang Dezember begin¬ 
nen die ersten Verhandlungen über 
die neuen Verträge. 

Beim Auftakt zur Tarifrunde der 
Holz- und Kunststoffindustrie in 
Frankfurt am Main waren sich alle 
einig, dass am „Ende der Tarifrunde 
ein ordentliches Plus stehen“ muss. 

In der letzten Oktoberwoche 
kommen die Tarifkommissionen 
zusammen, um die Diskussions¬ 
ergebnisse aus den Betrieben zu 
bündeln und ihre Forderung zu be¬ 
schließen, über die der IG Metall- 
Vorstand am 14. November endgül¬ 
tig entscheiden wird. Ende Novem¬ 
ber/Anfang Dezember starten die 
ersten Verhandlungen. Am 31. De¬ 
zember enden die Tarifverträge und 
in einigen Bundesländern auch die 
Friedenspflicht. Danach sind Warn¬ 
streiks möglich in Baden-Württem¬ 
berg, Hessen, Rheinland Pfalz, Thü¬ 
ringen und in Bayern. 

Antifa-Kongress 
doch im DGB-Haus 

Der Antifa Kongress Bayern vom 3. 
bis 5. November wird nun doch wie 
geplant in den Räumen des DGB- 
Hauses an der Schwanthalerstraße 
stattfinden. Der DGB Deutschland 
hatte in der vergangenen die Zusa¬ 
ge für den Tagungsraum zurückge¬ 
zogen. Vorausgegangen war der Ab¬ 
sage offensichtlich ein Bericht einer 
rechtspopulistischen Webseite und 
der nicht dem DGB angeschlosse¬ 
nen Deutschen Polizeigewerkschaft. 

Kampf um Entlastung 

Diese Woche streikten erneut Kran¬ 
kenhausbeschäftigte für einen Ta¬ 
rifvertrag Entlastung. Am Dienstag 
und Mittwoch (auch nach Redakti¬ 
onsschluss dieser UZ) streikten die 
Beschäftigten an der Uniklinik 
Düsseldorf, am Mittwoch im ka¬ 
tholischen Marienhaus Ottweiler 
und am Mittwoch und Donnerstag 
im privaten HELIOS Amper-Klini¬ 
kum Dachau. 

Entgelte Bund und 
Kommunen 

Die ver.di-Bundestarifkommission 
für den öffentlichen Dienst hat am 
18. Oktober die Kündigung der Ent¬ 
gelttabellen zum Tarifvertrag für 
den öffentlichen Dienst (TVöD), 
zum TV-V (für Versorgungsbetrie¬ 
be) und zu den Tarifverträgen für 
Azubis und Praktikantinnen und 
Praktikanten zum 28. Februar 2018 
beschlossen. 

Die Forderungen für die bevor¬ 
stehende Tarif- und Besoldungsrun¬ 
de für die Beschäftigten von Bund 
und Kommunen wird die Bundesta¬ 
rifkommission am 8. Februar kom¬ 
menden Jahres beschließen. 

97 Prozent für Streik 

In der Tarifauseinandersetzung mit 
der Postbank hatte ver.di vom 10. 
bis 20. Oktober ihre Mitglieder in 
den betroffenen Unternehmen zur 
Urabstimmung aufgerufen. Dabei 
haben sich 97,7 Prozent für unbe¬ 
fristete Streiks ausgesprochen. 

„Das Ergebnis zeigt deutlich, 
dass die Beschäftigten mit großer 
Entschlossenheit zu den Forde¬ 
rungen stehen“, sagte ver.di-Ver¬ 
handlungsführer Jan Duscheck. Er 
hoffe, dass es in der nächsten Ver¬ 
handlungsrunde ein verbessertes 
Angebot geben werde. Wenn es zu 
keiner Einigung komme, könne es 
zu unbefristeten Streiks kommen. 

In die am 24. September 2017 
ergebnislos abgebrochenen Tarif¬ 
verhandlungen bei der Postbank 
war wieder Bewegung gekommen, 
nachdem die Postbank ein verbes¬ 
sertes Angebot in Aussicht gestellt 
hatte. 


30 Stunden sind genug! So lautete der 
Titel einer Broschüre der DKP vor ei¬ 
nigen Jahren. Damit sollte eine Diskus¬ 
sion in Betrieben und Gewerkschaften 
angestoßen werden. Nun wird diese 
Broschüre sicher nicht weit außerhalb 
der Partei gewirkt haben, aber: Die Dis¬ 
kussion um die Arbeitszeitverkürzung 
ist wieder da - nur anders als gedacht. 
Während es früher hauptsächlich um 
die kollektive Verkürzung der Wochen¬ 
arbeitszeit auf 35 Stunden ging, ist die 
Debatte heute vielschichtiger. 

Seit einiger Zeit laufen in den Mit¬ 
gliedsgewerkschaften des Deutschen 
Gewerkschaftsbundes (DGB) die De¬ 
batten. Sie sind Ausdruck der Suche 
nach einer Reaktion auf die Produk¬ 
tivitätssteigerungen in der Wirtschaft 
und damit einhergehender Arbeitsver¬ 
dichtung. Forciert wird die Debatte auf¬ 
grund zunehmender Veränderungen 
in der Arbeitswelt, aufgrund immer 
schnellerer technischer Entwicklungen 
und deren Einsatzes (Stichwort: Digi¬ 
talisierung). Vielerorts verändert sich 
die Art der Verrichtung der Tätigkei¬ 
ten, so dass Arbeitszeit und Arbeitsort 
nicht mehr als so starr betrachten wer¬ 
den müssen. Obwohl aus unterschiedli¬ 
chem Interesse heraus sind es nicht nur 
die Unternehmen, die nach mehr Flexi¬ 
bilität der Arbeitszeit rufen. Unter der 
Überschrift „Work-Life-Balance“ oder 
„Vereinbarkeit von Beruf und Privat¬ 
leben“ wird die Forderung nach mehr 
Zeitsouveränität auch von den abhän¬ 
gig Beschäftigten begründet. 

Deutlich zu spüren bekam das die 
Eisenbahn- und Verkehrsgewerkschaft 


Am vergangenen Montag erfuhren die 
gut 600 Mitarbeiter des angeschlage¬ 
nen Küchenherstellers Aino, dass sie 
zum großen Teil freigestellt werden. 
Insolvenzverwalter Martin Hörmann 
teilte den Kolleginnen auf einer Be¬ 
legschaftsversammlung mit, dass kein 
Geld mehr da sei. Ein neuer Investor 
sei nicht gefunden. 

Eigentlich boomt der Markt für 
Küchen seit Jahren. In Zeiten wo man/ 
frau keine Zinsen mehr auf der Bank 
bekommt, stecken die Menschen ihr 
Erspartes auch in Küchen und Bäder. 
Aino aber hat sich in einem wachsen¬ 
den Markt vom ehemals größten deut¬ 
schen Küchenhersteller auf Platz zwei 
heruntergewirtschaftet. 

Am 12. Juli hatte Aino nach jahrelan¬ 
gem Kampf gegen die roten Zahlen In¬ 
solvenz angemeldet (die UZ berichtete). 
Eine zunächst beantragte Insolvenz in 
„Eigenverwaltung“ wurde zurückgenom- 


(EVG) in der Vorbereitung ihrer letz¬ 
ten Tarifrunde. In den Jahren zuvor hat¬ 
te sie verstärkt auf die Beteiligung ih¬ 
rer Mitglieder an der Aufstellung der 
Tarifforderungen gesetzt. Schon in der 
Debatte wurde deutlich, dass das The¬ 
ma nicht einfach mit einer Wochenar¬ 
beitszeitverkürzung abzuhandeln war. 
Schließlich ergab die Mitgliederbe¬ 
fragung fast die Gleichrangigkeit der 
Forderungen nach mehr Urlaub und 
Arbeitszeitverkürzung, so dass die Ta¬ 
rifkommission ein Wahlmodell verein¬ 
barte. In der Umsetzung jedoch haben 
gut 60 Prozent aller Beschäftigten die 
Variante „mehr Urlaub“ gewählt und 
nur knapp zwei Prozent die Wochen¬ 
arbeitszeitverkürzung. 

Arbeitszeitsouveränität betrifft 
aber auch die Lage der Arbeitszeit. 
Außerhalb von Schichtdiensten kom¬ 
men zunehmend Forderungen nach 
Möglichkeiten, die Arbeitsleistung in 
einem selbstgewählten Tageszeitraum 
zu erledigen. Hier kommen die Be¬ 
triebsräte unter Druck. Die Lage der 
Arbeitszeit liegt im direkten Zugriff 
der betrieblichen Mitbestimmung. So 
gibt es immer mehr Betriebs Vereinba¬ 
rungen, die diesem Anliegen Rechnung 
tragen, indem der Arbeitszeitraum am 
Tag ausgedehnt wird. Das aber ist eine 
Gratwanderung, in der die Interessen¬ 
vertretungen versuchen, die Balance 
zwischen Arbeits- und Gesundheits¬ 
schutz und der Ausbeutung der Ar¬ 
beitskraft zu halten. Dazu kommen 
die Probleme der Kontrolle, wenn auch 
noch an selbstgewählten Orten die Ar¬ 
beitsleistung erbracht werden kann. 


men. Bis Ende September bezahlte die 
Agentur für Arbeit die Löhne der Be¬ 
legschaft. Am 1. Oktober eröffnete das 
Amtsgericht Hechingen das Insolvenz¬ 
verfahren. Damit bekam der Insolvenz¬ 
verwalter ein Sonderkündigungsrecht, 
mit dem er bestehende Arbeitsverträge 
ebenso binnen drei Monaten kündigen 
kann wie Miet- oder Leasingverträge. 

Während die Kolleginnen und Kolle¬ 
gen bei Aino um ihre Arbeitsplätze und 
Zukunft bangen, treffen sich schon seit 
Wochen Übernahmeinteressenten und 
Investoren mit ihren Wirtschaftsprüfern 
und Anwälten im „Datenraum“, um die 
Bücher der Aino AG zu prüfen. In diesen 
Datenraum haben nur „seriöse“ Kaufin¬ 
teressenten Zugang, die zuvor eine Ver¬ 
schwiegenheitsklausel unterschreiben 
müssen. Bis zum Abschluss dieses Inves¬ 
torenverfahrens ruht die Produktion an 
den Alno-Standorten. Von der Regional¬ 
zeitung gefragt, was in dieser Situation 


Aber auch in Schichtdienstbetrie¬ 
ben zieht mehr Flexibilität ein, was bei¬ 
spielsweise das selbstständige Tauschen 
von Schichten oder Beginn und Ende 
der Arbeit angeht. 

Interessenvertretungen sind daher 
mehr denn je auf einen starken Rück¬ 
halt im Betrieb und partizipative Ele¬ 
mente in der Ausgestaltung ihrer Ar¬ 
beit angewiesen. Wie gut oder schlecht 
sich das in der Praxis widerspiegelt 
hängt im Wesentlichen daran, ob es 
starke Gewerkschaften gibt, denn Ar¬ 
beitszeitregulierungen sind nach wie 
vor Machtfragen in der Klassenausein¬ 
andersetzung. Starke Gewerkschaften 
sind in der Lage, tarifliche Leitplanken 


zu tun sei, antwortete die Betriebsrats¬ 
vorsitzende Waltraud Klaiber: „Es bleibt 
nichts übrig, als den Investorenprozess 
abzuwarten. Das Ziel muss sein, zu hof¬ 
fen, dass so viele Arbeitsplätze wie mög¬ 
lich gerettet werden.“ 

Seit kurzem sind alle Hoffnungen 
auf einen Erhalt der Alno-Gruppe als 
Ganzes zerstört. Aino wird systema¬ 
tisch zerschlagen bzw. filetiert. Ausge¬ 
rechnet eine Billigtochter erweist sich 
als besonderes Filetstück. Rückwir¬ 
kend zum 1. Oktober übernimmt ein 
Investoren-Konsortium um den Pre- 
miumküchen-Hersteiler Nobilia aus 
Verl (Nordrhein-Westfalen) die Alno- 
Tochter Pino mit derzeit 230 Beschäf¬ 
tigten. Pino - das am Ende profitabels¬ 
te Segment bei Aino - ist im unteren 
Preisbereich etabliert und wurde zum 
Teil über Baumärkte verkauft. 

Mit einem ähnlichen Deal rechnen 
Branchenkenner im Fall der Alno- 


einzuziehen. Daher steigt die Bedeu¬ 
tung der Gewerkschaften für die Be¬ 
triebsräte. 

Sollten sich diese Tendenzen fort¬ 
setzen - und vieles spricht dafür, ist 
es nur konsequent, wenn Beschäftig¬ 
te eher längere „Auszeiten“ in Form 
von Urlaub wählen. Die Diskussion 
in den Gewerkschaften zielt daher 
derzeit in die Richtung, dass tarifli¬ 
che Regelungen eher auf Arbeits¬ 
volumen, Urlaub oder betriebliche 
Öffnungsklauseln gehen und Be¬ 
triebsräte zukünftig mehr Gestal¬ 
tungsmöglichkeiten von Arbeitszeit¬ 
regelungen wahrnehmen. 

Rainer Perschewski 


Tochter Wellmann und der dort rund 
400 Beschäftigten: Wellmann ist wie 
Pino im preisgünstigen Segment behei¬ 
matet - und arbeitet ebenfalls profita¬ 
bel. Und das Werk liegt in Ostwestfa¬ 
len, wo traditionell die Küchenmöbel¬ 
industrie konzentriert ist. Obwohl auch 
profitabel, ist es dennoch nicht ganz so 
leicht das Filetstück anzupreisen, denn 
die Arbeitsplätze waren bislang tarifge¬ 
bunden - in diesem Segment der Bran¬ 
che ist das ungewöhnlich. 

Am Firmensitz Pfullendorf sehen 
die Übernahmechancen mehr als düs¬ 
ter aus. Das dortige Werk ist aus Sicht 
der Aasgeier zu personalintensiv bzw. 
zu wenig automatisiert. „Branchenken¬ 
ner“ munkeln schon, ob der Insolven¬ 
zverwalter Martin Hörmann lediglich 
die Marke noch für einige Millionen 
verscherbelt, der Standort Pfullendorf 
soll aber offensichtlich ganz platt ge¬ 
macht werden. Manfred Dietenberger 


30 Stunden sind genug - Arbeitszeitkonferenz der DKP 

Für eine neue gewerkschaftliche Offensive zur Arbeitszeitverkürzung 
Arbeitszeitverkürzung debattieren, begründen, verankern. Gemeinsame Schritte 
finden. 

4 November 2017,10.00 Uhr bis 16.00 Uhr. 

Haus der Essener Gewerkschaften,Teichstraße 4a, 45147 Essen 
Einlass 

Eröffnungsreferat von Margareta Steinrücke, Mitglied 
ATTAC-Deutschland, Koordinatorin der Initiative 
„Arbeitszeitverkürzung jetzt“. 

Pause 

Aktuelle Aussagen und Debatten zu Arbeitszeitfragen 
der Gewerkschaften 

Robert Sadowsky, 1. Bevollmächtigter IGM-Gelsenkirchen 
Tobias Michel, ehern. Betriebsrat, Mitglied ver.di- 
Fachkommission Krankenhäuser und Reha NRW 
Rainer Perschewski, Betriebsgruppensprecher EVG, 
Betriebsratsvorsitzender 
Diskussion 
Ende der Konferenz 


Aino vor Zerschlagung 

Großteil der Belegschaft „freigestellt“ 


9.00 Uhr 
10.00 Uhr 


12.00 Uhr 
13.00 Uhr 


14.00 Uhr 
16.00 Uhr 
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Im Teufelskreis der Armut 

Stromabschaltungen treffen auch Familien mit Kindern 



D ie Zahlen sprechen für sich und 
geben zugleich Auskunft über 
den tatsächlichen Zustand der 
vermeintlichen sozialen Marktwirt¬ 
schaft: Über 330 000 bundesdeut¬ 
schen Haushalten ist im vergangenen 
Jahr der Strom abgestellt worden, da 
die Betroffenen nicht mehr in der 
Lage waren, die teils horrenden Rech¬ 
nungen zu begleichen. Hinzu kom¬ 
men rund 6,6 Millionen Haushalte, 
denen 2016 von den Energieversor¬ 
gern eine sogenannte Stromsperre 
angedroht worden ist. Dies geht aus 
einem Entwurf für den Jahresmoni¬ 
toringbericht hervor, der vom Bun- 
deskartellamt und der Bundesnetz¬ 
agentur herausgegeben wird und mit 
dem die beiden Behörden die Ent¬ 


wicklungen im Bereich der Energie¬ 
versorgung beobachten. 

Was es vor allem für Familien 
mit Kindern oder Alleinerziehende 
bedeutet, den Alltag ohne Stromzu¬ 
fuhr zu meistern, ist nur schwerlich 
vorstellbar. Das Zubereiten warmer 
Mahlzeiten fällt ebenso flach wie das 
Waschen von Wäsche, das Telefonie¬ 
ren oder in den Abendstunden ein 
Buch zu lesen. Die von Stromsper¬ 
ren betroffenen Menschen, denen 
schlichtweg das Geld fehlt, die Rech¬ 
nungen zu begleichen, werden nahe¬ 
zu komplett aus ihrem Leben gerissen 
und zusätzlich zu ihrer Geldknappheit 
noch weiter isoliert. 

Betroffen von den radikalen 
Maßnahmen der Energiekonzer¬ 


ne sind beileibe nicht nur Hartz-IV- 
Empfänger, sondern beispielsweise 
auch Niedrigverdiener 
und Studenten. Ob¬ 
wohl sich die Strom¬ 
preise seit dem Jahr 
2000 fast verdoppelt 
haben, sind jedoch 
weder die Hartz-IV- 
Regelsätze noch das 
durchschnittliche Re¬ 
aleinkommen im sel¬ 
ben Zeitraum ange¬ 
messen gestiegen. Wie 
auch in allen anderen 
Lebensbereichen wie 
etwa in puncto Mobi¬ 
lität deckt auch der für 
Energie vorgesehene 
Anteil in den Hartz- 
IV-Regelsätzen die 
tatsächlich anfallenden 
Kosten nicht. Wenn es 
erst einmal zu einer 
Stromsperrung gekom¬ 
men ist, wird die Situ¬ 
ation für die Betroffe¬ 
nen noch auswegloser. 
So müssen diese nicht 
nur die ausstehenden 
Rechnungen beglei¬ 
chen, sondern auch 
die hohen Gebühren, 
die für die Sperrung 
eines Anschlusses 
anfallen. 

Klar dürfte sein, 
dass kein Mensch 
freiwillig eine 
Stromabschaltung 
riskiert. Nicht sel¬ 
ten sind es von Job¬ 
centern verhängte 
Sanktionsmaßnahmen 
oder der ohnehin viel 
zu niedrige Hartz-IV- 
Regelsatz, der zur Zahlungsun¬ 
fähigkeit führt. Hinzu kommt, dass 
Haushalte mit niedrigen Einkommen 
kaum in der Lage sind, sich neuwerti¬ 
ge und somit Verbrauchs arme Haus¬ 
haltsgeräte zu leisten. Insofern bleibt 
ihnen kaum etwas anderes übrig, als 
einen hohen Stromverbrauch zu ris¬ 
kieren. Dass Menschen in einem rei¬ 
chen Land wie der Bundesrepublik 
durch Stromsperren selbst das letzte 
Existenzminimum abgesprochen und 
genommen wird, ist schlichtweg nicht 
hinnehmbar. Stromsperren müssen 
gesetzlich untersagt werden, Kosten 
durch die zuständigen Sozialämter 
und -behörden übernommen werden. 
Dass hier dringendster Handlungsbe¬ 
darf besteht, machen die nun veröf¬ 
fentlichen Zahlen jedenfalls mehr als 
deutlich. 

Markus Bernhardt 


Reinigungskräfte 
kämpfen weiter 

Solidarität im Düsseldorfer Flughafen 


Der Kampf um die 168 Arbeitsplätze 
der Reinigungskräfte am Düsseldorfer 
Flughafen wurde fortgesetzt, denn es 
gibt immer noch keine Übernahmezu¬ 
sicherung durch die Dr. Sasse AG aus 
München. Erstmals konnte die Ge¬ 
werkschaft Bauen Agrar Umwelt (IG 
BAU) in der Abflughalle des drittgröß¬ 
ten deutschen Flughafens mit einem 
Informationsstand auf den Arbeits¬ 
kampf aufmerksam machen. Die DKP 
engagierte sich solidarisch an der Seite 
der Gewerkschafter. 

Die Firma Klüh Cleaning GmbH 
hatte bisher den Auftrag der Flugha¬ 
fen GmbH, die Halle des Flughafens 
blitzblank zu halten. In der Eigenwer¬ 
bung heißt es: „Langjährige Kundenbe¬ 
ziehungen stehen dabei für eine part¬ 
nerschaftliche und vertrauensvolle Zu¬ 
sammenarbeit.“ Trotz dieses Hinweises 
bekam Klüh nach einer Neuausschrei¬ 
bung keine Vertragsverlängerung von 
der Flughafen GmbH. 

Klüh Cleaning ist eine Tochter der 
Klüh AG mit Sitz ebenfalls in Düs¬ 
seldorf. Aufgabenbereiche sind Rei¬ 
nigung, Catering, Security und Perso¬ 
nalservices - und das international. 
In diesem Feld generiert auch die 
Sasse AG ihren Proüt und ist eben¬ 
falls international ausgerichtet mit 
Dienstleistungen in Deutschland, Ös¬ 
terreich, Großbritannien, Katar und 
Jordanien. 


In Düsseldorf wird ein differenzier¬ 
ter Einstieg vorbereitet, denn es sind 
Arbeitsplätze für 13 verschiedene Be¬ 
reiche ausgeschrieben - unter anderem 
für Reinigungskräfte, Hausmeister, Ge¬ 
bäudereiniger. 

Da es über die Arbeit der Kollegin¬ 
nen und Kollegen unter der Regie von 
Klüh keine Kritik gab, gehen Beobach¬ 
ter davon aus, dass der Auftragswech¬ 
sel von Klüh an Sasse dadurch zu er¬ 
klären ist, dass Sasse „billiger“ ist. Die 
Beschäftigten fürchten, dass es letztlich 
um niedrigere Löhne geht, durch die 
Sasse sich den Vorteil verschafft hat. 

Mit einer Delegation machte die IG 
BAU Düsseldorfs Oberbürgermeister 
Thomas Geisel auf die bedrohten Ar¬ 
beitsplätze aufmerksam. Geisel ist zu¬ 
gleich Aufsichtsratsvorsitzender der 
Flughafen GmbH, die 50 % hält. Die 
andere Hälfte hegt bei der Airport 
Partners GmbH, deren größter Teil (40 
%) bei der staatlichen Aer Rianta aus 
Irland hegt. 

Geisel wurde aufgefordert, sich für 
den Erhalt der Arbeitsplätze einzuset¬ 
zen; er sicherte entsprechende Bemü¬ 
hungen bei der Geschäftsführung zu. 
Die Beschäftigten erwarten verbind¬ 
lichere Zusagen. Zum Teil haben sie 
über 20 Jahre bei Klüh gearbeitet. Ihre 
Arbeitsplätze wollen sie auf alle Fälle 
behalten - ob bei Klüh oder Sasse. 

Uwe Koopmann 


Arbeitsplätze erhalten 

Protestaktionen bei Honeywell 



Begleitet von Protestaktionen sind am vergangenen Donnerstag Geschäfts¬ 
führung und Betriebsrat von Honeywell des Standortes Maintal und IG Metall 
Hanau-Fulda zu Verhandlungen zusammengekommen. Am Morgen vor dem Ge¬ 
spräch demonstrierten 120 Kolleginnen und Kollegen mit einem Autokorso von 
65 Fahrzeugen für die Sicherung des Standortes. 


Kaum Eliten aus Ostdeutschland 

Flut von Westbeamten in die Verwaltungen - Mit der Deindustrialisierung gingen auch Führungspositionen verloren 


Mehr als 27 Jahre nach der „Wieder¬ 
vereinigung“ sind Ostdeutsche in Füh¬ 
rungspositionen immer noch kaum ver¬ 
treten, teilte das Bundeswirtschaftsmi¬ 
nisterium Anfang Oktober in einer 
Pressemitteilung mit. An wesentlichen 
Entscheidungsprozessen seien die Ost¬ 
deutschen in allen gesellschaftlichen 
Bereichen deutlich unterproportional 
beteiligt. 

Die Ostbeauftragte der Bundesre¬ 
gierung, Iris Gleicke, mahnte: „Es be¬ 
steht de facto eine Lücke in der Ver¬ 
tretung ostdeutscher Interessen, Sicht¬ 
weisen und Lebenserfahrungen auf der 
gesamten Bundesebene.“ Es gebe kei¬ 
nen sachlichen Grund mehr für dieses 
Ungleichgewicht. Wer den Osten au¬ 
ßen vor lasse, bekomme irgendwann 
die Quittung. 

Gleicke hatte drei Expertenforen 
unterstützt, in denen sich Wissenschaft¬ 
ler mit den Ursachen und möglichen 
Folgen dieser Entwicklung beschäftig¬ 
ten. Fazit: Noch heute entscheiden die 
territoriale Herkunft und die Zugehö¬ 


rigkeit zu Elitenetzwerken mit über 
die Besetzung von Spitzenpositionen. 
Hierbei gebe es einen klaren struktu¬ 
rellen Nachteil der Ostdeutschen. 

Bereits im letzten Jahr war eine vom 
Mitteldeutschen Rundfunk (MDR) in 
Auftrag gegebene Studie der Univer¬ 
sität Leipzig ernüchternd: „In den Be¬ 
reichen Politik, Justiz, Wirtschaft und 
Wissenschaft, Medien und Militär be¬ 
setzen Ostdeutsche gerade mal 25 bis 
35 Prozent der Spitzenpositionen, in ei¬ 
nigen Bereichen sogar nur ein Prozent.“ 
Mehr als die Hälfte der Staatssekretä¬ 
re in ostdeutschen Landesministerien 
stamme aus den alten Bundesländern, 
bei den Abteilungsleitern seien es drei 
Viertel. Obwohl 87 Prozent der Wohn¬ 
bevölkerung in den neuen Bundeslän¬ 
dern Ostdeutsche seien, spiegele sich 
das nirgendwo prozentual wider. Das¬ 
selbe lasse sich aber auch bundesweit 
beobachten. Im Vergleich zu 2004 sei 
der Anteil der Ostdeutschen an der Eli¬ 
te in einigen Bereichen sogar noch zu¬ 
rückgegangen. 


Dass man bundesweit ostdeutsche 
Eliteangehörige vergeblich suche, weil 
nur 1,7 Prozent der Spitzenpositionen 
mit Ostdeutschen besetzt seien, war 
für Gleicke Grund genug, dem Prob¬ 
lem weiter nachzugehen. Die Deutsche 
Gesellschaft e.V. hat nun ihren Bericht 
„Ostdeutsche Eliten. Träume, Wirklich¬ 
keiten und Perspektiven“ vorgelegt. 

Je nach Bereich werden unter¬ 
schiedliche Ursachen für die Unter¬ 
repräsentanz genannt. So beruhte die 
Ablösung der ehemaligen DDR-Ver- 
waltungseliten auch auf „machtpo- 
litischen Kalkülen“, denn es bestand 
1989/90 eine generelle Skepsis, inwie¬ 
weit sich ehemalige Angehörige des 
sozialistischen Staatsapparates gegen¬ 
über der neuen Ordnung loyal verhal¬ 
ten würden. Die Schwemme mit West¬ 
beamten diente gleichzeitig „als Ventil 
für den Personalüberhang im öffentli¬ 
chen Dienst der alten Bundesländer“. 
Und die damals aus dem Westen in den 
ostdeutschen Verwaltungsdienst einge¬ 
tretenen Stelleninhaber „blockieren bis 


heute selbst das Nachrücken einer ost¬ 
deutschen Nachwuchsgeneration“. 

Ähnlich sieht es in der Wirtschaft 
aus. Die Hauptursache sei im radika¬ 
len Strukturwandel zu suchen, „der als 
Deindustrialisierung bezeichnet wer¬ 
den“ könne. Durch die Abwicklung 
der Kombinate und der Privatisierung 
der volkseigenen Betriebe (VEB) sei 
die Wirtschaft radikal umstrukturiert 
worden und sei seitdem überwiegend 
klein- und mittelbetrieblich organi¬ 
siert. Viele Spitzenpositionen seien in 
dem Prozess weggefallen. Einer Studie 
aus dem Jahre 1995 zufolge waren nur 
0,4 Prozent der Elitepositionen in der 
deutschen Wirtschaft mit Ostdeutschen 
besetzt, bei den Wirtschaftsverbänden 
habe der Anteil Ostdeutscher nur 8,1 
Prozent betragen. „Diese spärlichen 
Anteile haben sich seitdem offenbar 
kaum verändert.“ Dagegen sei der An¬ 
teil von in Westdeutschland Geborenen 
auf Leitungspositionen in ostdeutschen 
Unternehmen nachweislich umso hö¬ 
her, je höher die Hierarchieebene sei. 


Dies gelte besonders für die untersuch¬ 
ten 100 Topunternehmen mit Hauptsitz 
in den ostdeutschen Bundesländern. 

Als weiterer Grund wird genannt: 
„Die Besetzung der Elite- und Füh¬ 
rungspositionen durch Personen aus 
den alten Bundesländern stellte eine 
restaurative Rückabwicklung der 
DDR-typischen Neuzugänge zur Elite 
dar.“ So sei der Hintergrund der Weste- 
lite mehrheitlich groß- oder gutbürger¬ 
lich, während die Eltern und Großel¬ 
tern der DDR-Eliten und Experten viel 
öfter aus den nichtbürgerlichen und un¬ 
teren Schichten stammten. Zudem sei¬ 
en das Selbstverständnis, ideologische 
Orientierung und Habitus der DDR- 
Funktionseliten typischerweise egali¬ 
tär und anti-elitär gewesen, was sie von 
westdeutschen Führungskräften mar¬ 
kant unterschieden habe. Diese „Ge¬ 
genelite“ in Ostdeutschland wurde mit 
der „Wiedervereinigung“ ausgeschlos¬ 
sen und marginalisiert und mit ihr die 
sozialen Mobilitätserfolge der DDR. 

Bernd Müller 
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Ein Zeitplan für „Jamaika“ 

Erste Fachrunden und strittige Themen 


A ls „skurril“ und „zäh“ be¬ 
schrieben Teilnehmer der ers¬ 
ten großen Sondierungsrun¬ 
de die Gespräche, die in der Nacht 
zum Sonnabend in der vorigen Wo¬ 
che in Berlin stattfanden. Es hatte 
mehr als drei Wochen gedauert, ehe 
es nach den Bundestagswahlen über¬ 
haupt zu ersten Sondierungsgesprä¬ 
chen kam. Zunächst mussten sich die 
Unionsparteien untereinander über 
Streitpunkte verständigen (siehe UZ 
vom 13.10.). Nun steht wohl auch der 
Zeitplan für die weiteren Verhand¬ 
lungen über eine Jamaika-Koalition 
im Bund. Noch in dieser Woche woll¬ 
ten die Vertreterinnen und Vertreter 
der Unionsparteien, der FDP und der 
Grünen ihre Gespräche fortführen: 
am Dienstagabend nach der konsti¬ 
tuierenden Sitzung des Bundestages 
und am Donnerstag. 

In diesen ersten Fachrunden sollte 
über Finanzen, Haushalt, Steuern und 
Europa bzw. laut um Klima, Energie 
und Umwelt sowie über Flucht, Asyl, 
Migration, Integration debattiert wer¬ 
den. Am 30. Oktober will man dann 
vormittags in kleiner Runde über 
„Arbeit, Rente, Gesundheit, Pflege, 
Soziales“ sowie über „Familie, Frau¬ 
en, Senioren, Jugend“ beraten und 
am Nachmittag soll eine Zwischenbi¬ 
lanz gezogen werden. Bis zum 17. oder 
18. November könnte es ein Sondie¬ 
rungspapier mit ersten Ergebnissen 
geben. Die Grünen werden danach 
wohl einen Parteitag durchführen 
und dann wohl beschließen, ob die 
Partei sich an Koalitionsverhandlun¬ 
gen beteiligt. Der Termin dafür ist 
noch nicht bekannt. Mitte Dezember 
soll auf einem Parteitag der CDU be¬ 
reits über den Koalitionsvertrag abge¬ 
stimmt werden. Parallel wird am 15. 
und 16. Dezember die CSU zudem 
eine neue Parteiführung wählen. 

Doch die Differenzen zwischen 
den möglichen Koalitionspartnern, 
aber teilweise auch zwischen FDP 
und Grünen, sind derzeit nach wie 
vor groß: in der Finanz- und Steuer¬ 
politik, in der Energie- und Klimapo¬ 
litik, in der Asylpolitik, in Fragen der 
„inneren Sicherheit“ usw. Es ist also, 


wenn die Verhandlungen nicht vorher 
platzen, ungewiss, ob der Zeitplan für 
„Jamaika“ eingehalten werden kann. 

So fürchten Vertreter der Unions¬ 
parteien zum Beispiel, dass sich eine 
Jamaika-Koalition als Gefahr für den 
ausgeglichenen Bundeshaushalt, also 
die „Schwarze Null“, erweisen könne 
und machen entsprechend Stimmung. 
Cem Özdemir (Grüne) hatte am Wo¬ 
chenende noch einmal gefordert, In¬ 


vestitionen des Bundes vor allem in 
Klimaschutz, schnelles Internet, Ki¬ 
tas, Schulen und Europa den Vorrang 
zu geben, den Wohnungsbau und die 
Pflege zu stärken, „Allein die bereits 
bezifferbaren Forderungen betragen 
in Summe weit über 100 Milliarden 


Euro“, heißt es dagegen in einem Pa¬ 
pier aus der CDU, über das die Zei¬ 
tung „Die Welt“ am Montag berich¬ 
tete. Der „vorhandene Spielraum im 
Bundeshaushalt der 19. Wahlperiode“ 
betrage aber insgesamt nur „etwa 30 
Milliarden Euro über vier Jahre“. „Es 
wäre ein falsches Signal, den Weg der 
Solidität zu verlassen. Neue Schulden 
belasten den Gestaltungsspielraum 
künftiger Generationen!“ CSU-Vize 


Christian Schmidt bestand am Mon¬ 
tag in der „Passauer Neuen Presse“ 
auf die „Schwarze Null“. Die FDP 
warnt andererseits vor „staatlicher 
Investitionslenkung“ - vor allem in 
der Klima- und Energiepolitik - und 
fordert in diesen Bereichen, ganz im 


Interesse der großen Energiekonzer¬ 
ne und ohne Rücksicht auf den Kli¬ 
maschutz - „freien Wettbewerb“. Die 
Grünen verlangen dagegen die eige¬ 
nen Klimaschutzziele auch einzuhal¬ 
ten. 

Zudem dürften auch die steuer¬ 
politischen Vorschläge der Grünen 
bei den Verhandlungspartnern auf 
wenige Gegenliebe stoßen. Auch, 
weil die Grünen verlangen, dass eine 


Steuerreform Besserverdiener nicht 
bevorzugen dürfe, sondern für mehr 
soziale Gerechtigkeit sorgen müsse. 
Allerdings war in der vorigen Woche 
offenbar von einer Vermögenssteuer, 
die sie noch im Wahlkampf gefordert 
hatten, nicht mehr die Rede. 


Ob die Grünen wenigstens in der 
Asyl- und Einwanderungspolitik kon¬ 
sequent bleiben? Mit der FDP sind 
sich die Grünen darüber einig, dass 
man ein Einwanderungsgesetz wolle. 
Und dabei wohl auch in einigen Fra¬ 
gen mit den Unionsparteien. Ansons¬ 
ten aber lehnen die Unionsparteien 
Kompromisse in der Flüchtlingspoli¬ 
tik ab. Die CDU- und CSU-Vertreter 
bestehen auf der untereinander am 
8. Oktober ausgehandelten „Limi¬ 
tierung“ des Zuzugs, also einer Ober¬ 
grenze für die Aufnahme von Flücht¬ 
lingen, auf die Begrenzung des Famili¬ 
ennachzugs und die Anerkennung der 
nordafrikanischen Maghreb-Staaten 
als sichere Herkunftsländer. Und 
nicht nur CSU-Landesgruppenchef 
Alexander Dobrindt stellt in diesem 
Zusammenhang für eine Jamaika- 
Koalition die Bedingung die Migrati¬ 
onspolitik weiter zu verschärfen. Wol¬ 
len die Grünen in die Koalition, dann 
müssen sie auch hier in wesentlichen 
Fragen einknicken. 

Streit mit den Unionsparteien 
wird es zudem in Fragen der „inne¬ 
ren Sicherheit“ geben. Hier sind sich 
Grüne und FDP in wichtigen Fragen 
offenbar einig. Sowohl was die Ableh¬ 
nung der Vorratsdatenspeicherung, 
die Ausweitung der Überwachung öf¬ 
fentlicher Orte betrifft als auch den 
Schutz von Bürgerrechten. - Ebenso 
einig ist man sich bei der Abschaf¬ 
fung des sogenannten Kooperations¬ 
verbots, das es dem Bund verbietet, 
in das Schulsystem der Länder zu in¬ 
vestieren. 

Offiziell ist natürlich nicht die 
Rede davon, welche Partei welches 
Ministeramt beansprucht, denn es 
geht ja jetzt nur um „die politischen 
Inhalte“. Aber genauso natürlich ist 
das „Namedropping“ alter und neu¬ 
er Figuren, die gehandelt werden im 
Berliner Basar. 

Übrigens: Der Grünenpolitiker 
Robert Habeck erklärte am 22. Ok¬ 
tober in einem Interview mit dem 
„Deutschlandfunk“ sehr unbestimmt: 
„Wir stellen uns der Verantwortung, 
aber wir werden sie nicht um jeden 
Preis annehmen.“ Nina Hager 
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ALLES ZU DEN JAMAIKA-SONDIERUNGEN 


Zwischenzeitlich: Die Webseite der „Grünen“-Partei ist sich sicher, dass die gewünschte Koalition kommen wird. 


Qualifiziertes Personal gesucht 

von der Leyen macht ihren Job unverdrossen weiter 


AWO mit deutlichem 
Beschluss 

Der rechte Rand wird bekämpft und nicht einbezogen 


Die amtierende Verteidigungsministe¬ 
rin macht ihren Job mit den politisch- 
ideologischen Mitteln, die sie schon 
immer ausgezeichnet haben. Ende 
September erhielten alle neuen Bun¬ 
destagsabgeordneten einen Brief von 
Ursula von der Leyen, mit dem sie da¬ 
für wirbt, einer „diffuse Scheu vor Aus¬ 
landseinsätzen“ energisch entgegen zu 
treten. Sie meint, die Auslandseinsätze 
seien „ganz selbstverständlicher Be¬ 
standteil unserer heutigen Parlaments¬ 
armee“. 

Wenige Tage später beschloss das 
amtierende Bundeskabinett die Ver¬ 
längerung aller Auslandseinsätze um 
weitere drei Monate, ohne das Parla¬ 
ment mit der Entscheidung zu betrau¬ 
en. Selbst in den wenigen Tagen, bis das 
neue Parlament seine Arbeit aufnimmt, 
brüskiert das Kabinett den Bundestag, 
und selbstverständlich mit den Stim¬ 
men der SPD-Minister, die ja nur noch 
ihre restliche Dienstzeit abarbeiten, 
bevor sie als Opposition dagegen stim¬ 
men könnten - wenn sie denn wollen. 

In ihrem Brief meint die Ministe¬ 
rin allen Ernstes, die Werbekampag¬ 
nen der Bundeswehr zur Anwerbun¬ 
gen junger Menschen seien „ein Bei¬ 
trag zum übergeordneten Ziel, auch in 
Zukunft die richtigen Talente ... zu ge¬ 
winnen“. Dafür werden Millionen aus 
dem Etat bereitgestellt. Bei „Youtube“ 
gab es im letzten Jahr die Serie „Die 
Rekruten“, jetzt gibt es in Echtzeit eine 
Serie „Mali“, wo Nutzer im Chat-Bot 
sitzen und Auslandseinsätze „hautnah 
miterleben“ können. Ob Abgeordnete 


im neuen Bundestag deutliche Wor¬ 
te finden, um diesen Wettbewerb der 
Armee als das bezeichnen, was er in 
Wirklichkeit ist, nämlich perfide und 
verlogen, bleibt bestimmt nur der Par¬ 
tei „Die Linke“ Vorbehalten. 



Die BAKS, die „Bundesakade¬ 
mie für Sicherheitspolitik“ ist eine der 
Denkfabriken, die weniger bekannt 
sind. Sie wurde 1992 durch den Bun¬ 
dessicherheitsrat unter Vorsitz von 
Helmut Kohl gegründet. Ihren ersten 
Sitz hatte sie in der „Rosenburg“ in 
Bonn. 2004 zog sie in die Schlossan¬ 
lage Schönhausen in den Berliner Be¬ 
zirk Pankow um. Die Bundesakademie 
bildet ausgewählte Führungskräfte zu 
sicherheitspolitischen Fragestellungen 
weiter - über die Grenzen von Ressorts 
hinweg. Das Bundeskanzleramt und 
sieben Bundesministerien entsenden 
Referenten an die Akademie. Die Leh¬ 
re ist ein Schwerpunkt der Akademie, 


beispielsweise bereitet das dreimonati¬ 
ge Kernseminar für Sicherheitspolitik 
Mitarbeiter aus den Bundesministeri¬ 
en darauf vor, relevante Schlüsselrefe¬ 
rate zu übernehmen. Am 19. Oktober 
2017 beging die Bundesakademie für 
Sicherheitspolitik ihr Jubiläum mit ei¬ 
nem Festakt. Die Hausherrin von der 
Leyen hielt eine deutliche Rede, der 
Horizont der deutschen Sicherheitspo¬ 
litik sei „global“, dafür brauche es die 
„breiteste Expertise“ und die Entwick¬ 
lung von Personal, das diesen Blick für 
„Fragen am anderen Ende der Welt“ 
auch hat und weltweit vernetzt an Lö¬ 
sungen für Probleme arbeitet. Bekannt 
wird auch, dass die Akademie ihre Se¬ 
minargruppen regelmäßig nach China, 
nach Indien, in den Iran schicke, damit 
wir eigene „Eindrücke von den Staaten 
gewinnen können“. Das Ministerium ist 
auf allen Feldern und auf allen Kanä¬ 
len mit der ureigenen Aufgabe beschäf¬ 
tigt, die systematische Einbindung der 
manchmal divergierenden politischen 
Kräfte und Kapitalgruppen in die von 
ihm selbst formulierten sicherheitspo¬ 
litischen Debatten im Interesse der 
Herrschenden zu formieren. 

Auch wenn Ursula von der Leyen 
beim anstehenden Personalkarussell 
vielleicht ihren Job verliert, an die¬ 
sen Aufgaben bleiben die Ministeria¬ 
len natürlich dran, zumindest solange, 
wie andere Mehrheiten den politischen 
Druck so erhöhen können, dass neue, 
friedensstiftende Aufgaben der Bun¬ 
deswehr gestellt werden. 

Herbert Becker 


Der Einzug der Partei „Alternative 
für Deutschland“ (AfD) in den Deut¬ 
schen Bundestag und in einige Land¬ 
tage stellt aus Sicht der Arbeiterwohl¬ 
fahrt eine Zäsur in der Geschichte der 
Bundesrepublik dar. War die AfD an¬ 
fänglich geprägt durch die Euro-Ret- 
tungspolitik, hat sie sich im Zuge des 
Führungswechsels in der Parteispitze 
im Juli 2015 sowie den Fluchtbewe¬ 
gungen seit dem Spätsommer 2015 hin 
zum politisch rechtesten Rand orien¬ 
tiert und positioniert. 

Die Arbeiterwohlfahrt kämpft seit 
1919 für eine sozial gerechte Gesell¬ 
schaft. Wir handeln in dem Bewusstsein 
der Würde und der Freiheit jedes ein¬ 
zelnen Menschen und sehen die Men¬ 
schenrechte als nicht verhandelbare 
Grundlage für Staat und Gesellschaft 
an. Wir bekennen uns zum demokrati¬ 
schen Diskurs mit Vertretern anderer 
politischer Überzeugungen. Die Gren¬ 
ze ziehen wir jedoch dort, wo Minder¬ 
heiten auch durch Äußerungen einzel¬ 
ner Vertreter von Parteien angegriffen 
und ihre Menschenrechte infrage ge¬ 
stellt werden. Wir bekämpfen geschlos¬ 
sen jede Form von gruppenbezogener 
Menschenfeindlichkeit, Diskriminie¬ 
rung, Extremismus und Rassismus. 

Diese Grundhaltung bringt uns auf¬ 
grund wiederholter menschenfeindli¬ 
cher und rassistischer sowie geschichts¬ 
verklärender Äußerungen führender 
AfD-Politiker zu dem Entschluss, dass 


wir und unsere Fachverbände bei ei¬ 
genen Veranstaltungen wie Podien, 
Fachtagungen mit Referenten etc. we¬ 
der Mitglieder noch Vertreter der AfD, 
nicht passiv und nicht aktiv, einbezie¬ 
hen. Einladungen von Fraktionen der 
AfD auf kommunaler, auf Landes¬ 
oder auf Bundesebene sowie weite¬ 
rer Gremien dieser Partei nehmen wir 
nicht an. An Veranstaltungen von Drit¬ 
ten, an denen auch die AfD teilnimmt, 
werden wir weiterhin teilnehmen. 

Die Arbeiterwohlfahrt wird dieser 
Partei aktiv entgegentreten und ihr Ge¬ 
dankengut bekämpfen. Für uns ist klar, 
dass wir geschlossen in allen Bereichen 
und auf allen Ebenen eine Auseinan¬ 
dersetzung mit den Positionen der AfD 
suchen. Vor dem Hintergrund unserer 
Werte werden wir Haltung zeigen und 
für gesellschaftlichen Zusammenhalt 
einstehen. Als zivilgesellschaftliche 
Organisation suchen wir täglich den 
Dialog mit Menschen vor dem Hinter¬ 
grund unserer Grundwerte und werden 
diesen auch zukünftig nicht abbrechen 
lassen. Wir werden jedoch niemandem 
ein Forum und eine Plattform bieten, 
der die Grund- und Menschenrechte 
anderer auf dieser Welt nicht achtet. 
Stattdessen werden wir noch entschie¬ 
dener gegen jeden vorgehen, der unse¬ 
re freiheitliche demokratische Grund¬ 
ordnung gefährdet. 

Präsidium des AWO Bundesverbandes 

am 04. Oktober 2017 
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Staatliche Terrorunterstützung 

V-Mann des NRW-LKA animierte Attentäter zu Bluttat 



Anschlag auf den Berliner Weihnachtsmarkt am Breitscheidplatz 


M ittlerweile kann oder muss man 
sogar zu dem Schluss kommen, 
dass Mordserien und Terroran¬ 
schläge, die in der Bundesrepublik ver¬ 
übt werden, fast immer nach dem glei¬ 
chen Muster verlaufen. Am Anfang der 
Kette steht meist ein Neonazi oder Isla¬ 
mist, der umgeben von staatlich alimen¬ 
tierten V-Leuten - vulgo Gesinnungsge¬ 
nossen ist. Diese stiften ihr Gegenüber 
an, endlich tätig zu werden und im An¬ 
satz geplante Verbrechen doch endlich 
in die Tat umzusetzen. Ist das geschehen, 
werden bei den fälschlicherweise unter 
der Bezeichnung Sicherheitsbehörden 
geführten Amtsstuben Akten geschred¬ 
dert, oder zur Geheimen Verschlusssa¬ 
che gemacht. Ansonsten äußern sich 
weder beteiligte Polizeibeamte, politi¬ 
sche Verantwortungsträger noch Ge¬ 
heimdienstler im Nachgang an die Ta¬ 
ten zu Verstrickungen staatlicher Stellen 
in terroristische Gewaltakte. Wegen der 
„laufenden Ermittlungen“ selbstredend. 

Was sich nach düsteren Verschwö¬ 
rungstheorien anhört, ist jedoch so weit 
nicht von der Realität entfernt. Die 
Mordserie des neofaschistischen Ter¬ 
rornetzwerks „N ationalsozialistischer 
Untergrund“ (NSU) wäre ohne die 
wohlwollende Duldung und staatliche 
Beihilfe wohl kaum möglich gewesen. 
Oder wie anderes will man die finanzi¬ 
elle Alimentierung des neonazistischen 
„Thüringer Heimatsschutzes“, aus dem 
sich der NSU später maßgeblich rekru¬ 
tierte, nennen? Ohne die vielen V-Leu¬ 
te, die in den besagten Gruppierungen 
aktiv waren, wäre die starke militante 
Naziszene der 1990er Jahre wohl auch 
nur halb so schlagkräftig gewesen. Auch 
das gehört zur Wahrheit. 

Ähnlich sieht es, auch das zeichnete 
sich bereits vor Monaten ab, im Falle des 
islamistischen Attentäters Anis Amri ab. 
Klar ist in jedem Fall, dass der von dem 
Tunesier im letzten Dezember verüb¬ 
te Anschlag auf den Weihnachtsmarkt 
an der Berliner Gedächtniskirche hätte 
verhindert werden können. So kam die¬ 
ser Tage heraus, dass ein V-Mann, der 
vom Landeskriminalamt (LKA) Nord¬ 
rhein-Westfalen unter der Bezeichnung 
VP-01 geführt wurde, gleich mehrere Is¬ 
lamisten zu Anschlägen animiert haben 


soll. Darunter offenbar auch den späte¬ 
ren Attentäter Amri selbst. Eine Tätig¬ 
keit als Agent Provocateur ist V-Leuten 
jedoch verboten. Wie in derlei Fällen 
üblich, verweigert das LKA jedoch jed¬ 
wede Auskunft zu den Vorwürfen. Be¬ 
gründung: Laufende Gerichtsverfahren 
und der vom NRW-Landtag eingesetzte 
Untersuchungsausschuss. 

Nochmals zur Erinnerung: Auch 
fernab der dubiosen Rolle, die die VP- 
01 im Falle von Anis Amri spielte, hat¬ 
te der marokkanische Geheimdienst 
sowohl dem Bundesnachrichtendienst 
als auch dem Bundeskriminalamt In¬ 
formationen übermittelt, denen zufol¬ 
ge Amri einen Terroranschlag planen 
könnte. Mindestens sieben Mal war 
der Tunesier vor der Begehung seiner 
mörderischen Tat Thema im „Gemein¬ 
samen Terror-Abwehrzentrum von 


Bund und Ländern (GTAZ)“ welches 
zu dem Schluss kam, dass von ihm kei¬ 
ne konkrete Gefahr ausgehe. Im Juli 
2016 soll das LKA zudem informiert 
worden sein, dass Amri damit geprahlt 
habe, ein Blutbad anzurichten. Im De¬ 
zember tötete er dann zwölf Menschen 
und verletzte rund 50 Personen teils 
schwer. 

Was übrig bleibt, ist die Frage, ob es 
sowohl den Terror Amris als auch den 
des neofaschistischen NSU-Netzwerks 
hätte geben können, wenn staatliche 
Stellen, Geheimdienste und Polizeibe¬ 
hörden nicht involviert gewesen wären. 
Die gleiche Fragestellung könnte man 
mit Fug und Recht auch auf das Okto¬ 
berfestattentat, den von einem Neona¬ 
zi verübten Messerangriff auf die frü¬ 
here Kölner OB-Kandidatin und heu¬ 
tige Oberbürgermeisterin Henriette 


Reker, den Anschlag auf den Düssel¬ 
dorfer S-Bahnhof Wehrhahn im Jahr 
2000, oder die drei vom Dortmunder 
Faschisten Michael Berger im gleichen 
Jahr begangenen Polizistenmorde an¬ 
wenden. Antworten darauf, was genau 
sich in all diesen Fällen tatsächlich zu¬ 
getragen hat, könnten mindestens die 
Geheimdienste und die Parlamentari¬ 
schen Kontrollgremien geben. Mitglie¬ 
der der Letztgenannten sind jedoch 
unter Strafandrohung zum Schweigen 
verdonnert. Wer Terrorismus tatsäch¬ 
lich bekämpfen will, muss heutzutage 
ganz offensichtlich bei der Forderung 
nach Zerschlagung der Inlandsgeheim¬ 
dienste ansetzen. So oder so, dürfte ei¬ 
nes klar sein: Spätestens nach den Ent¬ 
hüllungen über die NSU-Mordserie 
gibt es in diesem Land nichts, was es 
nicht gibt. Markus Bernhardt 


BDI mit klaren Ansagen Durchgewunken 

„Strategische Innovationspolitik“ betreiben IPPNW zur Fortsetzung der Auslandseinsätze 


Koalitionsverhandlungen finden nicht 
nur unter medialem Getöse statt. In¬ 
teressenverbände melden sich eben¬ 
falls und stellen Forderungen auf, 
die unbedingt in das künftige Regie¬ 
rungshandeln eingebracht werden 
müssten. Eine Allianz aus 22 Wirt¬ 
schaftsverbänden, Wissenschafts- und 
Forschungsorganisationen ruft die 
künftige Regierungskoalition dazu 
auf, in dieser Legislaturperiode stra¬ 
tegischer in der Innovationspolitik 
zu handeln. Außerdem soll die neue 
Bundesregierung damit beginnen, ne¬ 
gative und positive Auswirkungen von 
Gesetzgebungsverfahren zu prüfen. 

Der BDI, Initiator dieser Allianz 
und sicherlich der führende, einfluss¬ 
reichste Industrieverband der Repu¬ 
blik, hat deutliche Vorstellungen: „Im 
Rahmen von Innovationsstrategien 
der Bundesregierung sollten Förder¬ 
schwerpunkte noch stärker als bisher 
ressortübergreifend und methodisch 
konsistent festgelegt werden“. Dieser 
Marketingsprech heißt nichts ande¬ 
res als klare Gestaltung der Prozesse, 
konsequente Umsetzung der Förder¬ 
vorhaben und Offenlegung der Ergeb¬ 
nisse. 

BDI-Präsident Dieter Kempf malt 
das Szenario aus, dass der Standort 
Deutschland darauf angewiesen sei, 
durch mutige Innovationen die Un¬ 
ternehmen im Weltmaßstab wettbe¬ 
werbsfähig zu halten. „Wissenschaft¬ 
licher Fortschritt ist die wesentliche 
Grundlage, gesellschaftlichen Zu¬ 
sammenhalt, soziale Stabilität, Wohl¬ 


stand und Wachstum für kommende 
Generationen zu sichern.“ Mit solchen 
Sprechblasen wird weder formuliert, 
wofür und wohin wissenschaftliche 
Forschung gehen soll, noch der Nach¬ 
weis geführt, dass dieser verblasene 
„Fortschritt“ tatsächlich dem Wohle 
aller dient. Deutlich wird das Interes¬ 
se der Industrieverbände und den ih¬ 
nen verbundenen Forschungseinrich¬ 
tungen bei der Forderung, die Ausga¬ 
ben für Forschung und Entwicklung 
bis 2025 auf einen Anteil von 3,5 Pro¬ 
zent vom Bruttoinlandsprodukt zu 
steigern. In Zahlen heißt dies, von 
den rund 3,2 Billionen Euro sollen 
rund 110 Milliarden verwendet wer¬ 
den, bisher liegt der Anteil bei knapp 
3 Prozent. 

Endgültig kommt die Katze aus 
dem Sack, wenn gefordert wird, die 
steuerliche Förderung von Forschung 
und Entwicklung ergänzend zur Pro¬ 
jektförderung einzuführen. „Die 
in vielen Industriestaaten bewähr¬ 
te steuerliche Forschungsförderung 
würde bestehende Wettbewerbs¬ 
nachteile ausgleichen“, unterstrich 
der BDI-Präsident. Der Wunsch der 
Industrie, seine eigenen Ausgaben für 
FuE (Forschung und Entwicklung) 
nicht nur als Kostenstellen in den Bi¬ 
lanzen angeben zu können, sondern 
auch in reichlichem Maß Fördergel¬ 
der abzugreifen, ist unter kapitalisti¬ 
schen Bedingungen verständlich, aber 
sicherlich nicht im Interesse der ar¬ 
beitenden Menschen. 

Frank Schumacher 


Angesichts der gestrigen Entschei¬ 
dung des Kabinetts, gleich sieben noch 
in diesem Jahr auslaufende Bundes¬ 
wehrmandate - darunter das Syrien¬ 
mandat - vorläufig um drei Monate 
bis Ende März zu verlängern, warnt 
die Kampagne „MACHT FRIEDEN. 
Zivile Lösungen für Syrien“ vor einer 
diskussionslosen „Mandatsverlän¬ 
gerung light“. Erst im Frühjahr 2018, 
nach erfolgter Regierungsbildung, 
soll der Bundestag über die reguläre 
Verlängerung um ein Jahr abstimmen 
dürfen. 

Einerseits, sei es zu begrüßen, dass 
die alten und neuen Bundestagsab¬ 
geordneten nach vielen Monaten des 
Wahlkampfes durch die Verschiebung 
der „eigentlichen“ Mandatsabstim¬ 
mung nun mehr Zeit und Raum hätten, 
über ihre Entscheidung nachzudenken 
und sich die notwendigen Informatio¬ 
nen über die Einsätze zu beschaffen. 
So sei z.B. der Vorfall vom 19. März 
2017 im syrischen Al-Mansura noch 
immer nicht aufgeklärt. An diesem 
Tag hatten Flugzeuge der US-geführ¬ 
ten Anti-IS-Koalition ein ehemaliges 
Schulgebäude beschossen und damit 
nach Recherchen von Human Rights 
Watch 40 Zivilistinnen, darunter 16 
Kinder getötet. Für diesen Einsatz wa¬ 
ren laut Informationen des ARD-Ma- 
gazins Monitor Aufklärungsbilder der 
Bundeswehr verwendet worden. Erst 
wenn solche Vorfälle restlos aufgeklärt 
seien, könnten die Abgeordneten des 
Deutschen Bundestages eine infor¬ 
mierte Entscheidung darüber treffen, 


ob sie dem Einsatz der Bundeswehr in 
Syrien weiterhin zustimmen können. 

Andererseits sei eine Entscheidung 
über Auslandseinsätze der Bundes¬ 
wehr auch keine, die man „einfach mal 
so“ für drei Monate treffe, nur um die 
Kontinuität des Regierungshandelns 
zu wahren. „Jede Mandatsverlänge¬ 
rung, auch für einen so kurzen Zeit¬ 
raum, stellt eine Gewissensentschei¬ 
dung dar, die angesichts der vielen 
Opfer einer intensiven Auseinander¬ 
setzung insbesondere mit den zivilen 
Alternativen bedarf“, so Köpper. „Es 
wird aber suggeriert, dass es auf die¬ 
se drei Monate gar nicht so ankomme, 
dass die Abstimmung über Einsätze 
der Bundeswehr nur eine Formalität 
sei. Wir fürchten, dass die dreimonati¬ 
ge Verlängerung nun einfach durchge¬ 
wunken wird, ohne größere Debatten 
über die aktuelle Situation in Syrien 
und die Folgen des Bundeswehreinsat¬ 
zes. Wir sind weiterhin überzeugt: Der 
Einsatz der Bundeswehr trägt nicht 
zum Frieden in Syrien bei. Im Gegen¬ 
teil: Durch militärische Interventionen 
wird der internationale Terrorismus 
nur noch weiter befeuert.“ Vor diesem 
Hintergrund fordert die Kampagne 
die Abgeordneten des neu gewählten 
Bundestags auf, dem Antrag der Bun¬ 
desregierung auf dreimonatige Ver¬ 
längerung des Bundeswehreinsatzes 
in Syrien nicht zuzustimmen und die 
Bundeswehr aus Syrien abzuziehen. 
Stattdessen soll sich deutsche Politik 
ausschließlich zivil und humanitär en¬ 
gagieren. 


Reichtum umverteilen 

Anlässlich der ersten Sondierungs¬ 
runde CDU/CSU, FDP und Bündnis 
90/Die Grünen fordert ein breites 
Bündnis zivilgesellschaftlicher Or¬ 
ganisationen eine stärkere Besteue¬ 
rung sehr hoher Einkommen, Vermö¬ 
gen und Erbschaften, um die soziale 
Handlungsfähigkeit des Staates auch 
in Zukunft sicherzustellen. In einem 
offenen Brief des Bündnisses „Reich¬ 
tum umverteilen - ein gerechtes Land 
für alle!“ an die Parteivorsitzenden 
schlagen die über 30 Bündnisorgani¬ 
sationen ein Bündel an Maßnahmen 
vor: „Was wir dringend benötigen ist 
eine Vermögensteuer und eine Re¬ 
form der Erbschaftsteuer, die diesen 
Namen verdient. Sehr hohe Einkom¬ 
men müssen wieder stärker besteu¬ 
ert und Kapitalerträge dürfen nicht 
privilegiert werden. Zudem müsse 
Steuerbetrug schärfer bekämpft und 
Steuerschlupflöcher geschlossen wer¬ 
den“, heißt es. Dringenden Investiti¬ 
onsbedarf sehen die Bündnispartner 
in der Infrastruktur, der Bildung von 
der Kita bis zur Weiterbildung, dem 
Gesundheitswesen und der Pflege 
sowie der Kultur, Jugend und Sport, 
aber auch in der Arbeitsmarktinte¬ 
gration und der Armutsbekämpfung. 
Die Rechte der Beschäftigten müss¬ 
ten gestärkt, bezahlbare Wohnun¬ 
gen geschaffen, eine nachhaltige und 
preiswerte Energieversorgung gesi¬ 
chert sowie die soziale Absicherung 
aller Menschen in Deutschland ge¬ 
währleistet werden. 

Kinderarmut 

Als einen „Beleg des armutspoliti¬ 
schen Scheiterns“ bewertet der Pa¬ 
ritätische Wohlfahrtsverband eine 
aktuelle Studie zur Kinderarmut in 
Deutschland, nach der 13 Prozent der 
Kinder in Deutschland dauerhaft seit 
fünf und mehr Jahren in Armut leben. 
„Es ist einfach beschämend, wie viele 
Kinder in diesem reichen Land in Ar¬ 
mut aufwachsen. Wir reden hier von 
Millionen Kindern, die Ausgrenzung 
und Mangel Tag für Tag als Normali¬ 
tät erfahren, statt eine unbeschwerte 
Kindheit genießen zu dürfen“, so Ul¬ 
rich Schneider, Hauptgeschäftsführer 
des Paritätischen Gesamtverbands. 
Der Verband fordert von der künfti¬ 
gen Bundesregierung ein umfassen¬ 
des Maßnahmenpaket, das nicht nur 
die Kinder, sondern die ganze Fami¬ 
lie in den Blick nimmt. „Wir werden 
die Kinder auch mit noch so vielen 
Bildungsprogrammen niemals aus 
der Armut herausbekommen, wenn 
wir nicht die finanzielle Situation für 
die ganze Familie verbessern. Es gibt 
keine armen Kinder ohne arme Fami¬ 
lien“, so Schneider. Konkret fordert 
der Verband u.a. die Einführung ei¬ 
ner Kindergrundsicherung in Höhe 
von 573 Euro, einen einklagbaren 
Rechtsanspruch auf Angebote der 
Jugendarbeit, eine bedarfsgerechte 
Erhöhung der Regelsätze auch für 
die Eltern in Hartz IV. 

Personalwechsel 

Als Konsequenz aus dem Wahler¬ 
gebnis erklärte der sächsische Mi¬ 
nisterpräsident Stanislaw Tillich 
(CDU), der zugleich Landesvorsit¬ 
zender der Christdemokraten im 
Land ist, seine beiden Ämter im 
Dezember aufgeben zu wollen. Die 
sächsische CDU hatte bei der Bun¬ 
destagswahl massiv an Stimmen 
verloren und war von der AfD, die 
stärkste Partei im Freistaat wurde, 
eingeholt worden. Auf dem Lan¬ 
desparteitag der sächsischen CDU 
im Dezember werde er seiner Par¬ 
tei vorschlagen, den bisherigen Ge¬ 
neralsekretär der Landes-CDU, Mi¬ 
chael Kretschmer, zum neuen Vor¬ 
sitzenden zu wählen. Kretschmer 
selbst hatte sein Mandat im Wahl¬ 
kreis Görlitz gegen einen Bewerber 
der AfD verloren, aber er ist wohl 
ein Stehaufmännchen und passt zur 
rechten sächsischen CDU. Kretsch¬ 
mer trat vor einem Jahr als Mitau¬ 
tor eines „Aufrufs zu einer Leit- und 
Rahmenkultur“ in Erscheinung, in 
dem sich sächsische CDUler und 
Kollegen aus der CSU für Heimat, 
Patriotismus und Leitkultur als 
„Kraftquelle“ ins Zeug legten. 









6 Freitag, 27. Oktober 2017 


Internationale Politik 


unsere zeit m 


Make America bankrott (again) 

Donald Trump bringt seine Steuersenkungen auf den Weg 



US-Präsident Ronald Reagan begrüßt Donald Trump bei einem Empfang im Weißen Haus (1987) 


N ein, Donald Trump ist nicht 
sonderlich originell. Zumindest 
dann nicht, wenn es darum geht, 
die ohnehin Reichen noch reicher zu 
machen. Konkret will er ihre Verab¬ 
schiedung aus der Finanzierung des 
Staates ermöglichen. Schon Ronald 
Reagan versprach ein ökonomisches 
Wunder, würde man die Steuern für 
die Reichen nur drastisch senken: Der 
Staat sei nicht die Lösung unseres Pro¬ 
blems, er sei das Problem. In der letz¬ 
ten Woche machte der US-Senat den 
Weg frei für Donald Trumps „größte 
Steuersenkung in der Geschichte“ 

Seit Reagan und Thatcher ist das 
Rattenrennen um die niedrigsten Steu¬ 
ersätze im vollen Gange. Der „kelti¬ 
sche Tiger“ konkurriert mit dem „bal¬ 
tischen“ oder „südostasiatischen“ um 
die Gunst der „Investoren“. Komple¬ 
xe Unternehmenskonstruktionen zur 
Steuer-„Optimierung“ sind entstan¬ 
den. Steuer-„Paradiese“ boomen. Die 
Zahl der Millionäre und Milliardäre 
explodiert. „Geiz ist geil!“ Der klein- 
bürgerlich-knickrige „Homo oecono- 
micus ,„ die Leitfigur der bürgerlichen 
Wirtschaftswissenschaft, findet in der 
egoistischen Kultur der Steuervermei- 
der und -hinterzieher seine adäquate 
Existenzform. Dieser Egoismus des 
kleinen privaten Vorteils - auch wenn 
alles ringsum zusammenfällt - findet 
seine materielle Basis in der tiefen 
Erschütterung des Mittelstandes und 
der Prekarisierung weiter Teile der ar¬ 
beitenden Bevölkerung. Die katastro¬ 
phalen Ergebnisse der neoliberalen 
Gegenreformation haben keineswegs 
die Wirksamkeit ihrer Glaubenssätze 
in Frage gestellt. Im Gegenteil. 

Wie bei anderen „rechten Popu¬ 
listen“, die das Fähnchen der natio¬ 
nalen Rebellion schwenken und „den 
Sumpf“ des jeweiligen Establisments 
trockenlegen wollen, ist auch bei Do¬ 


nald Trump kaum mehr als ein neolibe¬ 
rales und geostrategisches „Weiter so!“ 
zu erwarten gewesen. In der Steuerfra¬ 
ge, einem Kernanliegen der obersten 1 
Prozent, darf er nun wohl auch einen 
Erfolg einfahren und, mit Theresa May, 
die nächste Runde im globalen Steuer- 
Rattenrennen mit nominalen Steuer¬ 
sätzen von 20, besser 15 Prozent und 
darunter einläuten. 

Paul Krugman hat sich in der „New 
York Times“ der Mühe unterzogen, uns 
den neoliberalen Steuersenkungs-Ka¬ 
techismus als eine Ansammlung von 
„10 Lügen“ näherzubringen. Zusam¬ 
mengefasst in etwa: Die Wirtschaft, die 
Farmer und die Trucker litten entsetz¬ 


lich unter der drückenden Steuerlast. 
Kurz: Die Steuer killt die Wirtschaft. 
Daher nutze die Kürzung der Profit- 
Besteuerung (Corporate Tax) auch den 
Arbeiterinnen und Arbeitern. Und na¬ 
türlich gehe es nicht um die steuerliche 
Entlastung der Reichen, sondern der 
Mittelklasse. Darüber hinaus bringe 
es Jobs, wenn die im Ausland angeeig¬ 
neten Profite mehr oder weniger steu¬ 
erfrei „repatriiert“ werden könnten. 
Unter dem Strich finanziere sich eine 
Steuerkürzung durch das von ihr aus¬ 
gelöste Wirtschaftswunder selbst und 
erhöhe keinesfalls die Staatsschulden. 

De facto ist das alles Voodoo, wie 
Krugman fundiert belegen kann. Aber 


man braucht sich nur die Ergebnisse 
der „Reagan-Revolution“ anzusehen: 
Deindustrialisierung, Armutsförde¬ 
rung und Reichenmast, Bankenkrise 
und Kickstart in die Staatsverschul¬ 
dung. Es ist genau das eingetreten, was 
die Reaganomics zu bekämpfen vorge¬ 
geben hatten. Und es ist bezeichnend 
für den mentalen Zustand, wenn man 
immer aufs neue von den gleichen Re¬ 
zepten entgegengesetzte Ergebnisse 
erwartet. 

Direkte Steuern - indirekte Steu¬ 
ern werden eher erhöht - werden nur 
von jenen erhoben, die auch entspre¬ 
chend verdienen, oder als Unterneh¬ 
men entsprechende Profite ausweisen 


(müssen). Das Washingtoner „Tax Po- 
licy Center“ (TPC) schätzt, dass die 
Einnahmeverbesserung durch Trumps 
Steuersenkung zu etwa 80 Prozent 
dem obersten einen Prozent zugute 
kommen. 

Der unmittelbar negative Haus¬ 
halts-Effekt in der nächsten Dekade 
wird vom TPC mit etwa 8 Billionen 
Dollar beziffert. Die positiven Effekte 
im selben Zeitraum, durch Schließen 
von Steuerschlupflöchern und Strei¬ 
chen von Absetzungsmöglichkeiten 
werden von der Regierung mit 4 Billi¬ 
onen Dollar angegeben. Während der 
erste Wert relativ gut zu schätzen ist, 
darf der zweite getrost als Hoffnungs¬ 
wert gelten. Die ohnehin dramatische 
Wachstumsgeschwindigkeit des 20-Bil- 
lionen-Dollar-Schuldenbergs (Verdop¬ 
pelung in den acht Obama-Jahren), 
dürfte durch Trumps Steuersenkung 
noch erheblich zunehmen. Wie sein 
lautstark verkündetes Ziel: „Make 
America great again!“ damit zu errei¬ 
chen sein soll, wird wohl sein Geheim¬ 
nis bleiben. 

Der 19. Parteitag der KPCh (18.- 
24. Oktober 2017) konnte beeindru¬ 
ckenden Leistungen im Aufbau von 
Industrie, Wissenschaft und Infrastruk¬ 
tur vorweisen. Chinas „Neue Seiden¬ 
straße“ (Belt & Road Initiative, BRI), 
projektiert ein gewaltiges Infrastruk¬ 
turnetz für 60 Staaten. Neue Straßen, 
Schienenstränge, Brücken, Tunnel, 
Kanäle, Bahnhöfe, Häfen, Flughäfen, 
die drei Kontinente miteinander ver¬ 
binden. Der Unterschied zum Nieder¬ 
gang des US-Imperiums könnte kaum 
augenfälliger sein. Bei drastischen Kür¬ 
zungen im Sozial-, Landwirtschafts¬ 
und Umweltbudget ist der einzige 
wirklich expansive Posten in Trumps 
Haushalt der des Überwachungs- und 
Repressionsapparates. 

Klaus Wagener 


Barzani geschwächt Fast endlose Koalitionsgespräche 

Irakische Armee „sichert“ Ölquellen Neue Regierung in den Niederlanden gebildet 


Das Referendum über die Gründung 
eines unabhängigen Staates in den kur¬ 
dischen Autonomiegebieten des Irak 
stieß von Anfang an auf Widerstand 
bei den regionalen Mächten. Irakische 
Regierung, Türkei und Iran waren sich 
in der Ablehnung des Referendums ei¬ 
nig. 

Dennoch kam der Vormarsch der ira¬ 
kischen Armee, der die ölreiche Pro¬ 
vinz Kirkuk wieder unter die Kontrolle 
der Zentralregierung brachte, überra¬ 
schend. Bewaffnete Zusammenstöße 
zwischen Truppen der irakischen Zen¬ 
tralregierung und den Peschmerga in 
Kirkuk waren „reine Missverständnisse 
aufgrund von schlechten Sichtverhält¬ 
nissen“, erklärte das Oberkommando 
der Anti-IS-Koalition zum Angriff der 
Regierungstruppen auf Kirkuk. 

Das war aber bestenfalls die hal¬ 
be Wahrheit: Vor den Angriffen war 
es der irakischen Regierung gelun¬ 
gen, die Widersprüche zwischen der 
oppositionellen Patriotischen Union 
Kurdistans PUK und der Demokra¬ 
tischen Partei Kurdistans KDP auf¬ 
zubrechen. 

Truppen der PUK zogen sich vor 
den irakischen Truppen bereitwillig 
zurück - nach geheimen Verhand¬ 
lungen und vermutlich nicht ohne 
Gegenleistung. Die Truppen der KDP 
konnten danach keinen entscheiden¬ 
den Widerstand leisten, obwohl es 
vereinzelt zu Scharmützeln mit bis 
zu 30 Toten kam. 

Der irakische Ministerpräsident 
Haider al-Abadi konnte in der „New 
York Times“ erklären: „Nach Jahren il¬ 
legaler Ölverkäufe ist die Regionalre¬ 
gierung bankrott ... ein Ergebnis der 
Korruption einiger kurdischer Führer 
und ihrer Familien.“ 

Man mag ihm da nicht widerspre¬ 
chen. Aber Korruption und Vettern¬ 
wirtschaft sind bekanntlich auch der 


irakischen Regierung nicht fremd. Und 
wie Barzani mit dem Referendum kann 
auch der irakische Ministerpräsident 
mit der Besetzung Kirkuks durch die 
Armee von inneren Problemen des 
Landes ablenken. 

Der Streit um das ölreiche Kirkuk, 
dessen Bevölkerung aus Kurden, Ara¬ 
bern und Turkmenen besteht, währt 
schon lange. Offiziell gehört es nicht 
zum kurdischen Autonomiegebiet. Für 
viele Kurden ist es jedoch „eigentlich“ 
ein grundlegender Teil eines kurdi¬ 
schen Staates, weil die jetzige Bevöl¬ 
kerungsstruktur erst als Ergebnis der 
Arabisierung während der 60er und 
70er Jahre des letzten Jahrhunderts 
entstand. 

Jetzt ist dieser Streit zunächst ein¬ 
mal entschieden und Kirkuk und sei¬ 
ne Ölquellen sind fest in der Hand der 
irakischen Regierung. Das und die of¬ 
fensichtlich unterschiedlichen Interes¬ 
sen der kurdischen politischen Kräfte 
haben die Verhandlungsposition von 
Barzani geschwächt. 

Die US-Regierung will in diesem 
Streit keine Partei ergreifen, die neo¬ 
liberale Politik scheint gespalten. Die 
„New York Times“ räumt dem ira¬ 
kischen Ministerpräsidenten breiten 
Raum ein, seine Politik zu erklären. 
Vertreter der Republikaner und De¬ 
mokraten im Senat dagegen verurtei¬ 
len den Angriff „mit US-Waffen“, der 
nur die Position des Iran stärke. 

90 Prozent der Wähler stimmten 
im Referendum für die Unabhängig¬ 
keit der kurdischen Autonomieregi¬ 
on. Doch im gesamten Irak, von Erbil 
im Norden über Bagdad bis Basra im 
Süden, herrschen Probleme, die mit 
der Abspaltung eines Teils des Lan¬ 
des nicht gelöst werden: Korruption, 
Vetternwirtschaft und die Folgen von 
Krieg und Gewalt. 

Manfred Ziegler 


Nach mehr als 200 Tagen Koalitionsver- 
handlungen wurde die neue niederlän¬ 
dische Regierung in Den Haag vorge¬ 
stellt. Aufgrund der Zersplitterung der 
politischen Landschaft in den Nieder¬ 
landen war es für die Herrschenden ext¬ 
rem schwierig, eine möglichst stabile und 
möglichst rechte Regierung zu bilden. 
Die Regierung stellen jetzt vier Parteien, 
die rechtsliberale VVD, die konservative 
CDA, die sozialliberale D66 und die or- 
thodox-calvinistische ChristenUnie. Sie 
haben zusammen 76 von 150 Sitzen. Das 
ist keine solide Mehrheit. 

Die herrschende Klasse in den Nie¬ 
derlanden musste einen Ausgleich fin¬ 
den zwischen ihrer rechten Agenda 
und ausreichend Unterstützung, um 
nicht beim ersten Konflikt gleich fehl¬ 
zuschlagen. Die grundsätzliche Lösung 
war hierfür, die anstehenden Probleme 
auf die nächsten Jahre zu verschieben. 
Das politische Hauptziel der neuen 
Regierung besteht darin, mit Refor¬ 
men zu Renten, Hypothekenzinsen, 
Kündigungsschutz, höheren Beträgen 


für die Kriegsmaschinerie, niedrigeren 
Steuern für Reiche und multinationa¬ 
le Konzerne das Kräfteverhältnis nach 
rechts zu verschieben. Dazu bemüht 
sich die neue Regierung um Mehrhei¬ 
ten im Parlament. Sie wollen eine lange 
Liste negativer Maßnahmen gegen die 
Arbeiterklasse wie eine Erhöhung der 
Mehrwertsteuer von 6 auf 9 Prozent, 
Verschlechterung sozialer Dienste und 
Flexibilisierung der Arbeitsverhältnis¬ 
se als erstes durchsetzen. Obwohl zur 
Zeit die Wirtschaft wächst, will sich die 
herrschende Klasse auf die nächste Kri¬ 
se vorbereiten, die die Arbeiterklasse 
zahlen soll. Die extrem rechte „Frei¬ 
heitspartei“ um Geert Wilders ist im 
Moment keine echte Gefahr, weil viele 
ihrer Forderungen von den Parteien der 
„Mitte“ übernommen wurden. 

Die linken Parteien in den Nieder¬ 
landen sind gespalten und ihr Einfluss 
ist gering. Die sozialdemokratische Par- 
tij van de Arbeid (Pvd A) - größter Ver¬ 
lierer bei den Wahlen - versucht immer 
noch, mit der neuen Regierung zusam¬ 


menzuarbeiten, um so bald wie möglich 
ihren politischen Einfluss zurückzube¬ 
kommen. Im Jahr 2019 finden wichtige 
Wahlen für die „Eerste Karner“ (Erste 
Kammer der Generalstaaten, entspricht 
dem deutschen Bundesrat, Anm. d.Ü.) 
statt. Eine Mehrheit dort kann die fra¬ 
gile Mehrheit im Parlament ins Wanken 
bringen. Jedoch streitet die niederländi¬ 
sche Linke lieber weiter unter sich. 

Neben den schlechten Wahlergeb¬ 
nissen ist die Schwäche der Gewerk¬ 
schaftsbewegung das größte Problem 
für die Arbeiterbewegung. Um diese 
Schwäche zu überwinden, müssen die 
Schwächen der politischen und ideo¬ 
logischen Positionen der Arbeiterklas¬ 
se, insbesondere der kommunistischen 
Bewegung, überwunden werden. Das 
ist ein Kampf, der nicht im Parlament 
stattfindet, sondern auf der Straße und 
in den Betrieben. 

Wil van der Klift, Chefredakteur von „Manifest“, 
Zeitung der Neuen Kommunistischen Partei 
der Niederlande (NCPN) 
Übersetzung aus dem Englischen: Christoph Hentschel 
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Zwei Festivals 

Die SDAJ auf den 19. Weltfestspielen der Jugend und Studierenden 



D ie ersten anderthalb Tage sind 
wir damit beschäftigt, unsere 
Akkreditierung für die Weltfest¬ 
spiele zu bekommen. Dabei haben wir 
tatkräftige Unterstützung von Sophie 
und Andrej, zwei Freiwilligen, die uns 
zur Seite gestellt wurden. Andrej steht 
für uns insgesamt über 32 Stunden in 
der Warteschlange. Den ganzen Sams¬ 
tag können wir nicht auf das Weltfest¬ 
spielgelände. Und doch wird es nicht 
langweilig: Die Akkreditierung unse¬ 
res Delegationsleiters Fred wird ver¬ 
weigert, weil es ein Sicherheitsproblem 
gebe, bei allen anderen würden schlicht 
die notwendigen Plastikkärtchen für 
unsere Delegiertenausweise fehlen. 

Vor dem Akkrediterungszen- 
trum treffen wir russische Genossen. 
Aleksander Batow, Vorsitzender des 
RKSMb, einer kommunistischen Ju¬ 
gendorganisation in Russland, der 
schon am Festival der Jugend der SDAJ 
nicht teilnehmen konnte, weil er auf¬ 
grund einer Flyer-Verteilung vorüber¬ 
gehend im Gefängnis saß, erzählt uns, 
dass 50 Prozent der Delegierten seiner 
Organisation die Akkreditierung ver¬ 
weigert wird. Drei Tage später treffen 
wir Aleksander dann doch auf dem Fes¬ 
tivalgelände wieder: Er sei soeben auf 
Druck des WBDJ doch noch zugelas¬ 
sen worden. Nicht jedoch der Erste Se¬ 
kretär des RKSMb - ihm wird bis zum 
Schluss der Zutritt auf das Gelände ver¬ 
weigert. 

Mögen die Spiele beginnen 

Die Eröffnungszeremonie findet im 
Bolschoi-Palast statt. Delegationen aus 
der ganzen Welt nehmen teil. Die über 
15 000 Plätze sind restlos gefüllt. Wir 
sitzen zwischen der über 200-köpfigen 
Delegation aus Indien und der ebenso 
großen aus Kuba. In aufwendig produ¬ 
zierten Kurzfilmen werden junge Wis¬ 
senschaftler, Unternehmer und Ent¬ 
wicklungshelfer mit ihren Projekten 
porträtiert: Ein indonesischer Arzt hat 
ein Projekt ins Leben gerufen, bei dem 
die Ärmsten der Armen Müll, den sie 
gesammelt haben, gegen einen Arzt¬ 
besuch eintauschen können. Auf die¬ 
se Weise soll die Umwelt geschont und 
eine minimale Gesundheitsversorgung 
abgesichert werden. 

„Wir sind selbst die Veränderung, 
wir müssen bei uns selbst anfangen. So 
können wir die Welt verändern, dafür 
brauchen wir keine Revolution“, erzählt 
uns ein junger Brite, der in einem nepa¬ 
lesischen Bergdorf eine Schule gebaut 


ä 


hat, von den vier Großbildschirmen, die 
im Bolschoipalast hängen. Damit trifft 
er den Kern der Erzählung der gesam¬ 
ten Eröffnungsveranstaltung: Wir sind 
die Elite von morgen. Wir werden die 
Geschicke der Welt lenken. Die antiim¬ 
perialistischen und antikolonialen Be¬ 
freiungsbewegungen kommen hingegen 
nicht vor. 

Die einzige Ausnahme ist die Rede 
des Präsidenten des WBDJ, Nicolas Pa- 
pademitriou. Er erinnert an den gewal¬ 
tigen Fortschritt, den die Oktoberre¬ 
volution vor 100 Jahren brachte: Das 
Frauenwahlrecht, den 8-Stunden-Tag 
und den Beweis, dass eine Welt ohne 
Ausbeutung, Krieg und Unterdrückung 
möglich ist - ein Symbol, das antikoloni¬ 
alen Bewegungen auf der ganzen Welt 
Hoffnung und Auftrieb gab. 


Viva Che 

Am nächsten Tag demonstrieren bei 
strahlendem Sonnenschein etwa 1 000 
Jugendliche zur Hauptbühne. Es gibt 
Sprechchöre in verschiedenen Spra¬ 
chen. Überall sind Fahnen verschie¬ 
dener sozialistischer, kommunistischer 
und antiimperialistischer Jugendorga¬ 
nisationen zu sehen. Zwei kubanische 
Nationalfahnen, so lang, dass sie von 
10 Menschen getragen werden müssen, 
bestimmen das Bild. Die Demo endet 
vor der Hauptbühne, wo der WBDJ das 
Festival eröffnet: „Hoch lebe Che Gue- 
vara, hoch lebe Mohamed Abdelaziz!“ 
Das Festival ist dem kubanischen und 
dem sahaurischen Freiheitskämpfer 
gewidmet. Zwischen den Reden lassen 
die Sprechchöre kaum nach. Es dauert, 
bis die Präsidentin des Weltfriedens¬ 
rats das Wort ergreifen kann. Auf der 
Kundgebung treffen wir Delegationen 
aus Tschechien, aus Peru, aus Mexiko, 
Russland, Österreich, den Philippinen, 
Korea und vielen mehr. Die Stimmung 
ist ernst und ausgelassen zugleich: Die 
Rede des WBDJ-Präsidenten wird beju¬ 
belt, die des russischen Staatsvertreters 
geht in Pfiffen unter. Über allem steht 
jedoch die Freude, bekannte Gesichter 
wiederzusehen. Freunde von den letz¬ 


ten Weltfestspielen sehen sich das erste 
Mal nach Jahren wieder und die ersten 
neuen Freundschaften sind bereits ge¬ 
schlossen. 

ln der roten Zone 

Man kann nicht sagen, dass den De¬ 
legierten auf diesen Weltfestspielen 
nichts geboten würde. In einer Halle 
finden Roboterkämpfe statt, am Ran¬ 
de der Formel-1-Strecke werden Fuß¬ 
ballturniere ausgetragen. Internatio¬ 
nal renommierte Autoren lesen aus 
ihren Büchern, auch Emma Watson 
soll den Weltfestspielen einen Besuch 
abgestattet haben. Es gibt ein interna¬ 
tionales Treffen der Flugzeugingenieu¬ 
re, parallel hetzt der Klerikalfaschist 
Schirinowksi vor circa 1 500 Menschen 
gegen alles, was nicht in sein Weltbild 


passt - und wird von den anwesenden 
lateinamerikanischen Delegationen aus 
dem Saal geschrien. Skate-Anlagen, der 
Sotschi-Vergnügungspark und die Eis¬ 
laufhalle stehen darüber hinaus den 
Teilnehmern der Weltfestspiele offen. 
Abgesehen von den Roboterkämpfen 
lassen wir das meiste davon links liegen. 

Das Programm des WBDJ findet 
in der „roten Zone statt“. Der Bereich 
ist ein Gang innerhalb des Main Me¬ 
dia Centers, das wiederum eines von 
verschiedenen Veranstaltungszentren 
ist. Das Programm des WBDJ ist dabei 
nicht einmal weniger umfangreich als 
sonst. Jeden Tag finden allein hier etwa 
20 Podiumsdiskussionen, Workshops 
und Konferenzen statt. 

„Die Marinebasis ist nicht nur eine 
ständige Bedrohung der Sicherheit un¬ 
serer Bevölkerung, sie ist auch ein wirt¬ 
schaftlicher Schaden, weil wir die ge¬ 
samte Bucht wirtschaftlich nicht nutzen 
können, sie kostet uns sogar viel Geld, 
weil wir alles in der Nähe bewachen 
müssen, sie ist ein Hort des Terroris¬ 
mus, der Verbrechen gegen die Men¬ 
schenrechte, aber vor allem ist sie eine 
illegale Besetzung unseres Landes!“ 
klagt eine Kubanerin die US-Militär- 
basis in Guantanamo an. Das Publi¬ 
kum reagiert mit anhaltendem Beifall 
und „Cuba si, Yankee no!“-Rufen. An 
anderer Stelle berichtet ein Vertreter 
der KNE (Kommunistische Jugend 
Griechenland): „Unsere wichtigste 
Forderung ist die Schließung aller US- 
Militärbasen im Land. Jetzt plant die 
Syriza-ANEL-Regierung allerdings, 
zusätzlich noch die Stationierung von 
Atomwaffen zuzulassen. Deswegen 
werden wir unseren Widerstand ver¬ 
stärken. Zuletzt haben wir eine De¬ 
monstration unter Beteiligung von 
griechischen Soldaten organisiert.“ 

Und auf dem Gelände 

Während wir auf unsere Geschenkpa¬ 
kete - inklusive Pulli, Smartphone und 
Anstecker - warten, kommen wir mit 
Masha ins Gespräch. Masha ist 20, stu¬ 
diert und hat sich als Freiwillige gemel¬ 
det, um bei den Weltfestspielen zu hel¬ 
fen. Sie ist eine der wenigen, die wissen, 
welche Geschichte die Weltfestspiele 
haben. 

Gerade ist es ihre Aufgabe, den 
Ansturm auf die Geschenke am Aus¬ 
gang der Halle abzufangen und zum 
richtigen Eingang zu schicken. Im Au¬ 
genblick ist allerdings wenig los. „Ich 
darf mit euch nicht über Politik und 
Putin sprechen“, sagt sie, tut es nach 
einer Weile dann aber doch. Die Kor¬ 
ruption sei aktuell das größte Prob¬ 
lem. Viel schlimmer sei es aber in den 
1990er Jahren gewesen. „Das ganze 
Land ist den Bach runtergegangen, 
ihr könnt euch das gar nicht vorstel¬ 
len.“ Erst Putin habe das Land stabili¬ 
sieren können. „Das war gut, seit ein 


paar Jahren verschlechtert sich die 
Situation aber wieder.“ Sie sei keine 
Anhängerin der Regierung, aber die 
Opposition ist auch schlecht. „Die in¬ 
teressieren die sozialen Fragen nicht.“ 
Vor allem fehle eine Vision, eine ech¬ 
te Alternative zu dem, was gerade ist. 
Die Sowjetunion will sie aber auch lie¬ 
ber nicht zurück. 

Ein Transpi, zwei Festivals 

Am letzten Tag werden wir, mal wie¬ 
der, bei der Einlasskontrolle aufgehal¬ 
ten. Dieses Mal geht es nicht um un¬ 
sere Flyer, die wir immer nach kurzer 
Diskussion wiederbekommen, sondern 
um unser Transparent. „Es ist zu groß. 
Es besteht ein Sicherheitsrisiko“, meint 
der Beamte. Wir dürfen das Transpa¬ 
rent nicht mitnehmen. Besonders ab¬ 
surd: Bisher hatten wir das Transpi im¬ 
mer dabei, erst am letzten Tag scheint 
es ein Sicherheitsrisiko zu sein. Wir 
diskutieren, protestieren, informieren 
die Zeitungen „Unsere Zeit“ und „jun¬ 
ge Welt“ und den WBDJ. Zufällig trifft 
die österreichische Delegation ein und 
stellt sich solidarisch zu uns. „Uns ha¬ 
ben sie fast jeden Tag etwas abgenom¬ 
men, manchmal haben wir es wieder¬ 
bekommen“, erzählt David Lang, Vor¬ 
sitzender der Kommunistischen Jugend 
Österreich. Ähnlich erging es vielen un¬ 
serer Schwesterorganisationen. Teile 
der Delegationen aus Sri Lanka und In¬ 
dien wurden gar nicht auf das Gelände 
gelassen. Wir befinden uns also in bester 
Gesellschaft. Nach einer knappen Stun¬ 
de ist das Transpi kein Sicherheitsrisi¬ 
ko mehr und wir dürfen ganz normal 
passieren. 

Ganz anders werden wir an ande¬ 
rer Stelle wahrgenommen: Als wir das 
Transpi auf dem Platz vor dem Bol¬ 
schoi-Palast entrollen, sind in kurzer 
Zeit diverse Kameras und Handys auf 
uns gerichtet, vereinzelt wird applau¬ 
diert. Bei der Abschlussveranstaltung 
des WBDJ dürfen wir das Transpi auf¬ 
hängen und auch hier wird es gern ge¬ 
sehen und viel fotografiert 

„Letztlich haben hier zwei Festivals 
stattgefunden“, resümiert Lena Krey- 
mann, Stellvertretende Vorsitzende der 
SDAJ. „Eines war eine Werbeveranstal¬ 
tung der russischen Regierung, die kein 
Problem damit hatte, Ultrakonservati¬ 
ven wie Schirinowksi oder der AKP-Ju¬ 
gend eine Bühne zu bieten, gleichzei¬ 
tig aber dem WBDJ viele Steine in den 
Weg legte. Und es gab das 19. Festival 
der Jugend und Studierenden, bei dem 
tausende fortschrittliche Jugendliche 
aus aller Welt zusammenkamen, disku¬ 
tiert und gefeiert haben, neue Kontak¬ 
te knüpften und den Versuchen, dieses 
Festival politisch zu entsorgen die Stirn 
boten. Gemeinsam mit diesen Jugend¬ 
lichen in einer Reihe zu stehen macht 
uns ein bisschen stolz.“ 

Jan Meier 



SDAJ-Delegation vor der Eröffnungszeremonie 


US-Raketensystem 
in Südkorea fertig 

Der Aufbau des US-„Raketen- 
abwehrsystems“ in Südkorea ist ab¬ 
geschlossen. Das meldete die südko¬ 
reanische Nachrichtenagentur Yon- 
hap am Sonntag unter Berufung auf 
die USA-Streitkräfte im Lande. Das 
System des Typs THAAD soll Süd¬ 
korea und die im Land stationierten 
US-Soldaten angeblich „vor potenti¬ 
ellen Raketenangriffen Nordkoreas“ 
schützen. 

Die USA hatten Ende April trotz 
Kritik aus China und Russland und 
unter Missachtung der massiven Pro¬ 
teste der südkoreanischen Bevölke¬ 
rung mit dem THAAD-Aufbau in 
Südkorea begonnen. Die Regierun¬ 
gen in Peking und Moskau sehen 
ihre Sicherheitsinteressen durch das 
„Abwehrsystem“ bedroht. China 
geht davon aus, dass das integrierte 
Frühwarnsystem auch sein eigenes 
Raketenpotential erfassen kann. 

Wahlergebnisse Japan 

Japans rechtskonservative Regie¬ 
rungskoalition von Ministerpräsident 
Shinzo Abe hat sich bei der Unter¬ 
hauswahl am Sonntag erneut eine 
Zwei-Drittel-Mehrheit gesichert. 
Abes Liberaldemokratische Partei 
LDP gewann 283 der 465 Sitze der 
Parlamentskammer, ihr kleinerer Ko¬ 
alitionspartner Komeito 29. Die Koa¬ 
litionsparteien profitierten von einer 
zersplitterten Opposition und einer 
auch wegen eines starken Taifuns 
niedrigen Wahlbeteiligung. 

Der seit rund fünf Jahren amtie¬ 
rende Abe will jetzt die Debatte um 
eine Änderung der pazifistischen 
Nachkriegs-Verfassung vorantreiben. 
Eine Änderung der Verfassung ist 
das politische Lebensziel des 63-Jäh¬ 
rigen. Er will an der Seite der Schutz¬ 
macht USA die Rolle des Militärs un¬ 
ter dem Vorwand einer „Bedrohung 
durch Nordkorea“ und der wachsen¬ 
den Macht Chinas stärken. Für eine 
Verfassungsänderung bedarf es nicht 
nur einer Zwei-Drittel-Mehrheit in 
beiden Parlamentskammern, über die 
die Koalition verfügt, sondern auch 
eines Referendums. 

Rechtsruck in Tschechien 

Bei der Abgeordnetenhauswahl in 
Tschechien kam die Kommunisti¬ 
sche Partei Böhmens und Mährens 
(KSCM) nur noch auf 7,76 Prozent 
und verlor damit 7,15 Prozent im 
Vergleich zu 2013. Sie zieht nunmehr 
mit 15 Sitzen (2013: 33) in das neue 
Parlament ein. Die sozialdemokra¬ 
tische CSSD war bisher die stärks¬ 
te Partei im Abgeordnetenhaus. Sie 
verlor 13,18 Prozent und hat mit 7,27 
Prozent weniger Stimmen als die 
KSCM erhalten. Der Wahlsieger ist 
die rechtspopulistische „Politische 
Bewegung ANO 2011“ (ANO) mit 
29,64 Prozent (+10,99 Prozent). Die 
ebenfalls rechtspopulistische SPD 
(10,64 Prozent) und die rechtskonser¬ 
vative ODS (11,32 Prozent) konnten 
deutlich an Stimmen gewinnen. Dritt- 
stärkste Partei nach ANO und ODS 
wurde die Piratenpartei mit 10,79 
Prozent und ist zum ersten Mal im 
Abgeordnetenhaus vertreten. 

Parteitag der KP Chinas 

Am Dienstag ging der 19. Parteitag 
der Kommunistischen Partei Chinas 
(KPCh) in Peking zu Ende. 2 287 De¬ 
legierte vertraten rund 90 Millionen 
Mitglieder. Der Parteitag tritt nur 
alle fünf Jahre zusammen. Auf dem 
Programm stand unter anderem der 
Rechenschaftsbericht von General¬ 
sekretär Xi Jinping, der auch Präsi¬ 
dent der Volksrepublik ist. Das Amt 
des Generalsekretärs hat Xi seit dem 
Parteitag 2012 inne, er ist - wie seine 
letzten Vorgänger - zugleich Präsi¬ 
dent der Volksrepublik China. 

Der Parteitag wählte das Zentralko¬ 
mitee, das über die Zusammenset¬ 
zung des Politbüros und dessen sie¬ 
benköpfigen Ständigen Ausschuss 
bestimmt. Diesem gehören Xi und 
Premierminister Li Keqiang weite¬ 
re fünf Jahre lang an. Ein ausführli¬ 
cher Bericht über den Parteitag der 
KPCh erscheint in der nächsten Aus¬ 
gabe der UZ. 
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Weltfestspiele 2017 

Kämpfe 
für einen 
neuen Oktober 


I n Sotschi sind am vergangenen Wochenende die 19. Weltfestspiele der Jugend und Studenten mit ei¬ 
ner großen Abschlussveranstaltung im Bolschoi-Eispalast zu Ende gegangen. Bereits am Vormittag 
waren auch die Mitgliedsverbände des Weltbundes der Demokratischen Jugend (WBDJ) zusam¬ 
mengekommen, um die Abschlusserklärung des Festivals zu verabschieden. 

WBDJ-Präsident Nikolas Papadimitriou rief dazu auf, den antiimperialistischen, antikolonialisti- 
schen und antifaschistischen Charakter der Festivalbewegung zu bewahren. Er dankte den Organi¬ 
satoren für die Durchführung der Weltfestspiele, an denen 30 000 Menschen aus 188 Ländern teilge¬ 
nommen haben. Es müsse nun darum gehen, den Kampf gegen die imperialistischen Aggressionen 
weltweit fortzusetzen. Es komme auch darauf an, Krieg und Faschismus in ihren verschiedenen Er¬ 
scheinungsformen zu bekämpfen. 

Papadimitriou erinnerte daran, dass das diesjährige Festival in besondererWeise dem 100. Jahrestag 
der Großen Sozialistischen Oktoberrevolution gewidmet war. Der WBDJ-Präsident sprach in diesem 
Zusammenhang auch der Sowjetunion den Dank der Jugendbewegung aus, weil diese in ihrer Zeit 
zur Entwicklung der Weltfestspiele beigetragen hatte. 1957 und 1985 hatten die Festivals in Moskau 
stattgefunden. 

Der Redner erinnerte auch an die Persönlichkeiten, denen das diesjährige Festival gewidmet war: 
Dem historischen Comandante der Kubanischen Revolution, Fidel Castro, dem legendären Guerrille- 
ro Ernesto Che Guevara sowie dem verstorbenen Präsidenten der Westsahara, Mohamed Abdelaziz. 

Quelle: weltfestspiele.de 


Fahnen des russischen Komsomol bei der WBDJ-Parade 


Freundschaft siegt 



Eine kurze Geschichte des WBDJ 

Der Weltbund der Demokratischen Jugend (WBDJ) wurde am 10. November 1945 auf der Weltju¬ 
gendkonferenz in London gegründet. 437 Delegierte aus 63 Ländern wollten ein Zeichen gegen den 
besiegten Faschismus und für eine bessere Zukunft setzen. Dafür sollte es regelmäßig stattfindende 
Weltfestspiele geben. 1947 war es dann soweit und über 17 000 Teilnehmer versammelten sich in 
Prag unter dem Motto „Jugend vereinige dich, vorwärts zu dauerhaftem Frieden!“ und sangen zum 
ersten Mal das „Weltjugendlied“. Ein Jahr später wurde die damals noch in allen Besatzungszonen 
legale Freie Deutsche Jugend (FDJ) Mitglied im WBDJ. 

Nachdem die Weltfestspiele 1949 in Budapest stattgefunden hatten, war die Hauptstadt der DDR, 
Berlin, der Austragungsort der 3. Weltfestspiele, an denen sich 26 000 Jugendliche aus 104 Ländern 
beteiligten. Darunter auch Mitglieder der in der BRD nun verbotenen FDJ. Bis 1989 fanden ins¬ 
gesamt 13 Weltfestspiele rund um den Globus statt, 1973 nochmals in Berlin. Die 1968 gegründete 
Sozialistische Deutsche Arbeiterjugend (SDAJ) nahm als legaler sozialistischer Jugendverband aus 
der BRD zum ersten Mal an den Weltfestspielen in Berlin teil. 

Zum ersten Mal nach der „Wende“ fanden die Weltfestspiele 1997 in Kubas Hauptstadt Ha¬ 
vanna mit 12.325 Jugendlichen aus 136 Ländern statt. Die veränderte politische Weltlage macht 
die seitdem stattgefundenen Weltfestspiele (2001 Algier, 2005 Caracas, 2010 Pretoria, 2013 Quito) 
zu Meilensteinen der kämpfenden Jugend aus der ganzen Welt - nicht nur aus organisatorischer 
Sicht, sondern auch inhaltlich, da heute immer wieder, auch im WBDJ, für einen klassenbewussten 
Antiimperialismus gekämpft werden muss. CH 
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Uli Brockmeyer über den EU-Gipfel 

In tiefer Krise 


D ie wenigen Informationen, die 
vom jüngsten EU-Gipfel am 
Freitag bekannt wurden, dafür 
aber in den hiesigen Medien umso brei¬ 
ter dargelegt wurden, bestätigen erneut 
die tiefe Krise, in der sich dieser kapi¬ 
talistische Staatenbund befindet. Greif¬ 
bare Ergebnisse sind rar, dafür finden 
sich - nicht mehr nur zwischen den Zei¬ 
len - immer mehr Anzeichen einer um 
sich greifenden Perspektivlosigkeit. 

Man will eine stärkere Überwachung 
der Außengrenzen und wehrt sich wei¬ 
terhin gegen das Bild von der „Festung 
Europa“. Man redet über Frieden und 
beschließt deutlich mehr Säbelrasseln - 
nämlich eine „Ständige strukturierte Zu¬ 
sammenarbeit“, um den Weg zu gemein¬ 
samen Kriegsmechanismen und Militär¬ 
einsätzen ebnen zu können. Man ärgert 
sich über die Türkei und beschließt wei¬ 
tere, wenn auch leicht gekürzte finanzi¬ 
elle Transaktionen nach Ankara. 

Beim Thema Steuern konnte sich 
Luxemburgs Premierminister Xavier 


Bettel mit Unterstützung seines Amts¬ 
bruders aus Irland beim Thema Steuern 
für Internet-Multis durchsetzen und so 
zumindest einen bedeutenden Rest 
vom luxemburgischen Steuerparadies 
in den Rest seiner Amtszeit hinüber¬ 
retten. Hier ist ihm das Hemd näher als 
der Rock, denn für das eige¬ 
ne Staatssäckel lässt sich eben 
doch etwas mehr herausschla¬ 
gen, wenn die EU bei dem 
Thema der „fairen“ Besteuerung nicht 
unbedingt den Voreiter spielt. Mit deut¬ 
lichen Worten: Die Schlupflöcher, mit 
denen die großen, weltweit agierenden 
Unternehmen effektiv Steuern sparen 
können, sollen bestehen bleiben. Bettels 
Argument lautet, dass die EU interna¬ 


tional nicht mehr „wettbewerbsfähig“ 
wäre, sollte sie wirklich alle Unterneh¬ 
men mit gleichen Maßstäben, sprich 
Steuervorschriften messen wollen. 

Ebenso deutlich wird das Dilem¬ 
ma beim Dauerthema Flüchtlinge. 
Das Thema werde „uns noch 20 Jahre 


beschäftigen“, diktierte Luxemburgs 
Außenminister Asselborn einem 
Journalisten in den Block. Um hinzu¬ 
zufügen, dass sich die Flüchtlinge aus 
afrikanischen Ländern und Nahost ja 
schließlich „nicht nach Lust und Lau¬ 
ne zu uns auf den Weg machen“, son¬ 


dern weil sie vor „Armut, Hunger und 
Krieg“ fliehen. 

Was kann man nun dagegen tun? 
Armut und Hunger abschaffen dauert 
lange, zumal es in der letzten Zeit auf 
diesem Gebiet immer wieder Entwick¬ 
lungen gibt, die eher auf eine Vergröße¬ 
rung des Problems hindeuten. 
Kriege beenden wäre viel¬ 
leicht etwas einfacher, zum 
Beispiel durch das Einstellen 
von Waffenlieferungen in Kriegsgebie¬ 
te und die Beendigung der Unterstüt¬ 
zung von Kriegsparteien in Syrien, Je¬ 
men, Südsudan... Aber auf diese Idee 
kam natürlich niemand auf dem Gipfel, 
sondern es wurde von „Investitionen in 
Afrika“ und über „Möglichkeiten einer 


legalen Immigration in die EU“ gequas- 
selt. Na also, klare Worte! Die Möglich¬ 
keiten, auf Kosten der Ärmsten der Ar¬ 
men in Afrika weiterhin florierende Ge¬ 
schäfte zu machen - was sonst ist mit 
„Investitionen“ gemeint? - sind längst 
nicht ausgeschöpft. Und die Erkenntnis 
ist nicht neu, dass unter den Flüchtlin¬ 
gen eine Menge gut ausgebildete Leute 
sind, denen man die Chance einräumen 
möchte, ihre Arbeitskraft zur Mehrung 
der Profite der Unternehmen der EU 
auch hier direkt zum Markte zu tragen. 

Angesichts all dieses Gequatsches, 
das auch durch Erklärungen über ir¬ 
gendwelche Reformpläne für die EU 
nicht leichter zu ertragen ist, muss sich 
niemand wundern, wenn in immer 
mehr EU-Ländern rechte Nationalis¬ 
ten und populistische Dummschwät¬ 
zer gewählt werden, die zwar kein Pro¬ 
gramm für die Gestaltung der Gesell¬ 
schaft vorweisen können, dafür aber 
die geschundene „Volksseele“ so schön 
streicheln können. 


Man redet über Frieden 
und beschließt deutlich mehr Säbelrasseln 



Unser Establishment kotzt bekanntlich eine 
Menge Pfeifen aus, und eine dieser Figuren 
bewirbt sich zum Redaktionsschluss dieser 
UZ um das Amt eines Stellvertretenden 
Bundestagspräsidenten: Alfred Glaser von 
derAfD. 

Jetzt mögen sich beim geneigten Leser die 
Sympathien für Wolfgang Schäuble in Gren¬ 
zen halten, aber muss man ihm deswegen 
gleich diese Figur als Stellvertreter wün¬ 
schen? 

Wie Schäuble kommt Glaser aus der CDU. 
1997 wurde Glaser Stadtkämmerer in 
Frankfurt/Main. Seine Kompetenz bewies 
er, als er Jahr 2000 100 Millionen DM aus 
dem Eigentum der Stadt Frankfurt in einem 
Fonds anlegte, der in der Finanzkrise 2007 
satt abschmierte. Dazu spekulierte er noch 
mit 100 Millionen DM aus der städtischen 
Zusatzversorgung der Bediensteten. 

Mit dem ersten Deal machten die Frankfur¬ 
ter Bürger einen Verlust von neun Millionen 
Euro. In Glasers Augen waren diese 50 Millio¬ 
nen Euro „ein relativer Kleinbetrag“. Klar, war 
ja nicht seine Kohle. 

Für wen sind denn diese Pennereine Alterna¬ 
tive? WSK 


Wer wen? 


Der „mächtigste Mann der Welt“ und „seine“ Partei • Kolumne von Hans-Peter Brenner 


Nina Hager zur konstituierenden Sitzung des Bundestages 

Beabsichtigter Eklat 


„The world’s most powerful man - der 
mächtigste Mann der Welt“. Nein, ge¬ 
meint ist nicht Donald Trump. Die in¬ 
ternationale Wirtschaftszeitschrift „The 
Economist“ widmet dem alten und neuen 
Vorsitzenden der KP Chinas, Xi Jinping, 
die Titelseite und die Hauptstory ihrer 
jüngsten Ausgabe. 

Wer oder was verleiht ihm die Aura 
eines „Supermannes“? Da gibt es un¬ 
übersehbare harte Fakten: Größte poli¬ 
tische Partei der Welt (fast 90 Millionen 
Mitglieder), Land mit der größten Be¬ 
völkerungszahl (1,4 Milliarden), dyna¬ 
mischste Volkswirtschaft, erfolgreiche 
Modernisierung der Streitkräfte, Aus¬ 
übung einer perfekt wirkenden Hege¬ 
monie über moderne Massenmedien. 
Aber auch: Land mit der entschiedensten 
Bekämpfung von Korruption bis in die 
höchsten Etagen von Partei- und Staats¬ 
apparat. 

China hält alle möglichen wirtschaft¬ 
lichen Spitzenrekorde. Der begehrte Titel 
„Exportweltmeister“ ist nur einer unter 
vielen. Selbst bürgerliche Medien kom¬ 
men bei der Auflistung von Rekorden 
im Bereich der Ökonomie, Architektur, 
Stadtentwicklung, der Modernisierung 
der Energie- und Wasserwirtschaft, der 
aktiven Klimapolitik, der Weltraumfor¬ 
schung etc. nicht aus dem Staunen heraus. 
Größte, höchste und längste Brücken, 
schnellste Züge, geringste Armutsraten 
im Vergleich mit anderen „Schwellenlän¬ 
dern“. Und nun auch der bevorstehende 
Übergang zur Technologieweltmacht Nr. 
1. Das sind solide Fundamente der Macht. 

Ich erinnere mich an die Parteitage 
der späten 60er und 70er Jahre (8., 9., 10. 
Parteitag). Die Zeit vor und während der 
„Kulturrevolution“. Damals herrschte die 
Farbe blau vor - das Millionenheer der in 
Arbeitskitteln Gekleideten. „Dem Volke 


dienen“ - so lautete die alles bestimmen¬ 
de politische Forderung. Vieles hat sich 
seither gewandelt. Doch diese Formel gilt 
auch heute. Dass das seit 1949 sich „im 
Anfangsstadium des Sozialismus“ entwi¬ 
ckelnde China aber einmal das Land mit 
den meisten Milliardären werden würde 
lag absolut jenseits aller noch so verrück¬ 
ten Zukunftsphantasien. 

Aber der so völlig unprätentiöse, in 
seiner Ruhe und Schlichtheit fast schon 
langweilig wirkende dreistündige Re- 



Hans-Peter Brenner ist Stellvertreten¬ 
der Parteivorsitzender der DKP 


chenschaftsbericht des ZK, vorgetragen 
von Xi Jinping, machte eines klar: diese 
wie eine hochdisziplinierte Armee ange¬ 
tretene politische Formation der chinesi¬ 
schen Kommunistinnen und Kommunis¬ 
ten wird sich nicht aufhalten lassen. 

Was ist das Wesen des vom 19. Partei¬ 
tag bekräftigten Weges zu einem „Sozia¬ 
lismus chinesischer Prägung“? China hat 
den Hunger als Massenproblem beseitigt 
und ist dabei, sich als eine Gesellschaft 
„bescheidenen Wohlstands“ ökonomisch 
zu stabilisieren. Als sich noch immer als 


„Entwicklungsland“ verstehender Staat 
ist China zugleich das stärkste sozialis¬ 
tische Land der Erde. Es hat dafür viel 
Lehrgeld entrichtet. Es gab und gibt Wi¬ 
dersprüche, die nicht nur mir ein Rätsel 
sind. Aber China unterstützt und beein¬ 
flusst in wachsendem Maße die ökono¬ 
mische und übrige gesellschaftliche Ent¬ 
wicklung in großen Gebieten der Erde. 
Es bildet ein wirtschaftliches, politisches 
und militärisches Gegengewicht zu den 
mächtigen ökonomischen Zentren des 
Imperialismus. China ist auf dem Weg 
auch zu einer kulturellen Großmacht. Es 
ediert, was wir zu oft übersehen, wie kein 
zweites Land die Schriften von Marx, En¬ 
gels, Lenin und der internationalen kom¬ 
munistischen und Arbeiterparteien. 

Ich wünsche mir und den chinesi¬ 
schen Kommunisten, dass die Basis die¬ 
ser beeindruckenden Entwicklung und 
die Garanten für die Verwirklichung 
der ehrgeizigen Ziele des 19. Parteitags 
eine Arbeiterklasse und übrige werktä¬ 
tige Bevölkerung sind und bleiben, die 
als eine durch, mit und um die KP herum 
gescharte soziale und politische Hegemo- 
nialkraft den Weg ihres Landes bestimmt. 

Ich wünsche mir den klaren Blick da¬ 
für, dass es eine unwiderlegte Gesetzmä¬ 
ßigkeit der Geschichte gibt: Auf Dauer 
behält nur diejenige soziale Klasse auch 
die politische, militärische, kulturelle 
und ideologische Hegemonie, die die re¬ 
ale Macht und Kontrolle über die ent¬ 
scheidenden Produktionsmittel besitzt. 
Die Annahme, dass die Macht der Milli¬ 
onäre und Milliardäre sich auf Dauer nur 
mit dem Gebiet der Ökonomie zufrie¬ 
den gibt und gar mit der Arbeiterklasse 
und den Bauern auf Dauer ein gemein¬ 
sames „sozialistisches Projekt“ verfolgt, 
wäre meines Erachtens eine gefährliche 
Illusion. 


Am Dienstag trat das neugewählte 
Parlament zu seiner konstituierenden 
Sitzung zusammen. 709 Abgeordnete 
sitzen nun im „Hohen Haus“. Darun¬ 
ter sind 92 der AfD. Und - mit Frauke 
Petry und Mario Mieruch - zwei Frak¬ 
tionslose. Durchgewunken wurden 
mit unterschiedlichen Zustimmungen 
Wolfgang Schäuble zum Bundestags¬ 
präsidenten und fünf Abgeordnete aus 
CDU, CSU, SPD, Grüne und Die Linke 
zu seinen Stellvertretern. 

Wie erwartet beschäftigte die AfD 
schon am ersten Tag die Parlamenta¬ 
rier. Jetzt hat sie die Bühne und will 
alle Möglichkeiten nutzen. In der Ge¬ 
schäftsordnungsdebatte machte die 
Partei deutlich, wie sie künftig agieren 
wird: AfD-Parlamentsgeschäftsführer 
Bernd Baumann forderte eine Rück¬ 
kehr zu „alten Gepflogenheiten“. Man 
werde diskriminiert, denn die AfD stel¬ 
le den ältesten Abgeordneten. Dem 
hätte nach der früheren, 2017 geän¬ 
derten Geschäftsordnung eigentlich 
das Recht zugestanden, als Altersprä¬ 
sident die konstituierende Sitzung zu 
eröffnen. 

Baumann bezog sich in diesem Zu¬ 
sammenhang ausgerechnet auf 1933 
und Hermann Göring, der die Tradition 
durchbrochen und politische Gegner, 
wie Clara Zetkin, ausgegrenzt habe. 
Und er drohte: Jetzt beginne eine neue 


In Kolumbien torpediert die Regierung 
die Vereinbarungen. 

Am 22. Oktober haben die Ko¬ 
lumbianische Kommunistische Par¬ 
tei (PCC) und die Patriotische Union 
(UP) eine gemeinsame Erklärung her¬ 
ausgegeben, in der sie schwere Verstö¬ 
ße gegen die Umsetzung des Friedens¬ 
abkommens zwischen Regierung und 
der ehemaligen Guerillaorganisation 
FARC-EP anklagen. 

Darin nennen sie einen „perma¬ 
nenten Boykott der Legislative“ bei 
der Umsetzung vereinbarter Geset¬ 
ze und Dekrete sowie Versuche, de¬ 
ren beschlossene Inhalte abzuändern. 
Das stehe gegen die klaren Richtlinien 
des Obersten Verfassungsgerichtshofs, 
wonach die Vereinbarungen nicht ver¬ 
änderlich sind; das Gericht hatte diese 
juristisch und verfassungsrechtlich für 
zwölf Jahre abgesichert. 

Hinzu kommt die systematische 
Tötungswelle gegen ehemalige FARC- 
Guerilleros, gesellschaftliche und ge¬ 
werkschaftliche Aktivisten sowie pro¬ 
fessionelle Attentate gegen Menschen¬ 
rechtsverteidiger und Todesdrohungen 
gegen die Führung der Patriotischen 
Union. In der Agrarzone um Tumaco 
wurde von Polizeieinheiten ein Mas- 


Epoche im Bundestag. Ab jetzt würden 
Themen neu verhandelt, etwa in Bezug 
auf den Euro, offene Grenzen oder an¬ 
gesichts der steigenden Kriminalität im 
Lande. 

Bewusst beharrte die Fraktion auch 
auf ihrem Kandidaten für den Posten 
eines Bundestagsvizepräsidenten. Al- 
brecht Glaser, der die Religionsfreiheit 
für Muslime abschaffen will, wird aber 
von der Mehrheit der Abgeordneten 
der anderen Fraktionen abgelehnt. Wie 
erwartet, fiel Glaser in allen drei Wahl¬ 
gängen durch. Doch die AfD hatte das 
sehr wohl einkalkuliert. Jetzt kann man 
sich als „Opfer“ inszenieren, den Vor¬ 
gang skandalisieren. Aber wenn er, 
der das Grundgesetz in einem wesent¬ 
lichen Punkt ablehnt, gewählt worden 
wäre, dann wäre ein Anwalt des offe¬ 
nen Hasses und des Rassismus direkt 
im Bundestagspräsidium vertreten. 

Doch schon vor der konstituieren¬ 
den Sitzung forderten einige Abgeord¬ 
nete zu einem gelasseneren Umgang 
mit der AfD auf, statt konsequent ge¬ 
gen sie Position zu beziehen. Der neue 
Bundestagsvizepräsident und stellver- 
trene Parteivorsitzende der FDP, Wolf¬ 
gang Kubicki, erklärte gar, man solle 
die AfD „nicht wichtiger nehmen, als 
sie tatsächlich ist“. - Kennen wir so eine 
Haltung nicht aus der Geschichte? Wir 
wissen, was folgte. 


saker ausgeführt, als sie mit Waffenge¬ 
walt eine Indigenendemonstration an- 
griffen. 

UP und PCC weisen ebenso wie ge¬ 
werkschaftliche und Menschenrechts¬ 
gruppen die Haltung von Präsident 
Juan Manuel Santos und des General¬ 
staatsanwalts zurück, die sich weigern, 
die Existenz des Paramilitarismus und 
Pläne zur systematischen Vernichtung 
von Bauern- und Gewerkschaftsfüh¬ 
rern, immer in Komplizenschaft mit 
der extremen Rechten, zur Kenntnis zu 
nehmen. Friedensnobelpreisträger San¬ 
tos hat dem Friedensprozess den Rü¬ 
cken gekehrt, setzt die Vereinbarungen 
nicht um und erlaubt durch seine Un¬ 
fähigkeit und seine Toleranz, dass das 
Land von neuem im schmutzigen Krieg, 
dem Terror und der Angst versinkt. 

Die Erklärung ruft die internatio¬ 
nale Gemeinschaft, die Garantiestaa¬ 
ten, die UN-Mission sowie die Beob¬ 
achtermission der OAS und auch alle 
demokratischen Kräfte zur Alarmbe¬ 
reitschaft auf. Auch der Friedenspro¬ 
zess mit dem Nationalen Befreiungs¬ 
heer, der derzeit in Quito (Ecuador) 
stattfindet, müsse unterstützt werden. 

Die internationale Solidarität ist ge¬ 
fragt! 


Jaime Cedano zum Friedensabkommen in Kolumbien 

Der Frieden ist in Gefahr 
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Revolution mit Zukunft 

Eine Konferenz in Berlin zu 100 Jahren Roter Oktober 


G eleitet vom Anspruch, Wissen 
über Geschichte als Instrument 
zur Gestaltung der Gegenwart 
zu gebrauchen, veranstalteten die 
DKP, der Rotfuchs Förderverein und 
die SDAJ am 2110. im Kino Babylon 
in Berlin eine Konferenz zum Thema 
„100 Jahre Oktoberrevolution“ unter 
dem Motto: „Revolution hat Zukunft“ 
Und darin waren sich alle einig: 
Die Große Sozialistische Oktoberre¬ 
volution ist nicht nur ein Ereignis der 
Geschichte, sondern ein historischer 
Schritt in die Zukunft - vergleichbar 
mit der Eröffnungsszene eines Schau¬ 
spiels, in dem die Masse der Ausgebeu¬ 
teten die Bühne als herrschende Klasse 
betritt, um alle ökonomischen, sozialen 
und politischen Verhältnisse umzuge¬ 
stalten, und dessen letzter Akt noch 
nicht vorüber ist. „In diesem Sinne“, 
bewahrheitet sich das Urteil Rosa Lu¬ 
xemburgs, „gehört die Zukunft überall 
dem Bolschewismus.“ 

Welche tragische Rolle darin das 
Scheitern der deutschen Revolution 
spielte, hob der Historiker des Rot¬ 
fuchs Fördervereins, Götz Dieckmann, 
hervor. Der mutige Aufbruch des russi¬ 
schen Proletariats gründete sich auf der 
Hoffnung, dass die Arbeiter Deutsch¬ 


lands ihm zu Hilfe kommen würden. 
Dass das nicht geschah, beeinflusste 
nicht nur die Revolution, sondern die 
Geschichte Europas, und Clara Zetkin 
bezeichnete den Faschismus später als 
eine Strafe für das Ausbleiben der Re¬ 
volution in Deutschland. Beifall ernte¬ 
te Götz Dieckman für die Feststellung, 
dass deutsche Kommunisten dem Ur¬ 
teil der Geschichte nicht ehrlos aus¬ 
gesetzt sind, wovon die Januarkämp¬ 
fe 1919 oder der Hamburger Aufstand 
zeugen. 

Das Mitglied des Ältestenrates der 
Partei „Die Linke“, Bruno Mahlow, ver¬ 
teidigte die Bedeutung der Oktober¬ 
revolution vor den Angriffen des An¬ 
tikommunismus. Ihre Leistungen müs¬ 
sen Linke würdigen und ihren Verlauf 
nach ihren Herausforderungen und 
Bedingungen beurteilen. Den Aufbau 
des Sozialismus in der Sowjetunion sol¬ 
le man verstehen als „Aufbruch in ge¬ 
sellschaftliches Neuland“, für den keine 
Konzepte bereit standen. Tragischer als 
Stalin sei der Zerfall des Sozialismus. 
Auf ähnliche Weise stellte der Autor 
Dietmar Dath die Machtfrage als Kern 
des Urteils über die Oktoberrevolution 
heraus. Denn „Sozialismus ohne Macht 
macht nichts“. Seine Geschichte habe 


bewiesen, dass sich die Herrschaft des 
Kapitalismus und seine Nachschubwe¬ 
ge nicht zerbrechen lassen ohne poli¬ 
tische Gewalt. Nicht nur als Ergebnis 
des Ersten Weltkrieges führe die Okto¬ 
berrevolution zu dem Grundsatz: Der 
Kampf für den Frieden muss in den 
Kampf für den Sozialismus münden. 
Sonst bricht der Kampf für den Frie¬ 
den ab. 

Patrik Köbele, der Vorsitzende der 
DKP, stellte die Rolle der Kommunis¬ 
tischen Partei für den Kampf um den 
Sozialismus heraus. Sie sei Trägerin ei¬ 
ner Weltanschauung, aus der sich eine 
politische Strategie und Taktik ableitet, 
ohne die kein Bruch mit dem Kapita¬ 
lismus möglich ist. Ohne es auszuspre¬ 
chen, machte er Bezüge zu aktuellen 
Debatten deutlich und legte wesent¬ 
liche Gedanken der antimonopolisti¬ 
schen Strategie der DKP in der Ge¬ 
genwart dar. 

Eine Grußbotschaft sendete der In¬ 
ternationale Sekretär der Kommunisti¬ 
schen Partei Venezuelas, Carolus Wim¬ 
mer, und ging darin auf die Situation 
in seiner Heimat ein. Denn die Prob¬ 
leme der Strategie und Taktik, die 1917 
auftauchten, stehen dort auf der Tages¬ 
ordnung, und ihre Fragen nach Macht 


und Revolution sind noch nicht gelöst. 
Über den Verlauf der 19. Weltfestspiele 
der Jugend in Sotschi berichteten Ge¬ 
nossen der SDAJ mit einer Bildpräsen¬ 
tation und sparten darin nicht an deut¬ 
lichen Worten, um die widersprüchliche 
Rolle des russischen Staates als Veran¬ 
stalter kritisch zu benennen. 

Kulturell begleitet wurde die Kon¬ 
ferenz von Ellen Schernikau mit einer 
Lesung aus dem Werk ihres Sohnes 
Ronald M. Schernikau, der Rotfuchs- 
Singegruppe sowie Achim Bigus und 
Erich Schaffner, die mit einem gemein¬ 
samen Auftritt für eine Premiere sorg¬ 
ten. Nicht nur die ehemaligen Mitglie¬ 
der des Berliner Ensembles „Nikolai 
Bersarin“ wurden im Publikum beim 
Singen beobachtet und sorgten für eine 
frohe Stimmung im Saal. 

Auf einer Podiumsdiskussion de¬ 
battierten Ellen Brombacher von der 
Kommunistischen Plattform der Par¬ 
tei Die Linke, Wolf gang Dockhorn 
vom Rotfuchs Förderverein, Florian 
Hainrich, Bundesgeschäftsführung der 
SDAJ, Torsten Schöwitz, der Vorsitzen¬ 
de der KPD, Patrik Köbele und Bru¬ 
no Mahlow unter der Moderation von 
Stefan Huth, Chefredakteur der „jun¬ 
gen Welt“, Fragen der aktuellen Politik 


Der Rote Oktober und deutsche Arbeiterklasse 

Aus der Rede von Götz Dieckmann 


(...) Lenin betonte 1915 - im Lichte sei¬ 
ner Erkenntnisse über die sprunghaftun¬ 
gleichmäßige Entwicklung des Kapita¬ 
lismus in seinem imperialistischen Stadi¬ 
um - der Sieg des Sozialismus in wenigen 
kapitalistischen Ländern „oder sogar in 
einem einzeln genommenen Land (sei) 
möglich“. (LW, Bd. 21, S. 345) (...) 

Bedeutet das nun, Lenin habe bereits 
damals gewusst, Sowjetrussland werde 
sich jahrzehntelang in totaler kapitalis¬ 
tischer Umkreisung behaupten müssen? 
So verhielt es sich keineswegs! 

In seinem „Abschiedsbrief an die 
Schweizer Arbeiter“ hat er nach dem 
Ausbruch der russischen Februarrevo¬ 
lution geschrieben: „Dem russischen 
Proletariat ist die große Ehre zuteil ge¬ 
worden, die Reihe von Revolutionen, die 
der imperialistische Krieg mit objektiver 
Unvermeidlichkeit erzeugt, zu beginnen. 
Vollkommen fern liegt uns aber der Ge¬ 
danke, das russische Proletariat für das 
auserwählte Proletariat unter den Ar¬ 
beitern der anderen Länder zu halten. 
Wir wissen sehr gut, dass das Proletariat 
Russlands weniger organisiert, geschult 
und klassenbewusst ist als die Arbeiter 
anderer Länder_In Deutschland bro¬ 

delt es schon in der proletarischen Mas¬ 
se. ... Die Zukunft gehört jener Rich¬ 
tung, die einen Karl Liebknecht her¬ 
vorgebracht hat, die ,Spartakusgruppe 4 
schuf und die ihre Ansichten in der 
Bremer ,Arbeiterpolitik 4 propagiert ... 
Die objektiven Bedingungen des impe¬ 
rialistischen Krieges bieten die Gewähr 
dafür, dass sich die Revolution nicht auf 
die erste Etappe der russischen Revo¬ 
lution, dass sie sich nicht auf Russland 
beschränken wird. 

Das deutsche Proletariat ist der treu¬ 
este, zuverlässigste Verbündete der rus¬ 
sischen und der internationalen proleta¬ 
rischen Revolution.“ (Bd. 23, S. 384 und 
386) 

Die Petrograder Stadtkonferenz 
der SDAPR(B) vom April 1917 stell¬ 
te fest: Wenn „in beiden Ländern, in 
Deutschland wie in Russland, die ge¬ 
samte Staatsgewalt vollständig und 
ausschließlich in die Hände der Sowjets 
der Arbeiter- und Soldatendeputierten 
übergeht, so wird die ganze Menschheit 
sofort erleichtert aufatmen, denn dann 
wird tatsächlich das rascheste Ende des 
Krieges, der dauerhafteste, wahrhaft 
demokratische Frieden zwischen allen 
Völkern und damit auch der Übergang 
aller Länder zum Sozialismus gesichert 
sein.“ (Bd. 24, S. 153) Im Mai wandte 
sich Lenin folgerichtig „gegen Verhand¬ 
lungen mit den Kapitalisten, wir sind für 
Verhandlungen und für die Verbrüde¬ 


rung mit den revolutionären Arbeitern 
und Soldaten aller Länder, wir sind 
überzeugt, dass ... die Arbeiterrevolu¬ 
tion in Deutschland beginnt, und diese 
Revolution wird ein Schlag gegen die 
Kapitalisten aller Länder sein.“ (Eben¬ 
da, S. 190 ) Das russische Volk habe jetzt 
die Wahl zwischen der Offensive, also 
der Verlängerung des imperialistischen 
Kriegsgemetzels einerseits, oder ande¬ 
rerseits dem Programm der revoluti¬ 
onären Arbeiter der ganzen Welt, das 
in Russland von der bolschewistischen 
Partei vertreten werde. ... 

Es gehe darum, den fakti¬ 
schen Waffenstillstand auf 
alle Fronten auszudehnen 
und „so das Heranreifen 
der Arbeiterrevolution in 
allen Ländern zu beschleu¬ 
nigen“. (S. 372-373) 

Und dann kam der Rote 
Oktober. Diese zehn Tage, 
die die Welt erschütterten, 
waren eine der unblutigs¬ 
ten Revolutionen. Vor al¬ 
lem zwei Proklamationen 
der jungen Sowjetmacht 
trugen dazu bei: Das waren 
die Dekrete über den Frie¬ 
den und über Grund und 
Boden. Hier ist anzumer¬ 
ken, dass der Text des Letz¬ 
teren nicht von den Bolschewiki stamm¬ 
te, sondern wortwörtlich von den Sozial¬ 
revolutionären übernommen wurde, die 
noch im August 1917 mehrheitlich in den 
Sowjets die Bauern vertraten. (Vgl: Die 
ersten Dekrete der Sowjetmacht. Berlin 
1987, S. 48-52; S. 54-57) Am 7. Novem¬ 
ber bekräftigte Lenin: „Wir glauben an 
die Revolution im Westen. Wir wissen, 
dass sie unvermeidlich ist, aber auf Be¬ 
stellung lässt sie sich natürlich nicht ma¬ 
chen.“ (LW, Bd. 24, S. 286) 

In den folgenden Monaten geriet 
die Sowjetmacht dann jedoch in eine 
extrem schwierige Lage. Lenin musste 
angesichts der Unvermeidbarkeit des 
„Brester Friedens“ mit dem kaiserlichen 
Deutschland entschieden radikale Stim¬ 
mungen in den eigenen Reihen bekämp¬ 
fen, die ihn sogar für einige Zeit im Zen¬ 
tralkomitee in die Minderheit brachten. 
Denn Ultralinke forderten, sofort einen 
revolutionären Krieg gegen Deutsch¬ 
land zu führen. Deshalb schrieb er im 
Januar 1918: „Sollte die deutsche Revo¬ 
lution in den nächsten drei, vier Mona¬ 
ten ausbrechen und siegen, dann würde 
vielleicht die Taktik des sofortigen re¬ 
volutionären Krieges unsere Revoluti¬ 
on nicht zugrunde richten.... Wenn aber 
die deutsche Revolution in den nächs¬ 


ten Monaten nicht ausbricht, so werden 
die Ereignisse bei einer Fortsetzung des 
Krieges unvermeidlich so verlaufen, 
dass schwerste Niederlagen Russland 
zwingen werden, einen noch ungünsti¬ 
geren Separatfrieden zu schließen, wo¬ 
bei dieser Frieden nicht von einer sozi¬ 
alistischen Regierung geschlossen wür¬ 
de, sondern von irgendeiner anderen ... 
Denn die bäuerliche Armee, durch den 
Krieg aufs äußerste erschöpft, würde 
bereits nach den ersten Niederlagen, 
wahrscheinlich nicht in einigen Mona¬ 


ten, sondern schon in einigen Wochen, 
die sozialistische Arbeiterregierung stür¬ 
zen. ... Bei einer solchen Lage der Dinge 
wäre es eine absolut unzulässige Taktik, 
das Schicksal der in Russland bereits 
begonnenen sozialistischen Revoluti¬ 
on aufs Spiel zu setzen nur wegen der 
Hoffnung auf den Ausbruch der deut¬ 
schen Revolution in der nächsten Zeit, 
innerhalb einer sehr kurzen, nach Wo¬ 
chen zählenden Frist. Eine solche Tak¬ 
tik wäre Abenteurerpolitik. Wir haben 
kein Recht, ein solches Wagnis einzu¬ 
gehen. ... Und die deutsche Revolution 
wird, was ihre objektiven Grundlagen 
betrifft, keineswegs erschwert werden, 
wenn wir einen Separatfrieden schlie¬ 
ßen. Wahrscheinlich wird der Taumel 
des Chauvinismus sie für eine Zeitlang 
schwächen, aber die Lage Deutschlands 
bleibt außerordentlich schwer, der Krieg 
gegen England und Amerika wird sich 
in die Länge ziehen, der aggressive Im¬ 
perialismus auf beiden Seiten voll und 
ganz entlarvt werden. Das Beispiel der 
sozialistischen Sowjetrepublik in Russ¬ 
land wird als lebendiges Vorbild vor den 
Völkern aller Länder stehen. Hier - die 
bürgerliche Ordnung und der völlig als 
Eroberungskrieg entlarvte Krieg zweier 
Gruppen von Räubern. Dort - der Frie¬ 


den und die sozialistische Republik der 
Sowjets.“ (Ebenda, S. 448-449) 

Auch jetzt veränderte das keines¬ 
wegs Lenins Prognose. Er betonte: 
„Uns, den russischen Werktätigen und 
ausgebeuteten Klassen, ist die ehren¬ 
volle Rolle des Vortrupps der interna¬ 
tionalen sozialistischen Revolution zu¬ 
gefallen, und wir sehen jetzt klar, wie 
die Entwicklung der Revolution weit 
voranschreiten wird. Der Russe hat be¬ 
gonnen, der Deutsche, der Franzose, 
der Engländer werden vollenden, und 
der Sozialismus wird sie¬ 
gen.“ (S. 471) Im Febru¬ 
ar lesen wir dann: „... ein 
Sieg Liebknechts, der mög¬ 
lich und unausbleiblich ist, 
sobald die deutsche Revo¬ 
lution heranreift und Ge¬ 
stalt annimmt, wird uns 
von allen internationalen 
Schwierigkeiten erlösen, 
er wird uns auch eines re¬ 
volutionären Krieges ent¬ 
heben. (...) (Bd. 27, S. 6-7) 
Es galt, eine harte, aber 
notwendige Lehre zu be¬ 
herzigen: „Man darf die 
große Losung ,Wir setzen 
auf den Sieg des Sozialis¬ 
mus in Europa’ nicht zu 
einer Phrase machen. Das 
ist eine Wahrheit, wenn man den langen 
und schwierigen Weg bis zum vollständi¬ 
gen Sieg des Sozialismus im Auge hat... 
Aber jede abstrakte Wahrheit wird zur 
Phrase, wenn man sie auf jede beliebige 
Situation anwendet.“ (Ebenda, S. 49) ... 

Als die Sowjetrepublik schließlich 
den Separatfrieden mit Deutschland 
zu bedeutend härteren Bedingungen 
unterzeichnen musste, folgerte Lenin: 
„Eine Periode schwerster Niederlagen 
hat begonnen, der bis an die Zähne be¬ 
waffnete Imperialismus hat sie einem 
Lande beigebracht, das seine Armee 
demobilisierte, demobilisieren musste. 

Was ich vorausgesagt habe, ist in 
vollem Umfang eingetroffen. An Stel¬ 
le des Brester Friedens haben wir einen 
viel demütigenderen Frieden bekom¬ 
men, durch Verschulden derjenigen, die 
den Brester Frieden nicht angenom¬ 
men haben.“ (S. 89) 

An der Schwelle des von den Weiß¬ 
gardisten entfesselten Bürgerkriegs 
und der militärischen Interventionen 
von schließlich 14 kapitalistischen Staa¬ 
ten musste er klarstellen: „Man begreift 
auch, dass wir die sozialistische Revo¬ 
lution im Westen, die sich infolge ei¬ 
ner Reihe von Ursachen verspätet, eine 
ernste Unterstützung nur in dem Maße 



und Bündnisarbeit. Der Wunsch nach 
gemeinsamem politischen Handeln 
kam darin genauso zum Ausdruck wie 
Unterschiede in der Sicht aufeinander 
und der Wahrnehmung der politischen 
Rollen verschiedener Akteure. 

Bedenkt man die schweren Bedin¬ 
gungen und geringen Kräfte, unter de¬ 
nen der Oktoberrevolution an ihrem 
100. Jahrestag gedacht wurde, ist die 
Konferenz, der ungefähr 500 Gäste 
beiwohnten, als großer Erfolg zu se¬ 
hen, der nur möglich war durch die 
aufopferungsvolle Arbeit vieler Genos¬ 
sen. Auch wenn sich kritisch bemerken 
lässt, dass noch viele Widersprüche und 
Probleme, die mit der Geschichte der 
Großen Sozialistischen Oktoberrevo¬ 
lution verbunden sind, nicht angespro¬ 
chen worden sind - in ihrer histori¬ 
schen Bedeutung, in der optimistischen 
Stimmung aller Beteiligten an der Kon¬ 
ferenz und ihrem solidarischen Han¬ 
deln bei der Bewältigung praktischer 
Probleme liegt das Unterpfand für die 
Zuversicht: „Wir sind das Bauvolk der 
kommenden Welt. Wir sind der Sä¬ 
mann, die Saat und das Feld. Wir sind 
die Schnitter der kommenden Mahd. 
Wir sind die Zukunft und wir sind die 
Tat.“ Roman Stelzig 


erweisen werden, in dem wir es verste¬ 
hen, die uns gestellte organisatorische 
Aufgabe zu lösen.“ (S. 230) Aber auch 
jetzt ließ er keinen Zweifel aufkom- 
men: „Die siegreiche proletarische Re¬ 
volution in Deutschland würde mit ei¬ 
nem Male, mit größter Leichtigkeit, jede 
Schale des Imperialismus zerbrechen 
(...), den Sieg des Weltsozialismus ohne 
Schwierigkeiten oder mit geringfügigen 
Schwierigkeiten bestimmt verwirkli¬ 
chen - freilich, wenn man den weltge¬ 
schichtlichen Maßstab der Schwierig¬ 
keit 4 nimmt und nicht den engen Spie¬ 
ßermaßstab.“ (S. 232-233) 

Wie schwer die Bürde war, wurde 
deutlich, als Lenin in der zweiten Ju¬ 
nihälfte 1918 schrieb: „Man weiß nicht, 
wie sich die revolutionäre Bewegung in 
Deutschland jetzt entwickeln wird. Un¬ 
zweifelhaft ist nur, dass dort eine unge¬ 
heure revolutionäre Kraft vorhanden 
ist, die mit eiserner Notwendigkeit in 
Erscheinung treten muss“ (S. 549) 

Doch dann endlich, am 23. August: 
„Wir haben viele Opfer gebracht. Der 
Brester Frieden ist eine einzige schwere 
Wunde; wir haben auf die Revolution 
in Deutschland gewartet, aber damals 
war sie noch nicht herangereift. Das ge¬ 
schieht jetzt.“ (Bd. 28, S. 71) 

Und schließlich die erlösende Bot¬ 
schaft - das Telegramm vom 10. No¬ 
vember 1918 an alle Deputiertensow¬ 
jets mit der Überschrift in großen Let¬ 
tern: „AN ALLE, AN ALLE 

Heute Nacht traf aus Deutschland 
die Nachricht vom Siege der Revoluti¬ 
on in Deutschland ein. Zuerst sandte 
Kiel einen Funkspruch, dass die Macht 
sich dort in den Händen des Arbei¬ 
ter- und Matrosenrats befindet. Dann 
brachte Berlin folgende Meldung: 

,Freiheits- und Friedensgruß an alle. 
Berlin und Umgegend in den Händen 
des Arbeiter- und Soldatenrates.’“ 
(Ebenda, S. 174) 

Lenin, sichtlich erleichtert: „ es ist 
so gekommen, wie wir es gesagt ha¬ 
ben. Der deutsche Imperialismus, von 
dem manche glaubten, es sei der ein¬ 
zige Feind, ist zusammengebrochen. 
Die deutsche Revolution, die man¬ 
chem (um einen bekannten Ausdruck 
Plechanows zu gebrauchen) ein Mit¬ 
telding zwischen Traum und Komödie’ 
zu sein schien, ist Tatsache geworden 44 
(S. 182-183) 

(...) Die Bolschewiki haben sich 
erst Anfang der zwanziger Jahre, als 
die revolutionäre Nachkriegskrise ih¬ 
ren Höhepunkt überschritt, im Zuge 
der Ausarbeitung der Neuen Ökonomi¬ 
schen Politik, darauf eingestellt, - sich 
einstellen müssen -, dass Sowjetruss¬ 
land nunmehr über längere Zeit allein 
einen außerordentlich schweren und 
dornenvollen Weg in Richtung Sozia¬ 
lismus zu bewältigen hat. (...) 
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Mehr als ein Schelmenroman 

Zu Ingo Schulzes neuem Roman „Peter Holtz. Sein glückliches Leben erzählt von ihm selbst“ 


Kultursplitter 


Liederlich 

Auch das Deutsche Historische Muse¬ 
um widmet sich unter dem Titel „1917 
Revolution. Russland und Europa“ der 
Oktoberrevolution. Die Macher kon¬ 
statieren zwar, dass sie zu neuen For¬ 
men in Wirtschaft, Bildung und Kultur 
führte, nationale, politische und sozi¬ 
ale Befreiungsbewegungen förderte 
und Künstler und Kulturschaffende 
inspirierte. Und im gleichen Atemzug 
wie ein Reflex „gab es von Anfang an 
auch Terror, Gewalt und Repression“. 
Das Museum selbst stellt historisches 
Material durch Plakate, Fotografien, 
Malerei und Aufrufe vor, im Zeug¬ 
hauskino laufen eine Menge sehens¬ 
werter Filme aus der UdSSR der Jahre 
1924-1938. Die sogenannten Diskussio¬ 
nen und Symposien lassen Figuren wie 
Biermann auftreten, zumeist moderiert 
von „Spiegel“-Redakteuren treten so¬ 
genannte Osteuropa-Experten an, Ge¬ 
schichte auf gefällige Art im herrschen¬ 
den Interesse zu erklären. Zu den Spon¬ 
soren gehören das Bundeskanzleramt, 
die „Max-Weber-Stiftung“ (steht unter 
Aufsicht des Bundesbildungsministeri¬ 
ums) und gerne auch die „taz“. 

Gift 

Pablo Neruda kämpfte nicht nur po¬ 
litisch auf Seiten des Kommunismus, 
auch sein poetisches Werk ist Ausdruck 
von großer Einfühlsamkeit für die Be¬ 
dürfnisse und Wünsche der Arbeiter¬ 
klasse. Im Kampf für soziale Gerechtig¬ 
keit und eine neue und eigenständige 
Identität Chiles entstanden Gedichte 
und Fieder, die ihm die Verehrung sei¬ 
nes Volkes einbrachten. 1973, wenige 
Tage nach dem Militärputsch von Pino¬ 
chet mithilfe der CIA und kurz vor sei¬ 
ner Ausreise nach Mexiko, wurde sein 
Tod gemeldet. Nach einem Befund ei¬ 
ner internationalen Expertengruppe 
sei er möglicherweise an einer Vergif¬ 
tung und nicht an Krebs gestorben. Sie 
hätten einen Giftstoff gefunden, erklär¬ 
te der spanische Forensiker Aurelio 
Funa am Freitag. Weitere Faborstudien 
könnten bestimmen, ob es sich um eine 
von Menschenhand ausgeführte Vergif¬ 
tung handele. Um die Todesursache zu 
klären, hatte die chilenische Justiz 2013 
die Exhumierung von Nerudas Über¬ 
resten angeordnet. Das 16-köpfige Ex- 
perten-Gremium, das am Freitag seine 
Ergebnisse präsentierte, hatte die über 
Jahre gesammelten Gerichtsakten und 
medizinischen Befunde analysiert. Der 
von den Behörden 1973 diagnostizierte 
Krebstod habe „nichts mit der Reali¬ 
tät zu tun“ und könne „mit hundertpro¬ 
zentiger Gewissheit“ ausgeschlossen 
werden, erklärte der Wissenschaftler 
am Freitag in Santiago de Chile. Die 
Fachleute seien bei ihren Recherchen 
überdies auf bisher nicht entdeckte 
Bakterien gestoßen, die nun in Fabors 
in Dänemark und Kanada untersucht 
würden. Die Ergebnisse dieser Unter¬ 
suchungen dürften neue Erkenntnisse 
über die wahre Todesursache Nerudas 
bringen und damit das schändliche, ver¬ 
brecherische Vorgehen gegen Tausende 
in dieser Zeit um ein weiteres faschisti¬ 
sches Morden ergänzen. 

Gülle 

Der Fund eines Ablassbriefes mit dem 
Namen Martin Futhers führt zu einiger 
Aufregung, passt überhaupt nicht in die 
Jubelfeierlichkeiten. „Diesen Ablass¬ 
brief hatte der Franziskaner Reinhold 
Weijenborg schon vor fast 60 Jahren in 
Madrid entdeckt und ihn 1960 in einem 
umfangreichen französischen Aufsatz 
veröffentlicht“, sagte der Kirchenhis¬ 
toriker Hartmut Kühne in Berlin. Das 
Stück sei in der deutschen Forschung 
bekannt und zuletzt im Jahr 2012 ana¬ 
lysiert worden. Auf der 1631 erstellten 
Abschrift des Ablassbriefs ist Futhers 
Geburtsname „Martin Fuder“ gemein¬ 
sam mit den Namen vieler Mitbrüder 
verzeichnet. Futher war damals Mönch 
im Erfurter Augustinerkloster, später 
bekämpfte er erbittert den Ablasshan¬ 
del der Kirche. Für diesen Sinneswan¬ 
del gab es reichlich Anlass, denn die 
Kapitalisierung von Seelsorge und mo¬ 
derner Finanztechnik wurde modern, 
die Kirche verkaufte das verbriefte 
Heil und stopfte auf diese Weise ihre 
Haushaltslöcher. Herbert Becker 


D er Erzähler im Roman ist Peter 
Holtz, geboren am 14. Juli 1962, 
dem Jahrestag der Erstürmung 
der Bastille in der Französischen Re¬ 
volution. Das Datum ist ihm zugeord¬ 
net worden, denn eigentlich wurde er 
am 12. Juni 1962 geboren. In der DDR 
wurde 1962 die Wehrpflicht eingeführt 
und im Dezember des Jahres 
fand die legendäre Fyrikver- 
anstaltung in der Akademie 
der Künste unter Stephan 
Hermlins Feitung statt. Bei 
Ingo Schulze sind solche Be¬ 
ziehungen ernst zu nehmen, 
sie haben Bedeutung. Peter 
Holtz wurde am Jahrestag 
einer Revolution geboren 
und bewegt sich auch so. Er 
wuchs - scheinbar - als Wai¬ 
se in einem Kinderheim auf: 

Die Eltern kamen - angeb¬ 
lich - bei einem Autounfall 
ums Feben, hatten aber ihr 
Kind um der eigenen Interes¬ 
sen willen bei ihrer Flucht in 
den Westen zurückgelassen. 

Das Kinderheim hieß „Kä¬ 
the Kollwitz“ ein Name, der 
politische Haltung und große 
Kunst signalisiert und im Ro¬ 
man immer wieder erinnert 
wird. Die Namensgebungen 
im Roman weisen auf eine 
Besonderheit des Autors hin: 

Namen erscheinen authen¬ 
tisch und fiktiv, wodurch der 
Eindruck von Wirklichkeit 
entsteht. Dazu dienen auch 
zahlreiche Hinweise auf Po¬ 
litiker, Künstler und andere 
Zeitgenossen. 

Peter Holtz ist ein Kons¬ 
trukt: Sein Vorname bedeu¬ 
tet „Fels“ und erinnert an Pe¬ 
trus, in seiner Naivität auch 
an Else Fasker-Schülers St. 

Petrus in ihrem „Peter Hille- 
Buch“ (1906) - auch eine Episoden¬ 
handlung am Schlachtensee scheint da¬ 
ran zu erinnern! -, der Familienname 
„Holtz“ Härte, Feben, etwas Starrsinn, 
auch umgangssprachlich „Vermögen“. 
Aufgewachsen im Heim fehlt ihm eine 
Familie und er ist die Verkörperung 
politisch-gesellschaftlicher Vorstellun¬ 
gen, wie sie im Heim galten. Ergänzt 
wird die Erziehung durch geschichtli¬ 
che Daten, so wenn F. J. Strauß den chi¬ 
lenischen Diktator und Verbrecher Pi¬ 
nochet bittet, „die Freiheit“ in seinem 
Fand zu erhalten (148) und so ein Ein¬ 
druck davon entsteht, was westdeut¬ 
sche Politiker unter Freiheit verstehen, 
oder wenn Peter über die Verbrechen 
Stalins informiert wird, von denen man 
ihm bisher nichts gesagt hat. 

Aus dem Kinderheim ist Peter auf¬ 
gebrochen, um den früheren Heimlei¬ 
ter Paul Föschau (1900-1973), einen al¬ 
ten Spanienkämpfer und KZ-Häftling 
aus Dachau, zurückzuholen, der vor¬ 
bildhaft für die Zöglinge war. Erst spä¬ 
ter erfährt Peter, dass es sein Großvater 
ist. Die Richtung seiner Suche und sei¬ 
nes Febens gibt ihm seine anerzogene 
Überzeugung: Wolkengebilde erschei¬ 
nen schon einmal als die „Vorkämp¬ 
fer“ Thälmann, Fuxemburg oder Fenin. 
Konsequent versucht er diese Einstel¬ 
lung zu leben: Essen in der Gaststätte 
muss nicht bezahlt werden, weil ja im 
Sozialismus alles der Gesellschaft ge¬ 
höre. Damit beginnt der Roman, der 
ihn zur Familie Grohmann führt, die 
auf einen Antifaschisten zurückgeht, 
der während der Naziherrschaft in Me¬ 
xiko war. Danach hießen Schulen, Stra¬ 
ßen u. a. nach ihm. 

Peter wendet das Gelernte und 
Verinnerlichte uneingeschränkt an 
und gerät ständig mit der Wirklichkeit 
in Konflikte. Zum Modell seines Han¬ 
delns wird Ostrowskis Roman „Wie 
der Stahl gehärtet wurde“, dessen Pa¬ 
wel Kortschagin wird sein Spitzname, 
einmal bei der Stasi, zum anderen im 
alltäglichen Feben. Danach handelt er, 
wenn er selbstlos hilft, so das herunter- 
gewirtschaftete Haus, in dem er wohnt, 
ohne Gegenleistung wiederherstellt, 
wofür er dann das Haus, danach wei¬ 
tere Häuser, geschenkt bekommt. Die 


Menschen seiner Umgebung halten ihn 
für einfältig oder einen „Holzkopf“ (43, 
109). Ein Schelm ist er nicht. Er nimmt 
jedoch den Kampf mit allen Haltungen 
auf, die nicht seiner sozialistischen ent¬ 
sprechen: Es sind offen und ehrlich ge¬ 
führte Auseinandersetzungen, in denen 
beschrieben wird, wie die DDR funk¬ 


tionierte, wie die Christen ihre Rechte 
hatten, aber wie auch der Geheimdienst 
seine Informationen sammelte, dass es 
Indianerfiguren gab und Schallplatten 
von Jimi Hendrix. Peter bringt dazu 
Versatzstücke aus der Fiederbewegung 
ein („Sag mir, wo du stehst!“) und er¬ 
findet den Ost-Punk mit der Verwen¬ 
dung des Moorsoldaten-Fiedes. Ihm 
gelingen in seinen Auseinandersetzun¬ 
gen mit anderen eindrucksvolle Bestim¬ 
mungen, so z.B. eine Abgrenzung vom 
Christentum, dem er sich zeitweilig zu¬ 
wendet: „Der Kommunismus braucht 
offene, lebensfrohe, gebildete, großher¬ 
zige Menschen, die füreinander da sind, 
die sich aus freien Stücken, weil es ih¬ 
nen ein Bedürfnis ist, solidarisch ver¬ 
halten und nicht aus Berechnung, um 
sich nach dem Tod irgendeinen Vorteil 
zu sichern!“ (72) Den Geheimdienst 
nimmt Peter so ernst und verkündet sei¬ 
ne Mitarbeit, dass dieser sich von ihm 
trennen muss, weil alle Geheimhaltun¬ 
gen auffliegen nach dem Motto Peters: 
„Konspiration ist das Fetzte, was der 
Sozialismus braucht.“ (109) Was Peter 
verkündet sind historische Wahrheiten, 
so wenn er die Nutznießer an Hitlers 
Krieg auflistet: Krupp, Flick, Thyssen 
usw. Das kommt im Kleid der Argu¬ 
mentation aus der DDR daher, ist aber 
nicht falsch. In lapidarer Kürze werden 
historische Tatsachen verkündet, die 
auch durch die Überlagerung mit Peters 
Radikalität nichts an ihrer Wahrheit 
verlieren. Was 1989 geschieht, wird von 
Peter als Konterrevolution gewertet. 
Aber ehe er die Umbrüche insgesamt 
erlebt, verunglückt er, als er ein Paar 
Kinderhandschuhe von der Straße ret¬ 
ten will, fällt ins Koma und ist während 
der nächsten Zeit 1989/90 bewusstlos. 

Das Buch wird in den Kritiken als 
Schelmenroman bezeichnet; die Kapi¬ 
teleinführungen scheinen das zu bestä¬ 
tigen. Die Heiterkeit eines Schelmen¬ 
romans hat er indessen nicht, vielmehr 
macht vieles von dem, was Peter erlebt, 
zornig und wütend. Schelmenroman ist 
nur bedingt verwendbar; Ingo Schulz 
erklärte im Gespräch, dass es um ei¬ 
nen Entwicklungsroman gehe. Das 
wird ihm doppelt gerecht, denn es geht 
um die Entwicklung von Peter Holtz 


und um die Entwicklung der sozialisti¬ 
schen Idee, die Peters Handlungen im¬ 
manent ist. Beide Entwicklungen wer¬ 
den behindert bzw. abgebrochen durch 
die nach 1989 erneut einsetzende Herr¬ 
schaft des Geldes: Peter tritt als Zwölf¬ 
jähriger in die Handlung ein; er hat ge¬ 
lernt, dass im Kommunismus Geld be¬ 
deutungslos geworden ist und 
will dieses Wissen vorschnell 
anwenden. „Geld“ gehört ne¬ 
ben „Kommunismus“ und 
„Kapitalismus“ zu den Feit- 
begriffen des Romans. 

Mit dem Hinweis auf den 
Schelmenroman wird gegen¬ 
über der Kritik ein Schutz¬ 
schirm begründet, zu dem man 
sicher auch die Fängen und 
teils abstrakten Diskussionen 
über ökonomische Vorgänge 
rechnen muss. Darunter las¬ 
sen sich historische Wahrhei¬ 
ten, die sonst verdammt wer¬ 
den, immer wieder sagen, auch 
jene über Kommunismus und 
Kommunisten, die „danach 
gestrebt haben, Kommunis¬ 
ten zu sein, dass der Kommu¬ 
nismus etwas in der Zukunft 
gewesen wäre, etwas, worauf 
sich die Gesellschaft zubewe¬ 
gen sollte“ (420). Schulze hat 
in diesen einen Satz seines Pe¬ 
ter Holtz mehr Verständnis für 
den Kommunismus hineinge¬ 
legt als der „Historiker“ Gerd 
Koenen in sein über tausend¬ 
seitiges Pamphlet „Die Farbe 
Rot“ (2017), das dem Kommu¬ 
nismus jedes utopische Mo¬ 
ment ebenso abspricht wie 
es den Zusammenbruch des 
Sozialismus auf die „morali¬ 
schen Ermüdungsbrüche in 
den Machtzentren“ des Sozi¬ 
alismus zurückführt und da¬ 
mit alle nachweisbaren Fak¬ 
ten der systematischen Zerstörung und 
verbrecherischen Angriffe durch den 
Kapitalismus, auf die deren Organisa¬ 
toren heute stolz sind, leugnet. Von an¬ 
deren historischen Absonderlichkeiten, 
wie der, dass der europäische Sozialis¬ 
mus in der deutschen Sozialdemokra¬ 
tie sein Zentrum gehabt hat, als hätte 
es die Parteitage von Halle 1890 und 
Erfurt 1891 nicht gegeben. Fakten sind 
Koenens Sache ebenso wenig wie eine 
dialektische Geschichtsbetrachtung, 
schon bei der Verwendung des Begrif¬ 
fes Kommunismus nicht, der Jahre vor 
Marx bereits von den Junghegelianern 
wie Rüge und Echtermeyer ebenso ver¬ 


wendet wurde wie von deutschen Dich¬ 
tern wie Herwegh u.a. Auch von Fite- 
ratur weiß Koenen wenig, wie sein Ver¬ 
dikt über Majakowski und der Verzicht 
auf alle anderen Schriftsteller beweist, 
die den zukunftweisenden Charakter 
des Kommunismus thematisierten wie 
Scholochow und andere. Ingo Schulze 
ist sehr viel genauer. 

Für seinen Peter Holtz ist das po¬ 
litische und geistige Zentrum des Ka¬ 
pitalismus das Geld: „Geld und Besitz 
sind der Schlüssel für alles, für Macht 
und Fuxus, Bildung und Unterhaltung, 
für Ruhm und einen Platz in den Ge¬ 
schichtsbüchern der Reichen.“ (282). 
Ihm gehört in dem Roman, zieht man 
die Schutzfolie des Schelmenromans 
ab, die volle Aufmerksamkeit. Alles, was 
Peter erlebt, vor 1989 bedingt und nach 
1989 uneingeschränkt, wird vom Geld 
bestimmt, das sich bei Peter durch die 
einst wertlosen maroden Immobilien, 
um die er sich gekümmert hatte, in Mas¬ 
sen einstellt. Alle Versuche, dieses Geld 
loszuwerden, um seine wirkliche Frei¬ 
heit wiederzugewinnen und die reine 
Idee zu verwirklichen, alle Experimen¬ 
te „zur Herstellung von Gerechtigkeit“ 
(533) scheitern. Bis zum Ende der neun¬ 
ziger Jahre versucht Peter, die kapitalis¬ 
tischen Verhältnisse für seine Ideen zu 
nutzen, bekommt viel Geld und gibt es 
bereitwillig aus, um Arbeitsplätze zu ret¬ 
ten, Menschen zu helfen, „etwas auf(zu) 
bauen, das der ganzen Gesellschaft zu¬ 
gutekommt!“ (473) usw. Am Kapitalis¬ 
mus ändert sich nichts. Deshalb endet 
der Roman scheinbar wie ein Schelmen¬ 
roman, tatsächlich aber als großartige 
Satire: Peter verbrennt Vermögen zuerst 
in einer Kunstaktion - artprototo -, die 
ihm jedoch verfilmt noch mehr Geld 
als zuvor bringt. Schließlich beendet er 
den Kreislauf des Geldes am 1. Septem¬ 
ber 1998 auf dem Berliner Alexander¬ 
platz an der Weltzeituhr - Verneigung 
vor Eberhard Hilschers gleichnamigem 
großartigen Roman? -, um in der Ge¬ 
sellschaft anzukommen. „Schon wenige 
verbrannte Scheine haben ausgereicht, 
die ganze Schwäche unserer Welt zu 
offenbaren.“ (571) Das aber macht ihn 
zum Geisteskranken und zum „ersten 
ökonomischen Häftling“. 

Am Ende muss der Feser Schulzes 
Motto nach Peter Esterhazy ernst neh¬ 
men: Es geht um eine andere Famili¬ 
engeschichte, die weder Auferstehung 
noch Erlösung, weder Freiheit noch So¬ 
lidarität kennt, solange die Herrschaft 
des Geldes, der beherrschende Gott 
des Kapitalismus, regiert. 


Rüdiger Bernhardt 
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Kommunalpolitik 


unsere zeit m 


Urnengräber immer teurer 

Die Umverteilung wird nicht mal mit dem Tod beendet 



D er Kölner Melaten-Friedhof 
zieht jährlich tausende Besu¬ 
cherinnen und Besucher aus 
aller Welt an. Die Anlage entstand zu 
Beginn des 19. Jahrhunderts auf dem 
Gelände eines ehemaligen Leproso- 
riums (Aussätzigenkrankenhaus) und 
lädt mit ihren alten, kunstvollen Grab- 
mälern und altertümlichen Grufthäus¬ 
chen zu schaurig-schönen Memento- 
mori-Spaziergängen ein. Doch wer tat¬ 
sächlich in Köln zu sterben oder besser 
gesagt: zu bestatten gedenkt, sollte zu¬ 
nächst einen Blick in die Friedhofsge¬ 
bührenordnung werfen. Die günstigste 
Nutzungsgebühr fällt für das anonyme 
Urnengrab an und beträgt auf allen 
Kölner Friedhöfen 1536 Euro. Das Ur¬ 
nengrab ohne Pflegeverpflichtung kos¬ 
tet 1899 Euro. Noch teurer sind die von 
den Angehörigen gepflegten Wahlgrä¬ 
ber. Hinzu kommen die Gebühren für 
Bestattung und Nebenleistungen. Der 
gesamte Gebührenaufwand mit Beiset¬ 
zung und Trauerhalle summiert sich für 
ein Urnengrab auf etwa 2 400 Euro - 
zusätzlich fallen noch die Kosten für 
Sarg, Bestatter und Grabstein an. 

Ob Köln damit tatsächlich die „teu¬ 
erste Stadt zum Sterben“ ist, wie der 
„Kölner Stadtanzeiger“ im September 
2016 schrieb, sei zunächst dahingestellt. 
Interessanter als die absoluten Zahlen 
für die Grabnutzungsgebühren sind die 
Relationen zueinander. Das Urnen¬ 
wahlgrab ist nur geringfügig günstiger 
als das Erdwahlgrab; bei den pflegefrei¬ 


en Gräbern fallen für das Urnengrab 
sogar höhere Kosten an. Wie kann das 
sein? Die Antwort lautet: In Köln wur¬ 
de eine Berechnungsweise für Fried¬ 
hofsgebühren erfunden, die religiös¬ 
konservative Ideologie mit kapitalis¬ 
tischer Wirtschaftslogik zu verbinden 
weiß und bundesweit Nachahmer fin¬ 
det. Ihr Name: „Kölner Modell“. 

Klassischerweise sind die öffentli¬ 
chen Friedhöfe in deutschen Gemein¬ 
den gebührenfinanziert. Das bedeutet, 


dass alle Kosten für den Unterhalt der 
Flächen und den Betrieb der Fried¬ 
hofseinrichtungen nach festgelegten 
Satzungen auf die Nutzerinnen und 
Nutzer der Friedhöfe umgelegt wer¬ 
den. In der Vergangenheit wurden die 
Grabnutzungsgebühren in der Regel 
durch eine sogenannte Äquivalenzzif¬ 
fernrechnung errechnet. Vereinfacht 
umschrieben funktioniert dies so: die 
größte und teuerste Grabstätte erhält 
die Ziffer 1, ein Grab von halber Grö¬ 


ße erhält die Ziffer 0,5. Nach diesen 
Äquivalenzziffern werden nun die Ge¬ 
bührenrelationen berechnet. Dadurch 
waren Urnengräber in der Regel we¬ 
sentlich günstiger als Erdgräber. 

Doch ein Wandel in der Bestat¬ 
tungskultur brachte das Äquivalenzzif¬ 
fernmodell ins Wanken. Immer mehr 
Menschen verzichteten auf aufwändige 
Grabmäler und kauften die kleineren 
und günstigeren Urnengräber. Das Ge¬ 
bührenaufkommen sank, während die 
Kostenstruktur der Friedhöfe weitge¬ 
hend unverändert blieb. Eine betriebs¬ 
wirtschaftlich und gesellschaftlich sinn¬ 
volle Antwort auf diese Entwicklung 
hätte nun darin bestanden, die neue 
Bestattungskultur zu begrüßen und die 
vorgehaltenen Reserve-Flächen zu ver¬ 
kleinern, um die Unterhaltskosten der 
Friedhöfe zu senken und zugleich neue 
Flächen für die Lebenden zu gewinnen. 
Doch in zahlreichen Kommunen gin¬ 
gen die Friedhofsverwaltungen einen 
anderen Weg und führten das „Kölner 
Modell“ ein. 

Bei dieser Berechnungs weise spielt 
die Größe der genutzten Grabfläche 
keine wesentliche Rolle mehr. Die Fol¬ 
ge: die Urnengräber werden wesentlich 
teurer. 

Der Umstieg vom Äquivalenzzif¬ 
fernmodell auf das Kölner Modell wur¬ 
de in vielen Kommunen als alternativ¬ 
los und modern präsentiert. Mehr oder 
weniger offen wurden die Ziele be¬ 
nannt: der Trend zur Feuerbestattung 


sollte gestoppt werden, die Einnah¬ 
men der Friedhöfe stabilisiert und die 
„deutsche“ (je nach Region auch etwa 
„rheinische“) Bestattungskultur vertei¬ 
digt werden. Die entstehende soziale 
Härte durch den vollständigen Wegfall 
von (einigermaßen) bezahlbaren Be¬ 
stattungsformen wurde totgeschwiegen 
oder mit Verweis auf die Möglichkeit 
von Sozialbestattungen relativiert. 

Dabei sprechen die Zahlen eine 
deutliche Sprache: in Grevenbroich 
stieg der Preis für die anonyme Urnen¬ 
bestattung mit Einführung des Kölner 
Modells von 693 auf 1486 Euro um 114 
Prozent, die Urnen-Reihengräber ver¬ 
teuerten sich um 84 Prozent. In Neuss, 
wo das Kölner Modell derzeit disku¬ 
tiert wird, würde die Grabnutzungs¬ 
gebühr für das Urnen-Reihengrab 
von 675,40 auf 1 263,03 Euro anstei- 
gen (plus 87 Prozent), das anonyme 
Urnengrab würde statt derzeit 763,00 
Euro dann 1 256,14 Euro kosten. Die 
Kosten für die teuersten Grabarten sin¬ 
ken bei Modellumstellungen in der Re¬ 
gel: Das Kölner Modell ist ein Weg zur 
postmortalen Umverteilung von oben 
nach unten, weil es die Kosten der gro¬ 
ßen Gräber auf die Nutzerinnen und 
Nutzer der bescheideneren Grabstät¬ 
ten umlegt. Es wurde geschaffen, um 
die Menschen zu einer „ordentlichen“ 
(katholischen!) Grabwahl zu drängen 
und die veralteten Friedhofsstrukturen 
zu rechtfertigen. 

Vincent Cziesla 


„Wh sind halt Kümmerer“ 


Hüttengelände in 
städtische Hände 

ln Düsseldorf wird Baugrund mal wieder teurer 


In Ueberau ist die DKP die stärkste der Parteien 

Anfang Oktober feierte Walter Eckert, Ortsvorsteher von Ueberau, sei¬ 
nen 80. Geburtstag. Das Ungewöhnliche: Walter Eckert ist nicht nur auch 
heute noch als Sänger und Fußballer aktiv in „seiner“ SG - das ist die 
Sportgemeinschaft 1919 Ueberau e.V. - er ist auch Mitglied der DKP. Bei 
der letzten Kommunalwahl im Jahr 2016 wurde die DKP in Ueberau mit 
33,5 Prozent der Stimmen die stärkste Partei. 


300 000 m 2 Bauland hegen in Düssel¬ 
dorf-Gerresheim brach. Seit August 
2005 wird in der Gerresheimer Glas¬ 
hütte kein Glas mehr geschmolzen. 
Keine einzige Wohnung wurde auf dem 
Gelände der ehemaligen Glashütte in¬ 
nerhalb einer Zeitspanne von zwölf 
Jahren gebaut. Die DKP sagt: Es reicht! 
Mit einer Aktion vor dem ehemaligen 
Werkstor stellte die DKP Gerresheim 
ihre alternativen Forderungen vor. 

Vor ein paar Wochen hat die „Pa- 
trizia AG“ veröffentlicht, dass sie sich 
als Investor auf dem Gelände „ver¬ 
rechnet“ hat. Nachdem sie die Zahl 
der geplanten Wohnungen zunächst 
von 1 000 auf 1 400 erhöht hatte, ver¬ 
kündete sie nun, dass sie gar nicht 
mehr bauen wird. Stattdessen will sie 
das Gelände an den nächsten „Inves¬ 
tor“ zum Höchstangebot abgeben. In¬ 
sider rechnen damit, dass der Baugrund 
damit zwar nicht besser und wertvoller 
wird, aber noch einmal teurer. Dazu die 
DKP-Stellungnahme: „Das entspricht 
den Regeln des Kapitalismus, denn 
nicht die Nutzung, sondern der Profit 
steht an erster Stelle.“ 


In Düsseldorf fehlen Tausende 
von bezahlbaren Wohnungen, wäh¬ 
rend gleichzeitig das Luxus-Segment 
boomt. Letztes Beispiel ist das An¬ 
dreas-Quartier in der Altstadt mit as¬ 
tronomischen Preisen, die sich kein 
„normaler“ Düsseldorfer leisten 
kann. Bei diesem Objekt wie auch an 
anderer Stelle greift das Düsseldor¬ 
fer Modell des geförderten Bauens 
und der reduzierten Mieten nicht. Es 
geht allein um Maximalprofit. Natür¬ 
lich hat die gescheiterte Mietpreis¬ 
bremse hier ebenfalls keinen Zugriff. 

Bezahlbares Wohnen muss nach 
Auffassung der DKP ein Grundrecht 
sein. Die DKP fordert deshalb, dass 
die Stadt Düsseldorf die gesamte In¬ 
dustriebrache von 300 000 m 2 über¬ 
nimmt. 100 000m 2 davon gehören ihr 
bereits. Diese Flächen sollen dann 
von der Stadt selber oder einer ge¬ 
meinnützigen Wohnungsbaugenos¬ 
senschaft bebaut werden. Nur so 
werden sie der Profit-Spirale entzo¬ 
gen, und die Mieten werden bezahl¬ 
bar. 

Uwe Koopmann 


UZ: In Überau sind die Kommunisten 
auch heute noch mehrheitsfähig. Wie er¬ 
klärst du dir das? 

Walter Eckert: Wir waren schon immer 
nah an den Menschen dran, auch aus 
der Tradition heraus, und hatten im¬ 
mer Vorbilder. Die Kommunisten und 
die SG sind Vereinsmenschen, und die 
Vorbilder waren da, daran haben wir 
uns dann gehalten. Ich habe Vorbilder 
gehabt, und das zählt heute noch für 
mich. Die dahinter nachkommen, die 
schätzen das ja auch. 

UZ: Wie konnte sich die Kommunis¬ 
tische Partei in Ueberau so fest veran¬ 
kern? 

Walter Eckert: Das das kommt sicher¬ 
lich auch aus der Tradition heraus, das 
war schon immer die Geschichte von 
Ueberau. Wir haben die Geschichte 
mitgeprägt von dem ganzen Ort. Und 
das ist heute noch so. Wir sind nah an 
den Menschen dran, und das muss man 
auch. Sonst hat man keinen Erfolg. 
Man muss irgendwie bekannt sein im 
Ort und muss auch sich bekümmern. 
Wir sind halt Kümmerer. Wir kümmern 
uns um jede Sache und nehmen die An¬ 
liegen der Menschen ernst. 

UZ: Was macht ihr, um gerade an jun¬ 
ge Menschen heranzukommen? Gelingt 
euch das? 

Walter Eckert: Das ist natürlich nicht 
einfach. Es geht vor allem, weil wir im 
Verein sind, bei der SG, und da kommt 
man immer mit jüngeren Menschen 
zusammen. Die kennen uns ja auch. 
Obwohl das immer schwerer wird, 
jüngere Menschen in die Politik rein¬ 
zubekommen. Die sind wohl bei uns, 
aber es ist schwer für die jungen Men¬ 
schen, die Aktivitäten von uns Älte¬ 
ren zu entwickeln. Ich kann das auch 
verstehen. Die sind im Beruf drin, da 
schafft es nicht jeder so, so einen Ein- 



Walter Eckert (DKP), Ortsvorsteher von 
Ueberau 


satz zu bringen, so viel Engagement. 
Es ist schon schwer heutzutage. Wir 
versuchen das. 


Wir machen auch Einiges im öffent¬ 
lichen Leben. Wir machen Grillfeste, 
und da kommen auch viele Leute, auch 
vom Verein, das wirkt schon ein biss¬ 
chen. Aber wie gesagt, an die jungen 
Menschen kommen wir schon heran, 
aber dass sie sich engagieren in der Po¬ 
litik, das ist schon nicht einfach für uns. 

UZ: Wir - die DKP - brauchen aner¬ 
kannte kommunistische Persönlichkei¬ 
ten, die die Partei vor Ort repräsentieren 
können. Du bist so eine. Was zeichnet 
dich persönlich aus? 

Walter Eckert: Wir sind verbunden auch 
durch denVerein, das ist ein großer Ver¬ 
ein, wo alle Gruppen zusammen sind. 
Ich bin eben ein Teil dieses Vereins. Ich 
singe schon seit 65 Jahren und auch heu¬ 
te noch. Da ist man in Gesellschaft, in 
der Fußball gespielt wird und in dem 
Verein aktiv ist, auch heute noch. 

Ich bin im Parlament in Reinheim 
und im Ortsbeirat von Ueberau, schon 
seit Jahrzehnten. Die Leute kennen ei¬ 
nen, und ich kann mit jedem, selbst bei 
politischen Gegensätzen, mit SPD und 
auch mit CDU. 

Wir haben gute Argumente. Wir 
haben auch schon einiges erreicht im 
Ort, auch in Reinheim selbst. Und die 
Leute wissen das, und die akzeptieren 
das auch. Die akzeptieren uns, und das 
sieht man jeden Tag. 

Das Gespräch führte Werner Sarbok 
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Vor dem Werkstor der Industriebrache forderte die DKP Gerresheim Wohnungs¬ 
bau außerhalb der Profit-Spirale. 


Aus der Geschichte von Ueberau 

1919 entstanden in der damals noch eigenständigen Gemeinde Ueberau in Hes¬ 
sen Ortsvereine der Unabhängigen Sozialdemokratischen Partei Deutschlands 
(USPD) und der Kommunistischen Partei Deutschlands (KPD). Bei der Reichstags¬ 
wahl im Jahr 1928 erhielt die KPD erstmals mehr Stimmen als die SPD. 

Nach 1945 erhielten die Kommunisten wieder starken Zuspruch. Im Jahr 1948 
wurde der Kommunist Adam Büdinger zum Bürgermeister gewählt. Vier Jahre 
später erhielt die KPD bei der Gemeinderatswahl sieben der zwölf Mandate. 
Bei der Wahl 1956 blieb Büdinger im Amt: Die Kommunisten hatten mit Partei¬ 
losen als Unabhängige Wählergemeinschaft (UWG) kandidiert und damit auf 
das drohende KPD-Verbot reagiert. 

Neun Tage vor der Kommunalwahl i960 wurde die UWG verboten, Bürgermeis¬ 
ter und Beigeordnete abgesetzt. Bei der Kommunalwahl 1968 holte die Deut¬ 
sche Friedens-Union 38 Prozent der Stimmen. 1968 konstituierte sich auch in 
Ueberau mit der DKP die Kommunistische Partei wieder neu und ist seit 1972 
ununterbrochen im Ueberauer Ortsbeirat vertreten. 

Seit 1971 ist Ueberau ein Stadtteil von Reinheim und hat heute etwa 2 200 Ein¬ 
wohner. 
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Ende der Demütigungen 

Zur Politik des Putinschen Russland 



NATO-Truppen üben Flussüberquerung im Rahmen des Manövers „Iron Wolf 2017“ in Litauen 


W as die Politik Russlands be¬ 
trifft, so ist es notwendig, zwi¬ 
schen Innen- und Außenpoli¬ 
tik sowie in der Außenpolitik zwischen 
zwei Ebenen zu unterscheiden. 

Die Innenpolitik wird von den Pro¬ 
fit- und Machtinteressen der in Teil I 
charakterisierten herrschenden Klas¬ 
senkräfte im heutigen Russland be¬ 
stimmt. Sie ist darauf gerichtet, einer¬ 
seits günstige Bedingungen für die 
möglichst effektive und profitable Aus¬ 
beutung der russischen Arbeiterklasse 
zu schaffen, zugleich aber andererseits 
auch durch soziale Zugeständnisse wie 
durch eine Politik der harten Hand die 
Stabilität des Regimes zu sichern. 

Dabei dient sicher auch die gele¬ 
gentlich positive Bezugnahme auf das 
Erbe der Sowjetzeit der Bindung je¬ 
ner noch immer großen Teile des russi¬ 
schen Volkes an das Putin-Regime, die 
stolz auf die Supermacht Sowjetunion 
und ihren entscheidenden Anteil am 
Sieg über das faschistische Deutsch¬ 
land als dem Höhepunkt der russischen 
Geschichte sind. Dieser Stolz mag in ei¬ 
nem gewissen Maße selbst für Teile der 
herrschenden Klasse gelten, besonders 
für diejenigen, die wie Putin von den 
„Silowiki“, den Uniformträgern kom¬ 
men. Allerdings gibt es keinen Grund 
dafür, daraus auf deren vermeintliche 
Sympathien für den Sozialismus zu 
schließen. 

Die Rückbesinnung auf die Ge¬ 
schichte - die Sowjetunion als „Super¬ 
macht“ eingeschlossen - dient vielmehr 
als ideologische Begleitmusik für das 
Bestreben, die Zeit der Schwäche und 
Demütigung Russlands durch die im¬ 
perialistischen Hauptmächte nach dem 
Ende der UdSSR endgültig zu been¬ 
den und dem heutigen kapitalistischen 
Russland erneut einen geachteten 
Platz in der Welt zu verschaffen. Das 
ist der Leitgedanke, den die russische 
Führung seit dem Machtantritt Putins 
an der Wende des neuen Jahrhunderts 
im Maße der wirtschaftlichen, militä¬ 
rischen und politischen Regeneration 
des Landes mit wachsendem Nach¬ 
druck verfolgt. Seinen Ausdruck findet 
dies in der russischen Außen- und Si¬ 
cherheitspolitik. 

In der Außenpolitik betrifft die ers¬ 
te Ebene - wie es in Russland heißt - 
das „nahe Ausland“. Damit gemeint 
sind die Beziehungen zu den Nach¬ 
folgestaaten der Sowjetunion, die bal¬ 
tischen Staaten ausgenommen. Hier 
verfolgt die russische Führung eine 
langfristig angelegte Politik der Re¬ 
integration unter russischer Führung. 
Ausgangspunkt dafür sind die Zoll¬ 
union zwischen Russland, Belarus und 
Kasachstan und ihr einheitlicher Wirt¬ 
schaftsraum, die zu einer Eurasischen 
Union (EAWU) weitergeführt werden 
sollen. 

Im Umgang Russlands mit seinen 
schwächeren Partnern auf der Ebene 
des „nahen Auslands“ hat es leider im¬ 
mer wieder gewisse Praktiken gegeben, 
die an imperialistische Methoden erin¬ 
nern. Das betrifft z.B. den wiederhol¬ 
ten wirtschaftlichen Druck gegenüber 
Belarus, um dessen Führung dazu zu 
zwingen, belarussisches Staatseigen¬ 
tum an den russischen Gasprom-Kon- 
zern abzugeben und den Weg für das 
Eindringen russischer Oligarchen in 
die belarussische Wirtschaft zu öffnen. 
Solche Praktiken begünstigen Skepsis 
der Partner gegenüber den Integrati¬ 
onsabsichten Moskaus und sind auch 
ein Grund für Verzögerungen im In¬ 
tegrationsprozess. USA, NATO und 
EU kommt dies durchaus gelegen. Sie 
wollen eine Reintegration ehemaliger 
Sowjetrepubliken unter Führung Russ¬ 
lands um jeden Preis verhindern. 

Die zweite Ebene der russischen 
Außenpolitik betrifft die Weltpolitik. 
Im Unterschied zu den USA mit ihrem 
NATO-Gefolge sind auf diesem Feld 
zumindest heute und in der nächsten 
Zukunft keine russischen Ambitionen 
auf die Weltherrschaft zu erwarten. Da¬ 
für wären auch die Kräfteverhältnisse 
nicht gegeben. Hier strebt das Russland 
Putins danach, dem Weltherrschaftsan¬ 


spruch des US-Imperialismus und sei¬ 
ner Satelliten eine multipolare Welt¬ 
ordnung entgegenzusetzen. In diesem 
Ziel gibt es viel Übereinstimmung mit 
den Interessen Chinas und der anderen 
BRICS-Staaten sowie weiterer Länder. 

Nachdem Russland unter Jelzin sich 
dem Herrschaftsanspruch der USA 
und ihres Gefolges devot unterordnete 
und auch Putin in den ersten Jahren sei¬ 
ner Präsidentschaft nur zögerlich und 
unentschlossen eigene russische Inte¬ 
ressen deutlich gemacht hatte, begann 
sich dies seit etwa Mitte der 2000er-De- 
kade zunehmend zu ändern. 

So stellte der stellvertretende Di¬ 
rektor des Moskauer Carnegie-Zen¬ 
trums, Dmitri Trenin, bereits 2006 fest: 
„In der Tat macht Russland einen Pro¬ 
zess durch, der als außenpolitische Re¬ 
volution bezeichnet werden kann. Es 
hat tatsächlich angefangen, sich als mo¬ 
derne Großmacht zu erneuern. Der äu¬ 
ßerste Planet des westlichen Sonnen¬ 
systems hat seine Umlaufbahn verlas¬ 
sen, um eine neue und unabhängige 
Flugbahn einzuschlagen. Das hat weit¬ 
reichende Folgen.“ Und weiter: „Die 
große Veränderung des Jahres 2005 
ist, dass in diesem Jahr die russische 
Außenpolitik von einer Position der 
Schwäche zu einer der Stärke wechsel¬ 
te.... Postsowjetische Erniedrigung ist 
ein Ding der Vergangenheit und den 
russischen Führern gefällt das Spiel mit 
den harten Bandagen.“ (Dmitri Trenin; 
Der Westen und Russland. Das verlo¬ 
rene Paradigma. In: Russlandanalysen 
88/06) 

Wenn die führenden Politiker im 
Westen diese Veränderungen zur 
Kenntnis genommen hätten, wären sie 
wahrscheinlich ein Jahr später, im Feb¬ 
ruar 2007, von der Rede Putins auf der 
Münchener Sicherheitskonferenz weni¬ 
ger hart auf dem falschen Fuß erwischt 
worden. So platzte die Abrechnung des 
russischen Staatsoberhaupts mit dem 
Weltherrschaftsanspruch der USA wie 
eine Bombe ins Auditorium. 

An einige Passagen daraus soll erin¬ 
nert werden: „Ich glaube, dass das mo¬ 
nopolare Modell für die heutige Welt 
nicht nur unannehmbar, sondern über¬ 
haupt unmöglich ist. Und nicht nur, 
weil bei der Führung eines einzelnen 
in der heutigen - eben in der heutigen - 
Welt weder die militärpolitischen noch 
die wirtschaftlichen Ressourcen ausrei¬ 
chen würden. (...) Dabei ist alles, was 
sich heute in der Welt abspielt - und wir 
haben gerade erst begonnen darüber 
zu diskutieren - eine Folge der Versu¬ 
che, gerade diese Konzeption, die Kon¬ 
zeption der monopolaren Welt, in die 


internationalen Angelegenheiten hin¬ 
einzupflanzen. 

Und was ist das Resultat? Die ein¬ 
seitigen und des Öfteren illegitimen 
Handlungen haben kein einziges Pro¬ 
blem gelöst. Mehr noch: Sie haben zu 
neuen menschlichen Tragödien und zu 
neuen Spannungsherden geführt. Ur¬ 
teilen Sie selbst: Die Kriege sowie die 
lokalen und regionalen Konflikte sind 
nicht weniger geworden_Dabei ster¬ 

ben in diesen Konflikten nicht weniger, 
sondern sogar mehr Menschen als frü¬ 
her - wesentlich mehr! Heute beobach¬ 
ten wir eine durch fast nichts gezügelte 
und übertriebene Anwendung von mi¬ 
litärischer Gewalt in den internationa¬ 
len Angelegenheiten. Einer Gewalt, die 
die Welt in die Tiefen einander ablösen¬ 
der Konflikte stößt.“ 

Weiter führte der russische Präsi¬ 
dent aus: „Wir beobachten eine immer 
stärkere Vernachlässigung der grund¬ 
legenden Prinzipien des Völkerrechts. 
Mehr noch: Einzelne Normen, eigent¬ 
lich beinahe schon das gesamte Rechts¬ 
system eines einzelnen Staates, in erster 
Linie natürlich der Vereinigten Staaten, 
haben die nationalen Grenzen in allen 
Bereichen überschritten und werden 
sowohl in der Wirtschaft als auch in der 
Politik und in der humanitären Sphä¬ 
re anderen Staaten aufgedrängt. Wem 
könnte das denn gefallen? 

In den internationalen Fragen ist 
immer häufiger das Bestreben zu se¬ 
hen, diese oder jene Fragen ausge¬ 
hend von der sogenannten politischen 
Zweckmäßigkeit zu lösen, der die ak¬ 
tuelle politische Zweckmäßigkeit zu 
Grunde liegt. 

Das ist natürlich äußerst gefährlich. 
Und das führt dazu, dass sich niemand 
mehr in Sicherheit fühlt.... Die Domi¬ 
nanz des Gewaltfaktors nährt zwangs¬ 
läufig das Streben einiger Länder nach 
dem Besitz von Massenvernichtungs¬ 
waffen. Mehr noch: Es sind prinzipi¬ 
ell neue Bedrohungen entstanden, die 
zwar auch früher bekannt waren, heu¬ 
te aber einen globalen Charakter an¬ 
nehmen, wie zum Beispiel der Terro¬ 
rismus. ...“ 

Der Weltherrschaftspolitik des US- 
Imperialismus stellte Putin in München 
eine auf der UN-Charta und den Prin¬ 
zipien des Völkerrechts basierende 
multipolare Weltordnung entgegen. 

Nicht weniger deutlich war seine 
Rede am 18. März 2014 zur Wiederver¬ 
einigung der Krim mit Russland. Darin 
heißt es u.a.: „Unsere westlichen Part¬ 
ner, vor allem die Vereinigten Staaten, 
ziehen es vor, in ihrer praktischen Poli¬ 
tik nicht vom Völkerrecht, sondern vom 


Recht des Stärkeren Gebrauch zu ma¬ 
chen. Sie glauben an ihre Auserwählt- 
heit und Exklusivität, daran, dass sie die 
Geschicke der Welt lenken dürfen und 
daran, dass immer nur sie allein Recht 
haben können. Sie handeln so, wie es 
ihnen einfällt: Mal hier, mal da wen¬ 
den sie Gewalt gegen souveräne Staa¬ 
ten an, bilden Koalitionen nach dem 
Prinzip „wer nicht mit uns ist, ist gegen 
uns.“ Diese Feststellungen belegte Putin 
mit zahlreichen Beispielen, vom Über¬ 
fall auf Jugoslawien, Afghanistan, Irak, 
Libyen bis zur Organisierung „bunter 
Revolutionen“, darunter in der Ukrai¬ 
ne 2004 und jetzt mit dem Putsch 2014. 

Weiter heißt es in der Rede: „Wir 
schlagen ständig Kooperation in 
Schlüsselfragen vor, wir wollen das ge¬ 
genseitige Vertrauen fördern, wir wün¬ 
schen, dass unsere Beziehungen auf 
Augenhöhe stattfinden, dass sie offen 
und ehrlich seien. Aber wir sehen kei¬ 
nerlei Entgegenkommen. Im Gegen¬ 
teil, wir wurden Mal um Mal betrogen, 
es wurden Entscheidungen hinter un¬ 
serem Rücken getroffen, man stellte 
uns vor vollendete Tatsachen. So war 
es mit der NATO-Osterweiterung, mit 
der Installation von militärischer In¬ 
frastruktur an unseren Grenzen. So war 
es auch mit der Entfaltung der Systeme 
der Raketenabwehr. (...)“ 

Der Redner schlussfolgerte: „Kurz, 
wir haben allen Grund zu der Annah¬ 
me, dass die sprichwörtliche Eindäm¬ 
mungspolitik gegen Russland, die so¬ 
wohl im 18., im 19. und im 20. Jahr¬ 
hundert aktuell war, auch heute noch 
fortgeführt wird. Man versucht ständig, 
uns in irgendeine Ecke zu drängen, und 
zwar dafür, dass wir eine unabhängige 
Position einnehmen, dafür, dass wir die¬ 
se verteidigen und dafür, dass wir die 
Dinge beim Namen nennen und nicht 
heucheln. Im Falle der Ukraine haben 
unsere westlichen Partner eine Grenze 
überschritten, handelten grob, verant¬ 
wortungslos und unprofessionell.“ 
Putin forderte „die Hysterie abzu¬ 
stellen, die Rhetorik aus Zeiten des 
kalten Krieges zu beenden und eine 
offensichtliche Sache anzuerkennen: 
Russland ist ein selbstständiger, ak¬ 
tiver Faktor der internationalen Ge¬ 
meinschaft, es hat, wie andere Länder 
auch, nationale Interessen, die man be¬ 
rücksichtigen und achten muss.“ 

Die Ablehnung des Weltherrschaftsan- 
spruchs der USA und ihres Gefolges 
durch Russland und andere Staaten, 
das Streben nach einer multipolaren 
Weltordnung liegt objektiv im Interes¬ 
se von Frieden und gesellschaftlichem 
Fortschritt, weil dies den Weltpolizisten 


USA, NATO und EU Grenzen setzt. 
Das sollte Anlass sein, Russland und 
seine westlichen Konkurrenten trotz 
im Wesentlichen gleicher sozialökono¬ 
mischer Grundlagen nicht über einen 
Kamm zu scheren. Dazu veranlassen 
sollten uns auch die historischen Er¬ 
fahrungen mit unterschiedlichen Sys¬ 
temen und Formen kapitalistischer und 
imperialistischer Politik sowie die An¬ 
wendung des dem historischen Materi¬ 
alismus immanenten Grundsatzes der 
konkreten Analyse der konkreten his¬ 
torischen Situation. 

Davon ausgehend gelangte die So¬ 
wjetunion vor und während des zwei¬ 
ten Weltkriegs trotz tiefer Widersprü¬ 
che mit den imperialistischen West¬ 
mächten zu dem Schluss, dass in der 
damaligen konkreten geschichtlichen 
Situation das faschistische Deutsch¬ 
land die Hauptgefahr für die UdSSR 
und die Menschheit darstellte. Diese 
Erkenntnis wurde zur Grundlage für 
ihr Ringen um kollektive Sicherheit 
und machte im Ergebnis trotz vieler 
Schwierigkeiten die Anti-Hitler-Koa¬ 
lition als bedeutenden Faktor für den 
Sieg über Nazi-Deutschland möglich. 

Die konkrete Analyse der heuti¬ 
gen konkreten historischen Situati¬ 
on in der Welt macht es heute meiner 
Überzeugung nach notwendig - in kla¬ 
rer Erkenntnis, dass das kapitalistische 
Russland, das ich in seinen Grundzü¬ 
gen in Teil I zu charakterisieren ver¬ 
sucht habe, für Marxisten absolut kein 
alternatives Gesellschaftsmodell sein 
kann - auf dem Gebiet der internati¬ 
onalen Politik zwischen Russland und 
den imperialistischen Hauptmächten 
zu differenzieren. Die Hauptgefahr für 
Frieden und gesellschaftlichen Fort¬ 
schritt geht heute von der Weltherr¬ 
schaftspolitik des US-Imperialismus 
und seines NATO-Gefolges aus. Das 
gilt es zu erkennen und dagegen den 
Hauptstoß unseres Kampfes zu richten. 

Willi Gerns 

Teil I: „Ökonomische und politische 
Machtverhältnisse im heutigen Russ¬ 
land“ erschien in UZ 42 (20. Oktober 
2017). Nachtrag: In Teil I wird die Kritik 
Kaschins an der Aufhebung praktisch 
aller Beschränkungen für die Überfüh¬ 
rung von Valuta und Direktinvestiti¬ 
onen aus Russland in den Westen er¬ 
wähnt. Aufgrund von Kürzungen fehlt 
die Angabe, um wen es sich bei Ka¬ 
schin handelt. Wladimir Iwanowitsch 
Kaschin ist stellvertr. Vorsitzender des 
Zentralkomitees der KPRF und Mitglied 
der Russischen Akademie der Wissen¬ 
schaften. 










14 Freitag, 27. Oktober 2017 


Anzeigen 


unsere zeit m 


Wir trauern um unsere Genossin 

Renate Stuhr-Hasselbach 

Sie ist am 7.10.2017 viel zu früh verstorben. 
Renate, Du wirst uns fehlen! 

DKP HH-Altona und DKP HH-Eimsbüttel 


Am 10. Oktober 2017 verstarb unser Genosse 

Erich Röhlck 

im Alter von 94 Jahren 

Erich wurde am 20. Mai 1923 als Sohn einer armen 
Tagelöhnerfamilie geboren. 

Als Arbeiterjugendlicher von den Hitlerfaschisten in 
den imperialistischen Raub- und Vernichtungskrieg ge¬ 
trieben, kam er - dank der Antifa-Schule in der Sow¬ 
jetunion - aufgeklärt als Antifaschist und Kommunist 
zurück. 

Unmittelbar nach seiner Rückkehr trat er 1946 in Ham¬ 
burg in die KPD ein. 

Die Lehren aus Faschismus und Krieg gezogen, widme¬ 
te er seine ganze Kraft dem Kampf gegen Wiederbe¬ 
lebung des Faschismus und gegen Wiederbewaffnung. 

Mit dem verbot der KPD war Erich wie tausende an¬ 
dere Kommunisten gezwungen, den Kampf unter er¬ 
schwerten illegalen Bedingungen fortzuführen. 

Adenauer-Justiz, Haft (Dezember 1960 bis April 1963), 
Verfolgung und Diskriminierungen haben den Kommu¬ 
nisten Erich in seiner Überzeugung nur weiter gestärkt. 
Ob es sich um den Kampf gegen Neofaschismus, 
Aufrüstung, Notstandsgesetze, Berufsverbote und 
Rassismus handelte, Erich stand immer vorbildlich in 
der ersten Reihe. 

Nach der Neukonstituierung der DKP war Genos¬ 
se Erich in vielfältigen leitenden Funktionen der DKP 
Hamburg tätig. 

Erichs Wirken war nicht nur auf die DKP beschränkt. Als 
aktiver Antifaschist hatte er ebenfalls leitende Funktio¬ 
nen in derWN - BdA und im Kuratorium Gedenkstätte 
Ernst Thälmann, Hamburg. 

Erichs Leben war von tiefer Verbundenheit zur Arbei¬ 
terklasse, zum proletarischen Internationalismus und 
zum antifaschistischen Kampf geprägt. Hier ist insbe¬ 
sondere auch seine Verbundenheit zu dem unermess¬ 
lichen Beitrag der Sowjetunion zur Befreiung vom Hit¬ 
lerfaschismus hervorzuheben. 

Für ganz viele von uns war und ist Erich immer wie¬ 
der ein großes Vorbild in unserem Kampf für ein Leben 
ohne Ausbeutung, Krieg und Faschismus. Bewegend 
für uns alle war sein unerschütterlicher Humanismus 
und seine Verbundenheit zu den Prinzipien bedin¬ 
gungsloser Solidarität mit allen unterdrückten und aus- 
gebeuteten Menschen. 

Wir und viele andere werden Erich Röhlck vermissen. 
Unser Mitgefühl und unsere Anteilnahme gilt seinen 
Kindern und allen Angehörigen. 

Deutsche Kommunistische Partei (DKP) 
Bezirksvorstand Hamburg 
Kuratorium Gedenkstätte Ernst Thälmann, 
Hamburg 

Die Trauerfeier mit Urnenbeisetzung findet am 
Donnerstag den 2. November 2017 um 12:30 Uhr in 
Kapelle 10 des Ohlsdorfer Friedhofs statt. 




10 Tage, die die Welt erschütterten I Die Lehren des Roten Oktober 


FESTVERANSTALTUNG VON DKP, KKE UND TKP 

ZUM 100. JAHRESTAG DER GROSSEN SOZIALISTISCHEN OKTOBERREVOLUTION 

Redebeiträge 

von Dr. Hans-Peter Brenner, stellvertretender Vorsitzender der DKP, 
und von Genossen der KKE und TKP 

Kulturprogramm 

mit Musik, revolutionären Texten und Gedichten 



Einlass ab 18.00 Uhr 


4. November 2017 Samstag 18.30 Uhr 


Friedenau • Rotenbergstraße 127 • 70100 Stuttgart-Ost* 

* ab U9-Haltestelle Raitelsberg 3 Min. Fußweg durch die Abelsbergstraße 

* ab U4-Halte$telle Leo-Vetter-Bad 7 Min. Fußweg durch die Abelsbergstraße 



JUMP UP Update Oktober 2017: 
Stand von JUMP UP bei der Veranstaltung 

REVOLUTION HAT ZUKUNFT! 1917 - 2017 100 Jahre ROTER OKTOBER 

am Samstag den 21.10.17 im Kino Babylon | Rosa-Luxemburg-Straße 30 | Berlin - 
Einlass 11.30 Uhr Veranstalter DKP 

Wir haben ein umfangreiches Angebot an CbS, Schallplatten und bVbs dabei - u.a. 

bVb: Der junge Karl Marx EUR 14,00 
DVD: Pride EUR 8,90 

CD: Die Grenzgänger: Lieder eines Lebendigen: Georg Herwegh - Poet 
und Rebell EUR 15,90 

CD: Hanns Eisler: Die Mutter (Kantate op.25) EUR 9,90 
CD-Box: Pete Seeger - 10 CDs EUR 14,50 
CD-Box: Woody Guthrie - 10 CDs EUR 14,50 

CD-Box: Various: Woody Guthrie: The Tribute Concerts - (3 CDs + 

Hochwertiger Schuber mit 2 gebundenen Büchern (160 und 88 Seiten) 

EUR 89,90 

www.jump-up.de // info@jumpup.de 

Schallplattenversand Matthias Henk PF 11 04 47 , 28207 Bremen 
Tel/Fax: 0421/4988535 (AB) 



Bezirksdelegiertenkonferenz 
DKP Baden-Württemberg 

100 Jahre Roter Oktober: Die DKP stärken - Wider¬ 
stand gegen Krieg und Imperialismus entwickeln! 
Karlsruhe, 18. und 19. November 2017 

Vorschlag zur Tagesordnung: 

1. Rechenschaftsbericht des Bezirksvorstands 

2. Beratung und Entschließung von Anträgen 

3. Wahlen zu den Bezirksorganen und der Delegierten 
zum 22. Parteitag 

Gäste melden sich bitte über ihre Grundorganisationen 
an oder direkt beim BV: info@dkp-bw.de 


Einladung zur Versammlung 
der kreisfreien Gruppen und Mitglieder 

am Sonntag, dem 19. November 2017, um 9.00 Uhr 

Vorschlag zur Tagesordnung: 

1. Aussprache 

2. Wahlen der Delegierten zum 22. Parteitag 

Ort: Karlsruhe, Gaststätte Walhalla, 
Augartenstraße 27,76137 Karlsruhe 


Dringend gesucht 

Hans Heinz Holz 
Aufhebung und Verwirk¬ 
lichung der Philosophie 
Band 1: Von Hegel zu 
Marx: Die Algebra der 
Revolution. 

Band 3: Integrale der Pra¬ 
xis Aurora und die Eule 
der Minerva 

Angebote bitte an 
Hannes.Meist@bvbp.org 


Ruhe, Erholung, Sport 
und! jede Menge Natur 
das ganze Jahr über 

2 FcWb im S ü d^diwürxwal d 
ca. £0 oder 75m 1 
2 cnicT 3 Zi MDB. T«T**M 
gTadzügig ausgcitattct 


A 



* ~ jfr ;■ 


Weitere Infos mul Buchung: 
www.ti M lfmiHraJtiiiin w.fti 



Entschleunigung 

Ruhe & Natur satt im 
Müritz-Nationalpark 

3 FeWo für je 2-3 Personen, 
ganzjährig in Kratzeburg-Granzin, 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Info: www.trinogga.de 
Tel: 039822/299488 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 




V ✓ Hessen 


Nicht religiös und trotzdem 14 

Jugendweihe - auch im Westen! 

Schon jetzt daran denken und anmelden 
beim Deutschen Freidenker-Verband 

info@jugendfeier-hesssen.de 

Wir laden interessierte Jugendliche und Eltern 
herzlich ein zum Kennenlerntreffen am Samstag, 
dem 11.11.2017, 15 bis 17 Uhr, im DGB-Jugend- 
club, 60329 Frankfurt am Main 

Freidenker 

Deutscher Freidenker-Verband 


Einladung zur 

Bezirksmitgliederversammlung 
der DKP Nordbayern 

Sonntag, den 17. Dezember 2017,10.00 Uhr, 
Einlass ab 9.30 Uhr 

Verein Junge Stimme DIDF, Wiesenstraße 86, Nürnberg 

Vorschlag zur Tagesordnung 

1. Eröffnung und Begrüßung 

2. Konstituierung 

3. Bericht des Bezirksvorstandes 

4. Bericht der Bezirksrevisionskommission 
und des Bezirkskassiers 

5. Diskussion 

6. Bericht der Mandatsprüfungskommission 

7. Abstimmung über Entlastung des 
Bezirksvorstands und des Kassiers 

8. Bericht der Antragskommission und 
Beschlussfassung über Anträge 

9. Wahlen zum Bezirksvorstand 

10. Wahl der Delegierten zum 22. Parteitag 

11. Schlusswort 

Antragsschluss ist der 1.12.2017 


DKP Saarland 

Einladung zur Bezirksdelegiertenkonferenz 

am Samstag, 11. November 2017, 

im KOMM-Zentrum an der Bachschule, Kleiststraße 30 b 
in Neunkirchen 

Beginn 14.00 Uhr, Ende 18.30 Uhr, Einlass ab 13.30 Uhr 
Vorschlag für die Tagesordnung 

1. Eröffnung, Begrüßung 

2. Konstituierung der Konferenz 

3. Referat des Bezirksvorsitzenden 

4. Diskussion, Bericht der Mandatsprüfungskommission 

5. Antragsdiskussion und Beschlussfassung 

6. Wahlen 

7. Schlusswort 

Eingeladen sind die Delegierten und Gastdelegierten. 
Bitte das Mitgliedsbuch mitbringen! 


Einladung Landesmitgliederversammlung 
der DKP Sachsen 

2. Dezember 2017,11.00 Uhr 
Haus der Begegnung, Großenhainer Str.93 
01129 Dresden 

Tagesordnung 

1. Begrüßung und Konstituierung 

2. Bericht der Ortsgruppen 

3. Diskussion 

4. Antragsberatung und Beschlussfassung 

5. Mandatsprüfung 

6. Wahl der Delegierten zum Parteitag 

7. Schlusswort 




steuern 


Unternehmen 


a FAtHKlUFEA 


WWW .stb-mannherz .de 


Toskana, nah am Meer 


Ökc-hof im Olivenhain, 
weiter Blkk, Stille; 
große helle Zimmer, 

viele gute Bücher, 
Hau* oder Häuschen; 
Kinderpaiadies. 



Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 

www.ferien-im-lotsenhaus.de 
v_y 
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Klassencharakter 

„Das Grundgesetz kennt keine 
Obergrenze“, UZ v. 13 . 10 ., S .4 

Wo und wann haben sich Politiker je¬ 
mals so engagiert um Profit-, Rüstungs-, 
Ausbeutungs-, Vermögensobergrenzen 
u.ä. hervorgetan? Es geht um Men¬ 
schen, nicht um irgendwelche Sachen, 
die eine Obergrenze sinnvoll machen. 
Es geht um Menschen, die in Mehrheit 
nicht freiwillig Heimat, Familie und 
mehr verlassen. Es geht um Menschen, 
die an unseren Grenzen stehen, weil die 
westliche Welt ihre Lebensexistenz un¬ 
tergräbt. Es kann nicht erste Aufgabe 
sein, nach Nützlichkeit zu selektieren 
oder unlautere Motive und Schmarot¬ 
zertum zu finden. Die selbsternannten 
Hüter der Menschenrechte müssen an 
ihre eignen Mahnungen erinnert wer¬ 
den. Als Kommunisten können wir aber 
nicht bei allgemeinen Menschenrech¬ 
ten verharren. Die Fluchtbewegungen, 
die Flüchtlingspolitik, das Abschieben, 
Verrechnen von Menschen, der Ras¬ 
sismus, Hass und Hetze, Kumpanei 
mit schlimmsten Diktaturen, Kriege, 
Rüstung, Waffenexporte, Krieg gegen 
Flüchtlinge und beabsichtigte Lagerun¬ 
terbringung haben am Ende Klassen¬ 
charakter. Wer, wenn nicht Kommunis¬ 
ten haben diesen aufzufinden und den 
Menschen zu vermitteln. 

Roland Winkler ; Aue 

Sinnlos verschlissen 

„Wählt Kommunisten - Die richtige 
Losung“, UZ vom 20 . 10 , S .12 

Ich gehe auf Michael Gerbers Beitrag 
ein, weil nicht nur er so argumentiert 
und dabei ebenfalls einiges auslässt. So 
waren es von 1983 bis dato nicht drei, 
sondern fünf EU-, nicht Europa-Wah¬ 
len, nämlich noch die von 1984 und 
1989. EU-Wahlen sichern auch nicht 
den Parteienstatus, siehe § 2. PartG. 
Ich habe 2004 und 2009 selbst kan¬ 
diert, in meinem dörflichen Wohnort 
u.a. einen Nachbarschaftsbrief an über 
500 Haushalte verbreitet und mit 1,8 
Prozent für die DKP fast doppelt so 
viel wie die PDS bekommen. Hätte ich 
das zusätzlich zum Einsatz der Gruppe 
in der Stadt als PV-Mitglied gemacht, 


wäre es nur um eine formale Wahlbe¬ 
teiligung gegangen? 2009 sollte die Be¬ 
teiligung auch ein Test sein, ob wir nach 
dem offenen Ausbruch der Krise einige 
10 000 Stimmen mehr gewinnen könn¬ 
ten. Es waren dann 15 000 weniger. Die 
Behauptung, es sei nur um den Partei¬ 
enstatus gegangen, ist ein Versuch, die 
damaligen Parteivorstände zu delegiti- 
mieren. 2014 kandidierte ich nicht, sorg¬ 
te aber mit einigen wenigen dafür, dass 
die DKP bei uns über Plakate im Stadt¬ 
bild sichtbar war. Dennoch lagen die 
lokalen Ergebnisse in Bad Kreuznach 
leider im Trend, der besagte: immer we¬ 
niger und in keiner Relation mehr zu 
dem, was Genossinnen und Genossen 
vor Ort leisten. 

In NRW stand die DKP von 2004 
bis 2017 fünf mal auf dem Stimmzettel, 
ohne Kommunalwahlen. Auch wenn es 
theoretisch hätte öfters sein können, 
erkenne ich hier keine wahlpolitische 
Abstinenz. Dass in den 13 Jahren die 
Ergebnisse in NRW kontinuierlich von 
6 796 = 0,13 Prozent auf 2 238 = 0,022 
Prozent gesunken sind, damit erklären 
zu wollen, die Genossinnen hätten et¬ 
was verlernt, was sie früher konnten, 
halte ich für gewagt. Es stellt sich auch 
die Frage, was Gruppen - waren es zwei 
oder zwölf oder 22? - die jetzt erstmals 
wieder öffentlich aufgetreten sind, da¬ 
ran gehindert hat, das zu tun, was mei¬ 
ne Gruppe auch nach 1990 machte und 
macht: mit ihren Materialien auf die 
Straße und vor einen Betrieb zu ge¬ 
hen, ob nun Wahlen sind oder nicht. 
Die Aufzählungen der beiden anderen 
Genossen, was alles gemacht wurde, un¬ 
terscheidet sich nur quantitativ davon, 
wie wir uns seit 40 Jahren Wahlbetei¬ 
ligungen trotz immer schlechterer Re¬ 
sultate „selbst froh gemacht haben“, wie 
mal ein Genosse, der in Idar-Oberstein 
im Stadtrat saß, rückblickend feststell¬ 
te. In der DKP gibt es noch eine Reihe 
Potenzen und Fähigkeiten, die politisch 
eingebracht werden können. In überre¬ 
gionalen Wahlen jedenfalls, bei denen 
in NRW nicht mal mehr 3 Stimmen 
pro Mitglied heraus kommen, werden 
sie sinnlos verschlissen. Aber Hauptsa¬ 
che, die Kapelle spielt bis zum Schluss. 

Volker Metzroth, Bad Kreuznach 


Abrüsten statt aufrüsten - 
Entspannungspolitik jetzt! 

24. bundesweiter und internationaler Friedensratschlag 2017 in Kassel, 
Universität, Wilhelmshöher Allee 73 
Sa./So. 2V3. Dezember 2017 

Abrüsten statt aufrüsten 
Atomwaffen abschaffen 
Bundeswehr abrüsten 
Waffenexporte stoppen 
Fluchtursachen und nicht Flüchtende be¬ 
kämpfen 

Sozialausgaben statt Rüstungsausgaben 
erhöhen 

Entspannungspolitk jetzt 



FR ★ 27 . OKT 


Hamburg: „Die Friedensvereinbarungen in 
Kolumbien - ihre Umsetzung und die Mög¬ 
lichkeit einer Stärkung einer großen, revolu¬ 
tionären Volksfront.“ Veranstaltung mit Nel¬ 
son Restrepo, Älcides Lesmes und Mauricio 
Vidales, Mitglieder der Kolumbianischen KP 
sowie der Versammlung der durch die Ver¬ 
folgung des kolumbianischen Staats ins Exil 
Gezwungenen. Sitz der Partei „Die Linke“, 
Am Felde 2,19.00 Uhr._ 

Augsburg: 34. Bundestreffen der Arbeits¬ 
gemeinschaft von DKP queer vom 27. bis 
29. Oktober. Hans-Beimler-Zentrum, Man- 
lichstraße 3. Die Kosten belaufen sich auf 15 
Euro, die Anreise ist ab Freitagabend 18.00 
Uhr möglich._ 

Rheinsberg: „Sie rührten an den Schlaf 
der Welt“, Texte von Brecht, Wolfgang Hel¬ 
fritsch, Heiner Müller, Hans-Karsten Raecke 
und Jane Zahn zu 500 Jahre Reformation 
und 100 Jahre Revolution. Musikbrennerei 
Rheinsberg, Königstraße 14,19.30 Uhr. 


SA ★ 28 . OKT 


Berlin: „Che presente“, Veranstaltung zur 
Erinnerung und zu seinen Wirkungen an¬ 
lässlich des 50. Jahrestages seiner Ermor¬ 
dung. Mitwirkende sind - Leonardo Tama- 
yo Nünez (Wegbegleiter von Che), Volker 
Hermsdorf (Autor und Journalist), Jutta 
Kausch (Freundschaftsgesellschaft Berlin- 
Kuba, Schauspielerin) und Prof. Dr. Oliver 
Rump (Humboldt Universität, Tamara-Bun- 
ke-Ausstellung. Mehringhof, Gneisenaustra- 
ße 2a, 16.00 Uhr. Kosten 2,00 Euro/ermäßigt 
1,00 Euro. 


SO ★ 29 . OKT 


Duisburg: Kreismitgliederversammlung der 
DKP. Marxloh, Kaiser-Wilhelm-Straße 284, 
15.00 Uhr bis 18.00 Uhr. 


MO ★ 30 . OKT 


Hamburg: Gruppenabend der DKP-Sam- 
melbetriebsgruppe „Bildung“. Magda-Thü- 
rey-Zentrum (MTZ), Lindenallee 72, 19.00 
Uhr. 


Ml ★ 1 . NOV 


Schwerin: Mitgliederversammlung der DKP. 
Buntes Q, Lückerstraße 180,19.00 Uhr. 


DO ★ 2 . NOV 


Bochum: „Mit Che in der Guerilla.“ Leonar¬ 
do Tamayo Nünez, bekannt als „Urbano“ in 
der Guerrilla von Che in Bolivien, berichtet 
über heroische Zeiten und die Rolle von Che 
damals und im heutigen Kuba. Veranstalter: 
Humanitäre Cubahilfe e.V. in Zusammenar¬ 
beit mit dem Netzwerk Cuba, Cuba Si, der 
Freundschaftsgesellschaft BRD-Kuba e.V. 
und anderen Kuba-Solidaritätsgruppen. 
Bahnhof Langendreer, Studio 108, Wal- 
baumweg 108,19.00 Uhr._ 

Nürnberg: „Stärkung der DKP - ausgehend 
von unseren Erfahrungen“, Gruppenabend 
der DKP Nürnberg. Rotes Zentrum, Reich- 
straße 8,19.00 Uhr._ 

Fürth: Gründungsversammlung der DKP 
Fürth. Infoladen Benario, Nürnberger Straße 
82,19.30 Uhr. 


FR ★ 3 . NOV 


Frankfurt/Main: „Mit Che in der Guerilla.“ 
Leonardo Tamayo Nünez, bekannt als „Ur- 


Termine@unsere-zeit.de 


bano“ in der Guerrilla von Che in Bolivien, 
berichtet über heroische Zeiten und die Rol¬ 
le von Che damals und im heutigen Kuba. 
Club Voltaire, Kleine Hochstraße 5, 19.00 
Uhr. 


SA ★ 4 . NOV 


Leipzig: „100. Jahrestag der Oktoberrevo¬ 
lution: Machteroberung 1917 und Macht¬ 
frage heute.“ Konferenz von Marxistisches 
Forum Sachsen und Leipzig, Rotfuchs¬ 
förderverein, DKP Leipzig, SDAJ Leipzig, 
Geraer sozialistischer Dialog, SAV Leipzig, 
Liebknecht-Kreis Sachsen, Traditionsver¬ 
band NVA/DDR-Grenztruppen, Kommunisti¬ 
sche Plattform Sachsen. Podiumsdiskussion 
mit Georg Fülberth, Volker Külow, Ekkehard 
Lieberam, Arnold Schölzel und anderen. Villa 
Davignon, Friedrich-Ebert-Straße 77, 10.00 
Uhr bis 17.00 Uhr._ 

Berlin: „100. Jahrestag der russischen 
sozialistischen Oktoberrevolution 1917“, 
Vortrag, Film und Diskussion. Veranstalter: 
Chile Freundschaftsgesellschaft „Salvador 
Allende“ und die Kommunistische Partei 
Chile. Ladenlokal Jonasstraße 29, S/U Her- 
mannstraße, U Leinestraße, 18.00 Uhr. 

Düren: Verlegung von „Stolpersteinen“ 
durch den Kölner Künstler Gunter Demnig 
ab 11.00 Uhr an mehreren Stellen im Düre- 
ner Stadtgebiet. „Am Pletzerturm“ werden 
„Stolpersteine“ für die Widerstandskämp¬ 
fer und KPD-Politiker Franz-Nikolaus Ha- 
sert und Johann Reins verlegt. Die genauen 
Uhrzeiten auf www.bertram-wieland-ar- 
chiv.de. _ 

Stuttgart: „10 Tage, die die Welt erschütter¬ 
ten - Die Lehren des Roten Oktober.“ Fest¬ 
veranstaltung von DKP, KKE und TKP zum 
100. Jahrestag der großen sozialistischen 
Oktoberrevolution. Redebeiträge von Hans- 
Peter Brenner, stellvertretender Vorsitzender 
der DKP, und von Genossen der KKE und TKP. 
Kulturprogramm mit Musik, revolutionären 
Texten und Gedichten. Friedenau, Roten¬ 
bergstraße 127,18.30 Uhr.. 


SO ★ 5 . NOV 


Hamburg: Führung durch die „Daueraus¬ 
stellung zur Zwangsarbeit in Hamburg 
1939-1945“ und dem neuen Ausstellungs¬ 
teil „Emil Bruns - Kriegsverbrecher und 
Kriegsgewinnler“. Veranstalter: Willi-Bredel- 
Gesellschaft - Geschichtswerkstatt e.V. Wil- 
helm-Raabe-Weg 23, nahe S-Bahn-Station 
Flughafen, 14.00 Uhr bis 17.00 Uhr._ 

Dortmund: Jahreshauptversammlung der 
DKP Dortmund. „Z“, Oesterholzstraße 27, 
14.00 Uhr bis 19.30 Uhr. 


Dl ★ 7 . NOV 


Marburg: „Die russische Oktoberrevoluti¬ 
on 1917. Ursachen, Verlauf und Bedeutung 
für die Zukunft.“ Diskussionsveranstaltung 
der DKP mit Gert Meyer. Technologie- und 
Tagungszentrum, Softwarecenter 3, 19.00 
Uhr_ 

München: „100 Jahre nach der Oktoberre¬ 
volution - wie geht es weiter?“ Ausschnitt 
eines historischen Filmes, Vorträge von Ellen 
Brombacher und Arnold Schölzel, Diskus¬ 
sion und Musik. Veranstalter: junge Welt, 
SDAJ, Partei „Die Linke“, KV Amper, Frei¬ 
denker und DKP München. EineWeltHaus, 
Schwanthalerstraße 80,18.00 Uhr._ 

Darmstadt: „Wie der Stahl gehärtet wurde“, 
Feier von DKP und KP der Türkei zu 100 Jah¬ 


re Oktoberrevolution mit Essen, Trinken, Film 
u.a. Halkevi, Luisenstraße 2,19.00 Uhr. 

Karlsruhe: „10 Tage, die die Welt erschüt¬ 
terten.“ Eine Lesung über das Leben von 
John Reed, vorgetragen von Stefan Kühner. 
Veranstaltung der DKP. Restaurant „Walhal¬ 
la“, Augartenstr. 27,18.30 Uhr. 


DO ★ 9 . NOV 


Hof (Saale): Konzert zum Gedenken an die 
Reichspogromnacht 1938 mit „Die Grenz¬ 
gänger“ (Bremen). Veranstalter: VVN-BdA 
Hof-Wunsiedel, DGB-Kreis Hof, Bündnis 
„Hof ist bunt, nicht braun“. Haus der Jugend, 
Sophienstraße 23,19.30 Uhr. Eintritt: 5 Euro, 
ermäßigt 3 Euro._ 

Nürnberg: „Auswertung des Bundestags¬ 
wahlkampfes“, Gruppenabend der DKP 
Nürnberg. Rotes Zentrum, Reichstraße 8, 
19.00 Uhr. 


FR ★ 10 . NOV 


Schweinfurt: Mitgliederversammlung der 
DKP-Unterfranken mit Wahl der Delegier¬ 
ten zum 22. Parteitag. Vereinsheim TV0- 
Schweinfurt; Hermann-Gräf-Allee 1; 19.00 
Uhr. 


SA ★ 11 . NOV 


Düren: „Oktober - Lenin, Majakowski und 
ich“, Konzertlesung mit Erich Schaffner. Be¬ 
gleitung am Akkordeon von Beate Jatzkow- 
ski. KOMM Düren, Einlass 19.30 Uhr. 


SO ★ 12 . NOV 


Dortmund: Eisensteins „Oktober“, an¬ 
schließend „Revolutionsfeier“ der DKP mit 
Essen und Trinken. „Z“, Oesterholzstraße 
27,16.00 Uhr. 


Dl ★ 14 . NOV 


Recklinghausen: Jahreshauptversamm¬ 
lung der DKP Recklinghausen. Ladenlokal 
Kellerstraße 7,19.30 Uhr. 


Ml ★ 15 . NOV 


Bremen: Festveranstaltung der DKP zu 
„100 Jahre große russische Oktoberrevolu¬ 
tion“. Es spricht Patrik Köbele, Vorsitzender 
der DKP. Kulturprogramm mit Rolf Becker, 
Schauspieler und linker Aktivist. Nachbar¬ 
schaftshaus Helene Kaisen. Beim Ohlenhof 
10,19.30 Uhr._ 

Röthenbach: Mitgliederversammlung der 
DKP Nürnberger Land mit Delegiertenwahl 
zum Parteitag. Floraheim, Siedlerstraße 10, 
19.00 Uhr._ 

Schwerin: Bildungsabend der DKP. Buntes 
Q, Lückerstraße 180,19.00 Uhr. 


DO ★ 16 . NOV 


Dortmund: „100 Jahre Oktoberrevolution, 
Diskussionsveranstaltung der DKP mit Klaus 
Wagener. „Z“, Oesterholzstraße 27, 19.00 
Uhr. 


Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören auch in 
die UZ! Bitte spätestens am Freitag eine Wo¬ 
che vor dem Erscheinungstermin der ent¬ 
sprechenden Ausgabe der UZ mit Angabe des 
Themas der Veranstaltung an termine@unse- 
re-zeit.de oder UZ-Redaktion, Hoffnungstra¬ 
ße 18,45127 Essen. 


Liebe Leserinnen und Leser, 

bucht jetzt das KOMBI-ABO und lest die UZ als Zeitung und auch Online 

★ Die uz immer und überall lesen 

★ Für nur 1,- bis 3,- Euro monatlich zusätzlich! 

★ Mit Möglichkeit der Bild- und Schriftvergrößerung 

★ Alle aktuellen Texte, das gesamte Archiv und die Dossierfunktion nutzen 



□ Ich beziehe bereits die gedruckte UZ im Abo und möch¬ 
te die Zeitung ab sofort auch online lesen - daher bestelle 
ich die Online-Ausgabe zum zusätzlichen Preis von 


□ Ich habe noch kein UZ-Abo und möchte die UZ 
ab sofort als Wochenzeitung und online lesen - 
daher bestelle ich das Kombi-Abo zum Preis von 


□ 

Ermäßigtes Abo 

1,00 € pro Monat 

□ 

Ermäßigtes Abo 

7,00 € pro Monat 

□ 

Normalabo 

2,00 € pro Monat 

□ 

Normalabo 

13,00 € pro Monat 

□ 

Förderabo 

3,00 € pro Monat 

□ 

Förderabo 

18,00 € pro Monat 


Ich zahle mein UZ-Abonnement □ monatlich* nvierleljähriicb* □ halbjährlich □ jährlich * Nur bet SERA Einzug möglich 
- O Einzugsarmächligiung / SEPA-Laatschriftmandat 
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Die Höhle der Löwen 

In der dritten Staffel dieser richtig 
perfiden „Show“ geht es um noch 
mehr Geld, lukrativere Geschäftsmo¬ 
delle, dramatischere Verhandlungen 
und eine größere Bandbreite fulmi¬ 
nanter Ideen. Denn die spektakulären 
Erfindungen der neuen Staffel, ob zu 
Wasser, zu Land und in der Luft, in¬ 
novative Apps oder ungewöhnliche 
Lebensmittel, lassen selbst die mil¬ 
lionenschweren Investoren staunen. 
Zu kritisieren ist, dass viele der in der 
Sendung geschlossenen Deals in den 
Nachverhandlungen von Investor und 
Unternehmensgründer nach der Sen¬ 
dung scheitern, obwohl in der Sen¬ 
dung ein Übereinkommen zwischen 
beiden Parteien getroffen wird. So 
sind 26 der 35 in Staffel eins und zwei 
geschlossenen Deals in den Verhand¬ 
lungen nach der Show gescheitert, 
womit nur neun Deals tatsächlich um¬ 
gesetzt wurden. Der Sender begrün¬ 
det das nachträgliche Scheitern vieler 
Deals damit, dass nach der Sendung 
teilweise Unwahrheiten in den Aussa¬ 
gen der Gründer ans Licht kommen 
oder sich Investor und Gründer be¬ 
züglich bestimmter Vertragspunkte 
nicht einig werden. 

Fr., 27.10., 20.15 Uhr, ntv 

Bella Block 

Immer wieder sehenswert: Wie Han¬ 
nelore Hoger die mittlerweile pensi¬ 
onierte Kommissarin spielt, wie die 
Drehbücher die Themen und Liguren 
aus den Krimis von Doris Gercke gut 
umsetzen und wie eine Atmosphäre 
geschaffen wird, die den Zuschauer 
einnimmt. Im aktuellen Lall „Stille 
Wasser“ verschlägt es Bella in eine 
brandenburgische Kleinstadt, wo zu¬ 
mindest die Todesursache des Zwil¬ 
lingsbruders die Lamilie vor viele 
Tragen stellt. Jo Baier hat routiniert 
Regie geführt. 

Sa., 28.10., 20.15 Uhr, ZDF 

Das Reich der Sonne 

Einer der mittelprächtigen Lilme von 
Steven Spielberg, der aber haupt¬ 
sächlich von den Schauspielern ge¬ 
tragen wird. Dazu gehören der noch 
junge Christian Bale und John Mal- 
kovich und obwohl das Drehbuch 
von Tom Stoppard ist, bleibt die er¬ 
zählte Geschichte seltsam blass. Dass 
Spielberg zum Ende hin nur noch Pa¬ 
thos und reichlich Einsatz der Film¬ 


musik von John Williams einfallen, 
ist schade. Auf jeden Lall kein „Meis¬ 
terwerk“, es gab zwar Oscar-Nomi¬ 
nierungen, aber der Lilm ging völlig 
leer aus. Gedreht zwischen zwei „In¬ 
diana- Jones“-Lilmen, hatte die Pro¬ 
duktion mehr mit Marketingüberle¬ 
gungen zu tun als mit künstlerischen 
Ansprüchen. 

So., 29.10., 20.15 Uhr, arte 

Die andere Heimat 

Dem (fiktiven) Hunsrück-Dorf 
Schabbach hatte der deutsche Re¬ 
gisseur Edgar Reitz bereits zwi¬ 
schen 1982 und 2004 in seiner 
„Heimat“-Trilogie ein eindrucks¬ 
volles Denkmal gesetzt. Lür dieses 
erneut äußerst ambitionierte Pro¬ 
jekt kehrte er nach Schabbach zu¬ 
rück, um eine Art Vorgeschichte der 
bereits existierenden Erzählung zu 
entwerfen: Vor dem Hintergrund ei¬ 
ner konfliktreichen Dreieckskons¬ 
tellation zeichnet Reitz ein hochgra¬ 
dig stimmungsvolles Bild des ländli¬ 
chen Alltags, der von harter Arbeit, 
großer Armut, schweren Rückschlä¬ 
gen, aber auch Zusammenhalt ge¬ 
prägt ist und bei dem der Matsch 
auf den Straßen und die Gülle in 
den Eässern förmlich erlebbar wer¬ 
den. Die Unbill dieses Lebens und 
die damit einhergehende Zeit der 
großen Auswandererwelle zeichnet 
der 2013 mit dem Deutschen Film- 
preis ausgezeichnete und für den 
Lremdsprachen-Oscar 2014 nomi¬ 
nierte Lilm in grandiose, mit kleinen 
Larbeffekten dekorierte Schwarz - 
Weiß-Bilder. Dies ist tatsächlich ein 
Meisterwerk. 

So., 29.10., 22.10 Uhr, 3sat 

AMICA - der Sound der DDR 

Das legendäre Plattenlabel feiert 
nicht nur 70. Geburtstag, sondern war 
und ist Heimat einer eigenen Rich¬ 
tung, dem Ostrock. City, Puhdys, Ka¬ 
rat oder Silly wurden zum Sound der 
DDR, den die Lirma schon damals 
erfolgreich in den Westen exportier¬ 
te. Das Monopollabel der DDR, wel¬ 
ches zum VEB Deutsche Schallplatte 
gehörte, war nicht nur ein wirtschaft¬ 
lich klug geführtes Unternehmen. Es 
unterstand dem Kulturministerium, 
subventionierte mit seinen Gewin¬ 
nen den Kulturbereich und lieferte 
zugleich eine überragende Qualität. 
Mo., 30.10., 20.15 Uhr, MDR 


Wo sind die Irren, 
die Netten, die Aggros? 

„Schick mich, ich bin schnell!“ - Anekdoten aus dem Amateurfußball 


H ey, das ist ja mein Buch, dach¬ 
te ich. 20 Jahre Kreisliga und 20 
Jahre Hobbyliga habe ich hinter 
mir. Ich kenne sie alle, die verrückten 
Typen, die schnellen Jungs und die ganz 
langsamen, die Normalen und die Irren, 
die Netten und die Aggros. 

Aber schnell war ich enttäuscht. 
Hier wird recht lieblos eine „Anekdo¬ 
te“ nach der anderen auf Papier gehau¬ 
en. Und es geht gar nicht wirklich um 
die Eußballer, um die Typen. Es geht 
um Schiedsrichter, die den Weg nicht 
finden, Spiele, die wegen eines entlau¬ 
fenden Hundes unterbrochen werden, 
oder Torhüter, die zur Halbzeit nach 
Hause fahren. Alles in Kurzgeschich¬ 
ten, mal ganz lustig, mal skurril, meis¬ 
tens aber - so mein Empfinden - lang¬ 
weilig. 

Ich hätte gerne über wirkliche Ty¬ 
pen gelesen, und das assoziiert der Ti¬ 
tel ja auch: den „Schick-mich-ich-bin- 
schnell“-Spieler z.B.: Oft ist er über¬ 
haupt nicht schnell, glaubt es bloß. 
Oder er ist tatsächlich schnell, kann 
aber mit dem Ball so gar nichts anfan¬ 
gen, außer davor pöhlen (Ruhrgebiets¬ 
deutsch: einen Ball herumkicken, Anm. 
der Redaktion) und hinterherrennen, 
meist ins Niemandsland des Feldes, ger¬ 
ne auch mal bis hinter die Auslinie. 

Oder den „Ich-kann-alles-am- 
Ball“-Spieler: Kommt bevorzugt aus 
dem Berufsfeld Lehrer/Sozialarbei¬ 
ter, kennt nur sich und den Ball, weiß 
wirklich alles besser und wenn er einen 
Fehler macht, sind alle anderen schuld, 
zur Not der Rasen, der Luftdruck oder 
die geopolitische Weltlage im Allge¬ 
meinen. 

Der „Aggro-Typ“, der alles und je¬ 
den umgrätscht, in jeden Zweikampf 
geht, als stünde der Atomkrieg unmit¬ 
telbar bevor, der für ein Kopfballduell 
200 Meter Anlauf nimmt. Aber selber 
nach der kleinsten Berührung des Geg¬ 
ners schreiend zu Boden bricht, als wä¬ 
ren alle Kreuzbänder dieser Welt auf 
einmal gerissen. Mindestens. 

Auch schick: der „Dirigent“: Bewegt 
sich während der 90 Minuten im Radi¬ 
us eines Bierdeckels, begeht 97 Prozent 
der Begegnung verbal statt sportiv und 
„schickt“ gerne Mitspieler. Das ganze 
Spiel wird von ihm kommentiert, jede 
Ballberührung und jeder Einwurf auch, 
und nur er sieht - am weitesten ent¬ 
fernt vom Ort des Geschehens - ob der 
Ball hinter der Linie war oder nicht. 

Der „Terrier“: Er liebt den Körper¬ 
kontakt, ist sich sicher, dass der Ball an 
deinem Fuß ihm gehört und nur ihm, 



und verfolgt dich zur Not auch bis in 
die Umkleidekabine. Wird gerne kom¬ 
biniert mit dem „Schwitzer“, jenem Ty¬ 
pus, der bereits nass ist, während er sich 
noch umzieht. 

Der „Bierselige“: Hat gerne schon 
vor dem Spiel den einen oder anderen 
Hopfen zu sich genommen. Spielt Fuß¬ 
ball wie er würfelt, mittelmäßig, aber 
mit Spaß. War in den letzten 22 Jahren 
auf dem Platz nicht aggressiv und hat 
das auch in den nächsten 13 nicht vor, 
warum auch, ist ja nur Fußball. 

Der „Wunderliche“: Hat eine Tech¬ 
nik, die man nicht verstehen kann und 
die bei versuchter Nachahmung garan¬ 
tiert zum Meniskusschock führt. Spielt 
wie eine Mischung aus Ballett und 
Sackhüpfen, behält aber aus unerfind¬ 
lichen Gründen trotzdem immer den 
Ball am Fuß. 


Und so weiter. Typen eben, die man 
kennt, die einen tausendmal zu Tode ge¬ 
nervt oder zum Lachen gebracht haben. 

Aber bei „Schick mich, ich bin 
schnell!“ kommen sie nicht vor, und 
wenn, dann als Randnotiz. Hier ist es 
lustig, dass beim Verein XYZ ein Fuchs 
beim Training zuschaut oder ein Bauer 
seinen Trecker vor das Tor fährt, weil 
Besucher des Spiels seine Wiese voll¬ 
geparkt haben. Auch das kann ja sei¬ 
nen Reiz haben, auch wenn ich ihn 
nicht finden kann. Aber der Titel des 
Buches führt definitiv ins Leere. Oder 
eben ins Abseits. 

Karl Rehnagel 

llja Behnisch: Schick mich, ich bin 
schnell! - Die besten Anekdoten aus 
dem Amateurfußball, Verlag Die Werk¬ 
statt, 12,90 Euro 
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Als glühender Verteidiger der Ok¬ 
toberrevolution und ihrer Errun¬ 
genschaften gibt der Autor auch 
Antworten auf die Frage, warum 
dieser erste Anlauf zum Aufbau 
einer sozialistischen Gesellschaft 
scheiterte - und das trotz der 
erreichten ökonomischen, sozial¬ 
kulturellen, politischen Erfolge und 
obgleich die Oktoberrevolution viele 
Jahrzehnte nachwirkte, den Kampf 
von Millionen gegen Unterdrückung, 
Ausbeutung und Krieg inspirierte. 


Bis heute wird Lenin angefeindet, 
bekämpft, verteufelt. Unter schier 
aussichtslosen Umständen öffnete er 
den Weg in eine neue Zivilisation. 
Seine Denkweise und sein politi¬ 
sches Handeln zu rekonstruieren, ist 
Ziel des Autors, um zu überprüfen, 
was davon auch heute noch für 
eine grundlegende gesellschaftliche 
Umgestaltung, für den Kampf gegen 
Krieg und die Sicherung des Friedens 
nützlich sein könnte. 


Der Zyklus des Aufstiegs und 
Niedergangs der Sowjetunion wird 
im Kontext der großen weltpoli¬ 
tischen und weltgeschichtlichen 
Widerspruchskonstellationen des 
20. Jahrhunderts untersucht. Was 
Revolution in den Ländern des ent¬ 
wickelten Kapitalismus heute heißen 
kann, ist Gegenstand des abschlie¬ 
ßenden Kapitels. 


Mit dem Untertitel »Aufstand gegen 
den Krieg« liefert Stefan Bollinger 
den entscheidenden Schlüssel zum 
Verständnis der Oktoberrevolution. 
Dies kann nicht oft genug wieder¬ 
holt werden: Die Oktoberrevolution 
war die einzige in ihrer Radikalität 
adäquate Antwort auf diesen Krieg, 
der zu Recht als die »Urkatastrophe 
des Jahrhunderts« gekennzeichnet 
wurde. 


Was brachten Marx und Engels für 
die Geschichtsbetrachtung? Was ist 
Weltgeschichte, was eine Revoluti¬ 
onsepoche? Wie ist das Verhältnis 
von Innen- und Außenpolitik, wie 
geschieht eine Revolution von oben? 
Sind Zeitalter-Begriffe überflüssig? 
Was ist historisches Erkennen? Der 
Band skizziert in straffen Linien die 
historische Entwicklung Europas. 
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